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l!mmentar 

Die stille Reform-
Erneuerung und Qualitätssicherung 
in der Ausbildung 

Hermann Schmidt 

Die Attraktivität unseres Berufsbildungssystems sind die Ak­

tualität und die Verwertungsmöglichkeiten der vermittelten 

Qualifikationen. Modernisierung und Qualitätssicherung der 

Ausbildung sind daher ein wesentlicher Punkt im Reformpro­

zeß des dualen Systems der Berufsausbildung in Deutschland. 

Dieser Prozeß ist derzeit in vollem Gange: Innerhalb von zwei 

Jahren werden rund 120 Ausbildungsberufe neu geordnet, 

darunter 20 Berufe, die es bisher nicht gab: 1996 wurden 21 

neue Ausbildungsordnungen erlassen, 1997 werden es 47 

und 1998 voraussichtlich 50 sein. Soweit die Zahlen. Bemer­

kenswerter ist jedoch das Verfahren und das Zusammenwir­

ken von Regierung, Arbeitgebern, Gewerkschaften und Be­

rufsbildungsforschung bei diesem Unternehmen. Wegen der 

Kompliziertheit und der Dauer stand dieses Verfahren in der 

Vergangenheit öfter in der Kritik. Nun wird die Innovationsfä­

higkeit dieses dualen Systems eindrucksvoll unter Beweis ge­

stellt. 

Ausbildungsberufe werden konzeptionell neu gestaltet und an 

die technische, w irtschaftliche und gesellschaftliche Entwick­

lung strukturell und inhaltlich angepaßt. in wichtigen Beschäf­

tigungsfeldern werden neue Ausbildungsberufe geschaffen, 

wo es bisher nur in akademischen Berufen Qualifizierungs­

möglichkeiten gab. Diese Erneuerungsfähigkeit beweist sich in 

einem kontinuierlichen Prozeß, durch den in den letzten 20 

Jahren 275 der bestehenden rd . 360 Ausbildungsberufe ak­

tualisiert oder neu geschaffen worden sind und durch die die 

Qualität der Ausbildung im dualen System garantiert wird. 

Um diesen Erneuerungsprozeß in Gang zu halten, haben sich 

die Sozialparteien, die Berufsbildungsforschung im BIBB und 

die verantwortlichen Ministerien der Bundesregierung zu ei­

nem außerordentlichen Kraftakt zusammengetan: 

• Sozialparteien und der Staat, indem sie die Rahmenbedin­

gungen für die zukünftige Gestaltung des Ausbildungssystems 

schaffen und sichern wie z. B. in der Absprache der Bundes­

regierung, der Wirtschaft und der Gewerkschaften zur Ver­

besserung und Straffung der Neuordnung von Ausbildungs­

berufen vom 4. Juli 1995. 

• Praxis und Wissenschaft, indem sie die für die Neuordnung 

erforderlichen umfangreichen Grundlagenarbeiten durchfüh­

ren und den Qualifikationsbedarf und -umfang in der Berufs­

praxis und an den Arbeitsplätzen ermitteln. Es sind die Sach­

verständigen der Arbeitgeber und Gewerkschaften, die ge­

meinsam mit Berufsbildungsforschern und-forscherinnen des 

Bundesinstituts für Berufsbildung in einem permanenten "Sit­

zungsmarathon" die fachlichen und inhaltlichen Grundlagen 

zur Entwicklung neuer Ausbildungsordnungen erarbeiten. 

Und es sind die Sachverständigen der Länder, die die Rahmen­

lehrpläne für die Berufsschulen erarbeiten und diese in enger 

Zusammenarbeit mit den Sozialparteien und dem Bundesin­

stitut mit den Ausbildungsordnungen abstimmen. Durch die­

se Leistungen entlasten die Sachverständigen der Sozialpartei­

en den Staat von einer Aufgabe, die dieser ohne sie nicht er­

bringen könnte. So haben allein 1996 ca. 260 Sachverständi­

gensitzungen im BIBB für al le im Neuordnungsprozeß befindli­

chen Vorhaben stattgefunden; das bedeutet einen durch­

schnittlichen Aufwand von etwa vier bis fünf, meist zweitägi­

gen Sitzungen pro Beruf. Die Anzahl der Sachverständigen je 

Sitzung für die 1997 in Kraft tretenden völlig neuen bzw. neu­

geordneten Ausbildungsberufe lag zwischen vier und zwölf 

Teilnehmern. 90 Prozent al ler Neuordnungsverfahren werden 

in ein bis eineinhalb Jahren durchgeführt. 

Dies alles unterstreicht die Bedeutung und Reichweite des 

dualen Systems als größten Teil der Sekundarstufe II in 

Deutschland. Rund zwei Drittel eines Altersjahrgangs qualifi­

zieren sich durch eine duale Berufsausbildung . Legt man die 

neuesten verfügbaren Daten über die Struktur der Ausbil­

dungsberufe von 1996 zugrunde, so werden in diesem Jahr 
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über 60 Prozent der insgesamt rd. 1,6 Mio. Auszubildenden in 

Berufen ausgebildet, die während der letzten zehn Jahre neu 

geordnet worden sind . Hinzu kommen die Auszubildenden in 

den jeweils völlig neu geschaffenen Berufen von 1996 und 

1997, von denen wir hoffen, daß sie in den nächsten zehn Jah­

ren etwa fünf bis zehn Prozent aller Ausbildungsverträge aus­

machen werden. 

Neue Ausbildungsberufe müssen sich erst in der Praxis durch­

setzen. Ausbildungsbetriebe, Ausbilder, Kammern, Berufs-

2 BWP 26/1997/2 • Kommentar 

schulen sind gerade im Begriff, sich auf die neuen Ausbil­

dungsanforderungen einzustellen . Und die Jugendlichen 

selbst müssen sich zunächst ein Bild von den neuen Berufen 

machen und ihre darin liegenden Chancen, auch Beschäfti­

gungschancen, erkennen. Wir sind sicher, daß die neuen 

Medienberufe und die neuen Informations- und Kommunika­

tionsberufe die Chancen bieten. 
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Zur Zukunft betrieblich 
qualifizierter Fachkräfte und 
ihrer Ausbildung 

Im Zuge des wirtschaftlich-techni­

schen Wandels werden veränderte 

Formen der Betriebs- und Arbeitsor­

ganisation in den Unternehmen 1 und 

deren Konsequenzen auf Ausbildung 

und Perspektiven betrieblich qualifi­

zierter Fachkräfte diskutiert. 2 ln dem 

BIBB-Forschungsprojekt "Die Wert­

schätzung der dualen Berufsausbil­

dung und ihre Einflußfaktoren" wur­

de untersucht, wie die Betriebe die 

Einsatzmöglichkeiten und Entwick­

lungschancen dual ausgebildeter 

Fachkräfte einschätzen und welche 

Rolle sie den eigenen Ausbildungs­

aktivitäten im Rahmen der betrieb­

lichen Personalgewinnung beimes­

sen. 

Die in diesem Beitrag vorgestellten Ergeb­

nisse beruhen auf einer repräsentativen Be­

triebsbefragung, die zu Beginn des Jahres 

1996 durchgeführt wurde. Die Befragungs­

auswertung beruht auf einer Stichprobe von 

insgesamt 3 167 Betrieben, die gewichtet3 

wurde. 

Die Ergebnisse zeigen, daß von einer Abkehr 

vom dualen System der Berufsbildung nicht 

gesprochen werden kann. Auch kann keine 

generelle Verdrängung der Absolventen des 

dualen Systems aus Aufstiegspositionen 

durch Fachkräfte mit Hochschulabschluß be­

obachtet werden. Jedoch verändern sich die 

Aufgabenzuschnitte der Positionen, über die 

betrieblich qualifizierte Fachkräfte ihren be­

ruflichen Aufstieg realisieren können. Dabei 

kann die teilweise zu verzeichnende Ten­

denz, Fachkräfte mit unterschiedlichen Qua-

lifikationsprofilen einzusetzen, die Konkur­

renz zu Hochschulabsolventen erhöhen. 

Zum Stellenwert betrieblich 
qualifizierter Fachkräfte 

Bei der Untersuchung des Stellenwerts be­

trieblich qualifizierter Fachkräfte soll diffe­

renziert nach Fachkräftegruppen im gewerb­

lich-technischen Bereich4 und im kaufmän­

nisch-verwaltenden Bereich5 auf folgende 

Aspekte eingegangen werden: 

• künftige Beschäftigungsentwicklung 

• die betriebliche Position der Fachkräfte­

gruppen 

• künftige Aufstiegsperspektiven betrieblich 

qualifizierter Fachkräfte. 

Künftige Beschäftigungs­
entwicklung: Zuwachs in 
Kleinbetrieben - Abbau in 
Großbetrieben 

Per Saldo rechnen die Betriebe für die kom­

menden drei Jahre mit einer rückläufigen Be­

schäftigungsentwicklung. Knapp jeder dritte 

(31 Prozent) erwartet künftig einen Beschäf­

tigtenrückgang, während nur 22 Prozent der 

Betriebe von einem Beschäftigtenzuwachs 

ausgehen. Immerhin knapp jeder zweite Be­

trieb ( 47 Prozent) rechnet mit einer gleich­

bleibenden Entwicklung in den nächsten drei 

Jahren. Erhebliche Unterschiede bei den Be­

schäftigungserwartungen zeigen sich bei ei­

nem Vergleich nach Betriebsgrößenklassen. 
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Abbildung 1: Erwartete Beschäftigtenentwicklung in den nächsten drei Jahren 
Nennungen der Betriebe in Prozent 
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So wird der allgemeine Abwärtstrend bei der 

Beschäftigtenentwicklung vorrangig durch 

die größeren Betriebe bestimmt, während die 

Kleinbetriebe (bis 49 Beschäftigte) in den 

nächsten drei Jahren von einem Ansteigen 

der Beschäftigten ausgehen. Die einzige 

Fachkräftegruppe6, für die auch in den Klein­

betrieben per Saldo ein Fachkräfteabbau vor­

ausgesagt wird, ist die Gruppe der Un- und 

Angelernten. Vor diesem Hintergrund muß 

auch die Aussage von 63 Prozent der Klein­

betriebe gesehen werden, daß für sie bei 

künftigen Neueinsteilungen ein Berufsab­

schluß unabdingbar sein wird. Für die übri­

gen Fachkräftegruppen in den gewerblich­

technischen wie in den kaufmännisch-ver­

waltenden Bereichen rechnen die Kleinbe­

triebe mit einem Beschäftigungszuwachs. 7 

In den Großbetrieben mit 500 und mehr Be­

schäftigten wird ebenfalls und noch weit 

häufiger als in den Betrieben mit geringeren 

Beschäftigtenzahlen ein Abbau der un- bzw. 

angelernten Fachkräfte erwartet. Die Mehr­

zahl der Großbetriebe (82 Prozent) hält auch 

bei künftigen Neueinsteilungen einen Be­

rufsabschluß für unabdingbar. Gleichwohl 

bleibt der abnehmende Beschäftigungstrend 

nicht allein auf die gering qualifizierten 

Fachkräfte beschränkt. Beispielsweise 

zeichnet sich im gewerblich-technischen Be­

reich bei den Meistem künftig eine abneh­

mende Tendenz ab. 

In den kaufmännisch-verwaltenden Berei­

chen melden die Großbetriebe künftig einen 

zunehmenden Bedarf an hoch qualifizierten 

Fachkräften. So rechnen 32 Prozent der 

Großbetriebe bei kaufmännisch-verwalten­

den Fachkräften, die über einen qualifizierten 

Fortbildungsabschluß z. B. zum Fachwirt 

verfügen, mit einem Zuwachs (Abnahme: 16 

Prozent). Trotz der teilweise bestehenden 

Probleme, die Personalverantwortliche mit 

den aus ihrer Sicht überhöhten Karriere­

ansprüchen von Berufsakademieabsolventen 

haben, rechnet jeder dritte (33 Prozent) 

Großbetrieb, in dem diese Fachkräfte be­

schäftigt oder ausgebildet werden, mit einer 

zunehmenden Entwicklung (Abnahme: 18 

Prozent). Hingegen scheinen kaufmännisch­

verwaltende Fachkräfte, die ausschließlich 

über einen Lehrabschluß mit entsprechender 

Berufserfahrung verfügen, dem erhöhten 
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Qualifikationsbedarf in den kaufmännisch­

verwaltenden Abteilungen der Großbetriebe 

nicht mehr in jedem Fall zu genügen. Fast je­

der dritte Großbetrieb (29 Prozent) kündigt 

an, in den nächsten drei Jahren auch solche 

Fachkräfte abzubauen, die über keinen wei­

tergehenden Fortbildungsabschluß verfügen 

(Zunahme: 19 Prozent). 

Die Gründe für diese Beschäftigtenentwick­

lung werden bei jedem zweiten Betrieb in der 

Kostenbelastung sowie in den zunehmenden 

Qualitätsanforderungen gesehen. Jeder dritte 

Großbetrieb gibt an, daß sich bei ihm der Ab­

bau betrieblicher Hierarchien in den nächsten 

drei Jahren personell bemerkbar machen 

wird. Hinzu kommen betriebliche Organisa­

tionsveränderungen, wie die Auslagerung 

von betrieblichen Dienstleistungen oder die 

Schließung ganzer Abteilungen, die zu einem 

Stellenabbau bei nahezu allen Fachkräfte­

gruppen führen. 

Zur betrieblichen Position 
der Fachkräftegruppen 

Die Betriebe wurden gefragt, welche Positio­

nen Mitarbeiter mit Lehrabschluß bzw. Ab­

schluß einer Aufstiegsfortbildung in ihrem 

Betrieb in der Regel einnehmen. Als mögli­

che Positionen wurden vorgegeben: qualifi­

zierte Fachkräfte, untere/mittlere Führungs­

kräfte und höhere Führungskräfte. Diese Ka­

tegorien sind jeweils in Relation zur Struktur 

und Größe der befragten Betriebe zu verste­

hen. Die Ergebnisse werden daher differen­

ziert für Klein- und Großbetriebe dargestellt. 

Auf die Darstellung der Situation in den Mit­

telbetrieben, die mit zunehmender Betriebs­

größe den Ergebnissen der Großbetriebe äh­

nelt, wird hier verzichtet. 

Kleinbetriebe 

In den Kleinbetrieben bis 49 Beschäftigte 

stoßen betrieblich qualifizierte Fachkräfte 

auf eine vergleichsweise durchlässige Be­

triebshierarchie. Abgesehen von Facharbei­

tern, die von nahezu allen Betrieben (85 Pro-



zent) vorwiegend als qualifizierte Fachkraft 

ohne Führungsaufgaben und darüber hinaus 

nur von knapp jedem fünften Betrieb als un­

tere/mittlere Führungskraft eingesetzt wer­

den, stehen den Meistem und Technikern 

auch höchste Leitungspositionen offen. An­

gestellte Meister, solche also, die nicht selbst 

Betriebsinhaber sind, werden von fast jedem 

zweiten Betrieb als mittlere Führungskraft 

( 46 Prozent) eingesetzt. In jedem dritten 

Kleinbetrieb (32 Prozent) nehmen sie auch 

höhere Leitungspositionen unterhalb des Be­

triebsinhabers ein. Gleichermaßen werden 

sie von 37 Prozent der Betriebe als qualifi­

zierte Fachkräfte ohne Leitungsaufgaben ein­

gesetzt. Auch bei den Technikern zeigt sich, 

daß der häufig nur geringe Grad an Komple­

xität in der Aufbau- und Ablauforganisation 

von Kleinbetrieben dual ausgebildeten Fach­

kräften mit dem entsprechenden Berufsab­

schluß einer Aufstiegsfortbildung prinzipiell 

Zugang zu allen betrieblichen Aufstiegsposi­

tionen gewährt. Dies gilt häufiger noch für 

die Aufstiegsmöglichkeiten betrieblich quali­

fizierter Fachkräfte im kaufmännisch-ver­

waltenden Bereich (z. B. für Fachwirte). 

Selbst kaufmännisch-verwaltende Fachkräf­

te, die ausschließlich über einen Lehrab­

schluß und entsprechende Berufserfahrung 

verfügen, werden von gut jedem dritten Be­

trieb in unteren/mittleren Führungspositio­

nen beschäftigt. In 13 Prozent der Kleinbe­

triebe bekleiden sie sogar anders als die 

Facharbeiter in den gewerblich-technischen 

Bereichen, die über ein formal gleiches Qua­

lifikationsniveau verfügen, auch höhere Füh­

rungspositionen. 

Großbetriebe 

Aufgrund klar abgegrenzter Verantwortungs­

bereiche und Entscheidungskompetenzen für 

Facharbeiter oder Meister ist für diese Fach­

kräfte ein Zugang zu höheren Leitungsposi­

tionen in den gewerblich-technischen Abtei­

lungen der Großbetriebe kaum möglich. 

Auch Techniker nehmen nur bei acht Prozent 

der Großbetriebe derartige Positionen ein. 

Dafür nehmen sie in jeweils zwei Drittel der 

Betriebe Aufgaben als qualifizierte Fachkraft 

ohne Leitungsaufgaben (67 Prozent) bzw. 

Führungsaufgaben maximal auf unteren/ 

mittleren Hierarchieebenen (61 Prozent) 

wahr. Deutlich wird in den Ergebnissen auch 

die Kompetenzabgrenzung zwischen Fach­

arbeitern und Meistem. Während die Fachar­

beiter nur in seltenen Fällen (13 Prozent) als 

untere/mittlere Führungskräfte tätig sind, 

kommen den Meistem in neun von zehn Be­

trieben solche Leitungsaufgaben (88 Pro­

zent) zu. In 39 Prozent der Großbetriebe wer­

den die Meister auch (ähnlich wie die Mehr­

zahl der Facharbeiter) als qualifizierte Fach­

kräfte ohne Führungsaufgaben eingesetzt. 

Bessere Aufstiegschancen eröffnen sich den 

Fachangestellten in den kaufmännisch-ver­

waltenden Bereichen der Großbetriebe. So 

können Fachkräfte mit einem kaufmännisch­

verwaltenden Lehrabschluß und entspre­

chender Berufserfahrung in 35 Prozent der 

Großbetriebe auch untere bzw. mittlere Lei­

tungsaufgaben wahrnehmen. Knapp jeder 

zehnte Großbetrieb (neun Prozent) gibt an, 

daß diese Fachkräfte ohne den zusätzlichen 

Abschluß nach einer Aufstiegsfortbildung 

z. B. zum Fachwirt auch höhere Führungspo­

sitionen bekleiden können. Verfügen die 

kaufmännischen Mitarbeiter eines Großbe­

triebes über einen dieser zusätzlichen Fort­

bildungsabschlüsse, so können sie in jedem 

fünften Großbetrieb Positionen oberhalb der 

mittleren Führungsebene erreichen. In zwei 

Drittel der Großbetriebe (60 Prozent) sind 

diese Fachkaufleute als qualifizierte Fach­

kräfte ohne Leitungsaufgaben oder Fachkräfte 

maximal auf der mittleren Leitungsebene der 

Unternehmen (69 Prozent) tätig. 

Künftige Aufstiegsperspektiven 
betrieblich qualifizierter 
Fachkräfte bei Großbetrieben 

Gewerblich-technischer Bereich 

Die Aufstiegsperspektiven -für dual ausgebil­

dete Fachkräfte sollen am Beispiel der Groß-

betriebe ab 500 Beschäftigte skizziert wer­

den. Zunächst fällt auf, daß bei mehr als je­

dem zweiten Großbetrieb in den nächsten 

drei Jahren keine Veränderungen für die Auf­

stiegsperspektiven der Mitarbeiter erwartet 

werden. Dies mag als Indiz dafür gelten, daß 

der stark diskutierte Umbruch in der Arbeits- · 

Organisation in vielen Betrieben nur zöger­

lich und teilweise auch nur in bestimmten 

hierfür geeigneten Abteilungen eines Unter­

nehmens vollzogen wird. Betrachten wir nun 

die Betriebe, bei denen es Bewegung in dem 

Gefüge der Aufstiegspositionen gibt. 

Im gewerblich-technischen Bereich haben 

sich in den letzten drei Jahren die Aussichten 

der Facharbeiter, Meister und Techniker auf 

einen Aufstieg in Führungspositionen eher 

verschlechtert. Insbesondere für Meister und 

Techniker wird sich dieser Trend in den 

Großbetrieben auch künftig fortsetzen. 

Hingegen scheint bei den Facharbeitern nach 

einer in den letzten Jahren ebenfalls eher 

rückläufigen Tendenz bei den Aufstiegsmög-

Abbildung 2: 
Entwicklung des Aufstiegs in Führungsposi­
tionen bei Großbetrieben in den nächsten 
drei Jahren (gewerbl./techn.) (in Prozent) 
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liehkeilen (Verschlechterung der Aufstiegs­

positionen: 22 Prozent/Verbesserung: 18 

Prozent) künftig eine Stabilisierung einzu­

treten (vgl. Abb. 2). Ein Einflußfaktor für 

diese Entwicklungen im betrieblichen Hier­

archiegefüge dürfte das zunehmende Kosten­

bewußtsein der Betriebe sein. Es führt vor­

rangig zu betrieblichen Organisationsverän­

derungen, die sich zum Beispiel durch den 

Abbau von Hierarchien, der Auslagerung be­

trieblicher Dienstleistungen negativ auf die 

Aufstiegsmöglichkeiten für Meister und 

Techniker auswirken können. Im Zuge ver­

änderter Arbeitsstrukturen können jedoch 

neue Aufstiegsmöglichkeiten mit veränder­

ten Aufgabenzuschnitten entstehen, die 

durch eine erhöhte fachliche Verantwortung 

ohne Leitungsaufgaben gekennzeichnet sind. 

Die Befragungsergebnisse zeigen, daß es 

sich hier um einen zunehmenden Trend 

handelt. So rechnet knapp jeder dritte Groß­

betrieb (30 Prozent) damit, daß sich den 

Facharbeitern Aufstiegsmöglichkeiten durch 

eine erhöhte fachliche Verantwortung er­

öffnen werden. Jeder vierte Großbetrieb gibt 

an, daß es künftig vermehrte fachlich orien­

tierte Aufstiegschancen ohne Leitungs­

aufgaben für Meister und Techniker geben 

wird. 

Kaufmännisch-verwaltender Bereich 
Die bereits erwähnte Tendenz zum quantita­

tiven Abbau kaufmännisch-verwaltender 

Fachkräfte ohne weiterführenden Fortbil­

dungsabschluß spiegelt sich in einer künftig 

zunehmenden Verschlechterung der Auf­

stiegsmöglichkeiten dieser Fachkräfte m 

Führungspositionen wider (vgl. Abb. 3). 

Selbst bei den formal qualifizierteren Fach­

kaufleuten heben sich beide Trends per Saldo 

nahezu auf. Hierarchieabbau und Auslage­

rungsmaßnahmen treffen hier vorrangig die­

jenigen kaufmännisch-verwaltenden Fach­

kräfte, die ausschließlich über einen Lehrab­

schluß gekoppelt mit Berufserfahrung verfü­

gen. Betrachten wir im kaufmännisch-ver­

waltenden Bereich der Großbetriebe die Ent-

Abbildung 3: 
Entwicklung des Aufstiegs in Führungsposi­
tionen bei Großbetrieben in den nächsten 
drei Jahren (kaufm.fverw.) (in Prozent) 
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Fachkaufleute 
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wiekJung der Aufstiegspositionen, die sich 

nicht über Leitungsaufgaben, sondern über 

eine erhöhte fachliche Verantwortung defi­

nieren, so zeigen sich sowohl für die Fach­

kaufleute wie auch für die einfachen kauf­

männisch-verwaltenden Fachkräfte künftig 

Aufstiegschancen. Jeder vierte Großbetrieb 

erwartet hier für diese kaufmännisch-verwal­

tenden Fachkräfte eine Verbesserung. Diese 

Entwicklung verstärkt sich vorrangig in sol­

chen Betrieben, die neue Absatzgebiete für 

sich erschließen sowie dort, wo neue Produk­

te bzw. Dienstleistungen in die Angebotspa­

lette eines Betriebes aufgenommen werden. 

Konkurrenz zwischen betrieb­
lich und hochschulisch 
qualifizierten Fachkräften ist 
keine Seltenheit 

Neben Fachkräften mit einem betrieblichen 

Berufsabschluß beschäftigt die Mehrzahl der 

befragten Betriebe auch Mitarbeiter, die über 

einen Fachhochschul- oder Hochschulab­

schluß verfügen. Der Anteil dieser Betriebe 

liegt in Westdeutschland zwischen einem 

Drittel bei den Kleinbetrieben und 97 Pro-
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zent bei den Betrieben mit mehr als 500 Be­

schäftigten. In Ostdeutschland beschäftigen 

sogar 65 Prozent der Kleinbetriebe Mitarbei­

ter, die über einen (Fach-)Hochschulab­

schluß verfügen. Die entsprechenden Anteile 

bei den größeren Betrieben ähneln denen im 

Westen. 

Für die Frage, ob betrieblich qualifizierte 

Fachkräfte mit Hochschulabsolventen kon­

kurrieren, ist hierbei vor allem aufschluß­

reich, inwieweit neben Einsatzbereichen, die 

ausschließlich für Hochschulabsolventen 

vorgesehen sind, von diesen auch solche 

Stellen eingenommen werden, deren Aufga­

benzuschnitt auch den Einsatz von betrieb­

lich qualifizierten Fachkräften mit "Lehr- so­

wie Fachwirt-, Meister- oder Technikerab­

schluß etc." zulassen würde. Die Abbildun­

gen 4 und 5 verdeutlichen, daß die westdeut­

schen Betriebe diese Substitutionsmöglich­

keiten in ihren kaufmännisch-verwaltenden 

Abteilungen am günstigsten beurteilen. So 

sind hier 36 Prozent der Betriebe der An­

sicht, daß auf mindestens der Hälfte der Stel­

len, die mit Fachhochschul- bzw. Hochschul­

absolventen besetzt sind, auch betrieblich 

qualifizierte Fachkräfte eingesetzt werden 

könnten. 

Insgesamt scheinen im Westen mehr Betrie­

be als in den östlichen Bundesländern der 

Meinung zu sein, ein Teil der Akademiker sei 

durch Absolventen des dualen Systems er­

setzbar; ein Hinweis darauf, daß das duale 

System im Osten Deutschlands bisher noch 

nicht voll etabliert ist. 

Zusammengefaßt bedeuten diese Befra­

gungsergebnisse, daß die Betriebe bei ihrer 

Personalrekrutierung offensichtlich flexibel 

sind. Dies gilt auch für den Einsatz von be­

trieblich qualifizierten Fachkräften auf Posi­

tionen, die derzeit von Akademikern einge­

nommen werden. Es bieten sich den betrieb­

lich ausgebildeten Fachkräften in der Ein­

schätzung der Betriebe also Chancen, die so­

gar über ihr bisheriges Einsatzfeld hinausge-



Abbildung 4: 
Hochschulabsolventen ersetzbar durch be­
trieblich qualif. Fachkräfte? (Zustimmungen 
im gewerbl.ftechn. Bereich) (in Prozent) 
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hen können. Dies darf jedoch nicht darüber 

hinwegtäuschen, daß sich ein Teil der Betrie-

be trotz dieser Flexibilität bei der Personal­

gewinnung zugunsten von Fachkräften mit 

Hochschulabschluß entscheidet. Hinweise 

auf die künftige Entwicklung von Substitu­

tionsprozessen lassen sich an personalpoliti­

schen Planungen ablesen, die darauf abzie­

len, Positionen, auf denen gegenwärtig noch 

betrieblich qualifizierte Fachkräfte tätig sind, 

künftig mit Fachhochschulabsolventen zu 

besetzen. So gibt knapp jeder sechste Betrieb 

an, daß es bei ihm Stellen gibt, die bei künfti­

ger Vakanz erstmalig auch mit Fachkräften 

besetzt werden sollen, die über einen Fach­

hochschulabschluß verfügen. 

Gründe für den Einsatz 
von Hochschulabsolventen 

Wenn nun einerseits dual ausgebildete Fach­

kräfte, u. U. mit entsprechender Weiterbil­

dung, eine recht hohe Akzeptanz bei den Be­

trieben für sich verbuchen können, stellt sich 

aber andererseits die Frage, warum die Be­

triebe dennoch in einem nicht unerheblichen 

Umfang akademisch ausgebildetes Personal 

eingestellt haben. Die Gründe der Betriebe 

für eine solche Personalpolitik sind im ge­

werblich-technischen wie auch im kaufmän­

nisch-verwaltenden Bereich ähnlich (siehe 

Abb. 6). 

Der von den Betrieben am häufigsten ge­

nannte Grund war sowohl für den gewerb­

lich-technischen als auch den kaufmännisch­

verwaltenden Bereich: gestiegene Qualifika­

tionsanforderungen. Nahezu jeder zweite Be­

trieb verweist hierauf. Für die Betriebe im 

Westen (50 Prozent) spielen die gestiegenen 

Qualifikationsanforderungen eine größere 

Rolle als für die Betriebe im Osten (knapp 40 

Prozent). Dieses Ergebnis scheint die These 

von der Verdrängung betrieblich qualifizier­

ter Fachkräfte durch (Fach-)Hochschulab­

solventen zu stützen. Allerdings bezeichnet 

auch ein Drittel aller Betriebe, die Akademi­

ker im gewerblich-technischen Bereich be­

schäftigen, den Einsatz von (Fach-)Hoch-

Schulabsolventen als "schon immer nötig". 

Für den kaufmännisch-verwaltenden Bereich 

sind etwas weniger Betriebe dieser Meinung: 

die Nennungen liegen um sechs Prozent­

punkte niedriger. Bei diesen Betrieben sind 

offensichtlich die gestiegenen Qualifikations­

anforderungen allein nicht ausschlaggebend 

für die Beschäftigung von Fachkräften aus 

dem Hochschulbereich. 

Trotz der seit Jahren anhaltend hohen Ar­

beitslosigkeit - auch von betrieblich ausge­

bildeten Fachkräften - ist nach Ansicht der 

befragten Betriebe auch das Fehlen geeigne­

ter betrieblich qualifizierter Fachkräfte für 

fast jeden dritten Betrieb ein Grund, (Fach-) 

Hochschulabsolventen anstelle von betrieb­

lich qualifizierten Fachkräften zu beschäfti­

gen. Dies gilt für Betriebe im Osten sowie im 

Westen gleichermaßen. Hieraus kann aber 

nicht der Schluß gezogen werden, daß diese 

Nennungen das Fehlen geeigneter dualer 

Ausbildungsgänge im dualen System signali­

sieren, wie man vielleicht aufgrund der der­

zeitigen Diskussion dieses Themas vermuten 

könnte. Wesentlich wahrscheinlicher ist es, 

daß zu einem bestimmten Zeitpunkt an ei­

nem bestimmten Ort entsprechend qualifi­

zierte betriebliche Fachkräfte nicht zur Verfü­

gung standen, wohl aber Absolventen ande­

rer Ausbildungsgänge. Die Einstellungspoli­

tik von Betrieben folgt häufig nicht langfri­

stigen Strategien, sondern dem jeweiligen, 

augenblicklichen Bedarf. 

So begründet denn auch jeder vierte Betrieb 

den Einsatz von (Fach-)Hochschulabsolven­

ten mit dem für sie günstigen Arbeitsmarkt­

angebot. Die Betriebe im Westen profitieren 

hiervon in größerem Umfang als die im 

Osten, die nur zu 17 Prozent diese Meinung 

vertreten. Ebenfalls jeder vierte Betrieb gibt 

als Begründung das personalpolitische Ziel 

an, Fachkräfte mit unterschiedlichem Quali­

fikationsprofil beschäftigen zu wollen. Auch 

hier liegt der Anteil der Betriebe im Westen 

mit 27 Prozent für den kaufmännisch-ver­

waltenden Bereich um rund zehn Prozent-
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Abbildung 6: Gründe für den Einsatz von FH/Uni-Absolventen 
(Mehrfachnennungen der Betriebe waren möglich; in Prozent) 
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von Hochschulabsolventen 
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punkte über den entsprechenden Nennungen 

der Ostbetriebe. Für den gewerblich-techni­

schen Bereich beträgt der Unterschied rund 

acht Prozentpunkte, 26 Prozent der Westbe­

triebe verfolgen diese personalpolitische 

Strategie gegenüber rund 18 Prozent der Be­

triebe im Osten. 

Nahezu keine Bedeutung hat die Reputation 

für die Betriebe, die die Beschäftigung von 

Akademikern mit sich bringen könnte; ledig­

lich vier Prozent der Betriebe verweisen auf 

dieses Motiv. 

Die Berufsausbildung 
als Instrument der 
Nachwuchsgewinnung 

Bedeutung der Ausbildung 
Die überwiegende Mehrzahl der befragten 

Ausbildungsbetriebe bestätigt, daß die eige­

ne Ausbildung für die künftige Personalge­

winnung sehr wichtig (33 Prozent) oder 

wichtig (52 Prozent) ist. Ein Ost-West-Ver­

gleich zeigt jedoch, daß der eigenen Ausbil­

dung auch fünf Jahre nach der Einführung 
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des westdeutschen Berufsbildungssystems 

immer noch eine geringere Bedeutung beige­

messen wird als bei den Ausbildungsbetrie­

ben Westdeutschlands. So liegt der Anteil der 

ostdeutschen Betriebe, die in diesem Zusam­

menhang die Ausbildung für sehr wichtig 

halten, um elf Prozentpunkte unter dem ent­

sprechenden Anteil der westdeutschen Be­

triebe. Um ca. neun Prozentpunkte höher 

liegt hingegen der Anteil derjenigen ostdeut­

schen Betriebe, die die eigene Ausbildung 

zur Nachwuchsgewinnung für weniger wich­

tig bzw. unwichtig halten. 

Der weiterhin hohe Stellenwert der Ausbil­

dung bei der betrieblichen Personalgewin­

nung bedeutet nicht unbedingt, daß die Zahl 

der Ausbildungsverhältnisse in Zukunft zu­

nimmt oder zumindest konstant bliebe. Die 

befragten Betriebe wurden hier danach ge­

fragt, wie sich die Zahl ihrer Auszubildenden 

in den nächsten drei Jahren entwickeln wer­

de. Zwar möchte der größte Teil der Betriebe 

seine Ausbildungsaktivitäten etwa gleichhal­

ten, für die Ableitung positiver oder negativer 

Tendenzen der zukünftigen Gesamtent­

wicklung der Ausbildung ist aber der Saldo 

aus Zunahme und Abnahme der Ausbildung 

entscheidend. In den neuen Bundesländern 

beträgt das Verhältnis zwischen ,,Zunahme" 

und ,Abnahme" 22 Prozent zu 27 Prozent, in 

den alten Bundesländern liegt der Anteil der 

Betriebe, die ihre Ausbildung in Zukunft re­

duzieren wollen, bei 22 Prozent; der Anteil 

der Betriebe, die ihre Ausbildung ausweiten 

wollen, beträgt 17 Prozent. Vergleicht man 

die Ergebnisse mit Einschätzungen zur Aus­

bildungsentwicklung aus früheren Jahren8, 

so läßt sich daraus folgern, daß sich die Ten­

denzen zur Reduzierung von Ausbildungsak­

tivitäten abgeschwächt haben. Eine vollkom­

mene Stabilisierung ist allerdings noch nicht 

erreicht worden. Analysiert man die zukünf­

tige Einschätzung der Ausbildungsentwick­

lung für unterschiedliche Betriebsgrößen, so 

zeigt sich, daß die Situation vor allem in ost­

deutschen Großbetrieben (mehr als 500 Be­

schäftigte) nach wie vor angespannt ist. 37 



Prozent der Betriebe gehen hier in den näch­

sten Jahren von einer Abnahme der Auszubil­

dendenzahlen aus und nur 19 Prozent von ei­

ner Zunahme. 

Betriebliche Aktivitäten bei der Gewin­

nung von qualifizierten Nachwuchskräften 

Den Ausbildungsbetrieben wurde die Frage 

gestellt, ob es vorkommt, daß Auszubildende 

den Betrieb verlassen, obwohl der Betrieb sie 

gerne übernommen hätte. In Ostdeutschland 

verneinen 73 Prozent diese Frage. 24 Prozent 

der ostdeutschen Betriebe geben an, daß dies 

in EinzeWillen vorkomme und nur bei drei 

Prozent ist dies häufiger der Fall. Angesichts 

der prekären Arbeitsmarktsituation in den 

neuen Ländern überrascht dieses Ergebnis 

nicht. Auch im alten Bundesgebiet dürfte die 

angespannte Beschäftigungssituation mit aus­

schlaggebend dafür sein, daß nur sieben Pro­

zent der Betriebe angaben, Auszubildende 

verließen nach Lehrabschluß den Betrieb, 

obwohl sie diese gerne übernommen hätten. 

Immerhin kennen weitere 46 Prozent der 

westdeutschen Betriebe dieses Problem aus 

eigener Anschauung, da es bei ihnen in Ein­

zeWillen vorkommt. 

Rund jeder fünfte befragte Betrieb (21 Pro­

zent), der Auszubildende gerne gehalten hät­

te, gibt an, daß es besondere Maßnahmen gä­

be, Auszubildende nach der Ausbildung an 

den Betrieb zu binden. Dies ist dabei für Be­

triebe aus den neuen Bundesländern seltener 

der Fall als für Betriebe aus dem westlichen 

Bundesgebiet. Entsprechende Maßnahmen 

gibt es dabei häufiger in Groß- als in Klein­

betrieben. Bei einem Vergleich unterschied­

licher Branchen zeigt sich, daß solche Maß­

nahmen im Handel und bei Banken und Ver­

sicherungen eine besondere Bedeutung ha­

ben. 

Resümee 

Die Ergebnisse zeigen insgesamt, daß eine 

generelle Einschränkung beruflicher Ent-

wicklungschancen für betrieblich qualifizier­

te Fachkräfte in den Betrieben nicht beob­

achtet werden kann. Gleichwohl gibt es Ten­

denzen, nach denen bei gleichzeitig verrin­

gertem Beschäftigungsniveau die traditionel­

len Aufstiegsperspektiven über die betriebli­

che Leitungshierarchie9 durch solche abge­

löst werden, die sich über eine erhöhte fach­

liche Verantwortung definieren. 

I Chancen zur 
Weiterentwicklung 
des dualen Systems 

nutzen 

Daß die Betriebe im Zuge der Herausbildung 

erweiterter Aufgabenzuschnitte auf der Suche 

nach neuen Qualifikationsstrukturen für ihre 

Belegschaften 10 sind, zeigt sich in der Bereit­

schaft, Hochschulabsolventen auch für sol­

che Aufgaben einzustellen, die durchaus 

auch durch Qualifikationsprofile dual ausge­

bildeter Fachkräfte abgedeckt werden könn­

ten. Die wichtige Bedeutung, die die eigene 

duale Ausbildung künftig bei der betrieb­

lichen Personalentwicklung einnehmen wird, 

verdeutlicht, daß dieser Suchprozeß nach 

neuen Qualifikationsstrukturen keine Abkehr 

vom dualen System bedeutet, sondern eine 

Chance für dessen Weiterentwicklung bietet. 

Diese Chance wird dadurch begünstigt, daß 

die diskutierten Reorganisationsprozesse je 

nach Branche und Unternehmensbereich 

häufig erst in Ansätzen realisiert sind und so­

mit für eine Weiterentwicklung des dualen 

Systems durchaus Erprobungsspielräume be­

stehen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl.: Schumann, M. ; Baethge-Kinsky, V. u. a.: Trend­

report Rationalisierung. Berlin 1994 
2 Vg/. z. B. die Beiträge in: Weilnböck-Buck, 1.; Dy­

bowski, G.; Buck, B. (Hrsg.): Bildung- Organisation 

- Qualität. Zum Wandel in den Unternehmen und den 

Konsequenzen für die Berufsbildung. Bundesinstitut 

für Beruf sbildung. Der Generalsekretär (Hrsg. ). Bie­

tefeld 1996 (Berichte zur beruflichen Bildung, H. 
202) 
3 Die Gewichtung erfolgte auf Grundlage der Be­

schäftigtenstatistik 1995 der Bundesanstalt f ür Arbeit 

nach der Beschäftigtenverteilung mit den Gewich­

tungskriterien: Betriebsgrößenk/asse, West- und Ost­

deutschland, ausbildende bzw. nicht ausbildende Be­

triebe. Die im Beitrag ausgewiesenen betrieblichen 

Prozentanteile geben nicht ausschließlich den Anteil 

der Betriebe wieder, sondern messen den Betrieben mit 

zunehmender Beschäftigtenzahl auch ein höheres Ge­

wicht bei. Es sollte so vermieden werden, daß Klein­

betriebe mit 1-9 Beschäftigten, denen zwar 79 Pro­

zent aller Betriebe, jedoch nur 17 Prozent aller Be­

schäftigten zuzuordnen sind, die Aussageinhalte der 

Befragung dominieren. Die Aussage .,30 Prozent der 

Betriebe" meint somit, daß in diesen Betrieben 30 

Prozent aller Beschäftigten beschäftigt sind. 
4 Un-I Angelernte, Facharbeiter, Meister, Techniker 

sowie Fachkräfte mit Hochschulabschluß 
5 Un- I Angelernte, kaufmännisch-verwaltende Fach­

kräfte mit Lehrabsch/uß, Fachkaufleute sowie Fach­

kräfte mit Berufsakademie- bzw. Hochschulabschluß 
6 Die Betriebsanteile zur Beschäftigtenentwicklung 

für die j eweiligen Fachkräftegruppen erfolgt immer 

auf Basis der Betriebe, die angaben, diese Fachkräf­

tegruppen auch zu beschäftigen. 
7 Es sei hier daran erinnert, daß die zugrundeliegende 

Betriebsbefragung zu Beginn des Jahres /996 erfolg­

te; gerade bei Kleinbetrieben sind Einschätzungen 

zur Beschäftigungsentwicklung in der Regel stark von 

der Auftragslage zum Befragungszeitpunkt abhängig. 
8 Vgl. Brandes, H. ; Waiden, G.: Werden Ausbildungs­

plätze auch im Westen immer mehr zur Mangelware ? 

In: BWP 24 (1995) 6, S. 52- 55 
9 Vgl. Drexel, 1. : Das Ende des Facharbeiterauf­

stiegs? Neue mittlere Bildungs- und Karrierewege in 

Deutschland und Frankreich - ein Vergleich. Frank­

furt, New York 1993 
10 Vgl. Berger, K. ; Waiden, G. : Einsatzmöglichkeiten 

und Beschäftigungschancen betrieblich ausgebildeter 

Fachkräfte. Erwerbstätige mit dualer Berufsausbil­

dung im Wettbewerb mit Absolventen anderer Bil­

dungsgänge. Bundesinstitut für Berufsbildung. Der 

Generalsekretär (Hrsg. ). Bietef eld 1997 (Berichte zur 

beruflichen Bildung, H. 203) 
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Das Ausbildungsangebot 
der westdeutschen Betriebe 1995* 

Ergebnisse des lAB-Betriebs­
paneis-

Da das Angebot an Ausbildungsstel­

len trotz steigender Bewerberzahlen 

seit 1992/93 kontinuierlich gesun­

ken ist, wurde das Ausbildungsver­

halten der westdeutschen Betriebe 

zu einem Befragungsschwerpunkt 

im lAB-Betriebspanei 1995. Mit den 

Ergebnissen dieser Arbeitgeberbe­

fragung zum 30. 6. 95 ist es möglich, 

das faktische Potential an Ausbil­

dungsbetrieben der Wirtschaft und 

der Verwaltungen im Ausbildungs­

jahr 1994/95 differenziert nach 

Branchen und Betriebsgrößenklas­

sen für die 1,6 Mio. Betriebe mit ih­
ren 29 Mio. Beschäftigten abzubil­

den und über die amtliche Statistik 

hinausgehende Informationen zu er­

halten. 

Hintergrund der Untersuchung 

Nach dem globalen Stellenüberschuß der 

vergangenen Jahre klafft erstmals wieder ei­

ne Lücke zwischen den betrieblichen Ausbil­

dungsangeboten und der Bewerbernachfrage. 

Ende September 1996 lag die Zahl der den 

Arbeitsämtern gemeldeten Ausbildungsstel­

len in Westdeutschland 4,4 Prozent unter der 

des Vmjahres, die Zahl der Bewerber erhöhte 

sich dagegen um 6,2 Prozent. Damit übertraf 

die Zahl der Bewerber wieder die Zahl der 

gemeldeten Ausbildungsstellen. Aus diesem 

Grund sind die Forderungen der Politiker an 

die Wirtschaft in den vergangenen Jahren im-

* Kurzfassung des ausführlichen Berichts für das 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

mer lauter geworden, mehr Ausbildungsplät­

ze zu schaffen. So wurde von der Wirtschaft 

eine Steigerung der angebotenen Ausbil­

dungsplätze bis zum Jahr 1997 um zehn Pro­

zent zugesagt. Um die Ausbildungsleistun­

gen der Betriebe wieder anzukurbeln, sind 

derzeit staatliche und arbeitgeberseitige Son­

derprogramme, tarifliche Vereinbarungen 

und AFG-Maßnahmen im Einsatz sowie ge­

ringere bzw. stagnierende Lehrlingsgehälter 

wie auch Abgaben 1 der nichtausbildenden 

Betriebe in der Diskussion. 

Anmerkungen zur 
Datengrundlage des 
lAB-Betriebspaneis 

Das lAB-Betriebspanel ist eine Arbeitgeber­

befragung, die seit 1993 jährlich in West­

deutschland durchgeführt wird. Als Grund­

gesamtheit für das lAB-Betriebspanel gelten 

alle Betriebe mit mindestens einem sozial­

versicherungspflichtig Beschäftigten. Die 

Stichproben werden anhand der Struktur­

informationen der BA-Beschäftigtenstatistik 

annähernd beschäftigtenproportional gezo­

gen und die befragten gut 4 000 Betriebe be­

triebsproportional auf 1,6 Mio. Betriebe mit 

ihren 29 Mio. Beschäftigten hochgerechnet. 

Ein zentrales Thema war in der 1995er Be­

fragung neben der betrieblichen Beschäfti­

gungs- und Personalpolitik das Ausbildungs­

verhalten der Betriebe. Mit diesen Angaben 

ist es erstmals möglich, das faktische Potential 

an Ausbildungsbetrieben der Wirtschaft und 
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der Verwaltungen abzubilden, während sich 

die öffentliche Diskussion nur auf den Aus­

bildungsmarkt nach dem Berufsbildungsge­

setz (BBiG) beschränkt. Der Begriff der 

"Auszubildenden" wird aus diesem Grund 

im folgenden Bericht- im Gegensatz zur ge­

setzlichen Diskussion - im Sinne von "Be­

schäftigten in beruflicher Ausbildung" ver­

wendet und umfaßt auch Gesundheitsberufe 

und Beamtenanwärter. 

Die Entwicklung der Ausbil­
dungsaktivitäten der Betriebe 

Rückblick 

In den vergangeneu Jahren zeigte sich be­

reits, daß insbesondere Großbetriebe das An­

gebot ihrer Ausbildungsplätze deutlich ein­

geschränkt haben. Nur 60,8 Prozent aller 

Großbetriebe, d. h. gut zehn Prozent weniger 

als der Durchschnitt, veränderten den Um­

fang ihrer Ausbildungsleistungen nicht. Be­

reits in den ersten beiden Befragungen des 

lAB-Betriebspanels in den Jahren 1993 und 

1994 erklärten die Großbetriebe einen zu ho­

hen Personalbestand als ihr wesentliches 

Personalproblem, und jeder zehnte Großbe­

trieb gab Personalabbau als sein "derzeit 

wichtigstes Ziel" an. 2 Diese restriktive Per­

sonalpolitik der Betriebe hat sich überpro­

portional auf das Angebot an Ausbildungs­

plätzen niedergeschlagen. Laut !AB-Betriebs­

panel schränkten mit 26,2 Prozent mehr als 

doppelt so viele Großbetriebe ihre Ausbil­

dung in den vergangeneu zwei Jahren ein als 

Großbetriebe sie ausweiteten. In Kleinstbe­

trieben mit bis zu neun Beschäftigten sowie 

in Mittelbetrieben (mit 50 bis 499 Beschäf­

tigten) erhöhte sich die Ausbildungsleistung 

hingegen. Deutlich mehr Kleinstbetriebe 

nahmen die Ausbildung erstmals auf als an­

dere sie einstellten. Bei den Großbetrieben 

waren die Anteile einer Aufnahme oder Ein­

stellung der Berufsausbildung vergleichswei­

se gering, da bereits fast alle Großbetriebe 

auch ausbilden, wenn auch (gemessen an der 

Beschäftigtenzahl) in geringerem Umfang 

als die Klein- und Mittelbetriebe. 

Bei einem Querschnittsvergleich über alle 

drei Befragungswellen des IAB-Betriebspa­

nels, der jeweils die Betriebe mit mindestens 

einem Auszubildenden zum Stichtag 30. 6. 

berücksichtigt (ca. 410 000 Betriebe), wird 

offensichtlich, daß sich die Beschäftigung 

von 1993 bis 1995 in diesen Betrieben konti­

nuierlich verringert hat. Im gleichen Zeit­

raum hat die Zahl der Ausbildungsverhältnis­

se zunächst noch stagniert, ist aber von 1994 

auf 1995 überproportional zurückgegangen 

(Abbildung 1). 

In Kleinstbetrieben (ein bis neun Beschäftig­

te) ist bei veränderlichen Beschäftigtenzah­

len das Niveau der Ausbildungsverhältnisse 

relativ konstant geblieben, da hier bei be­

trieblicher Ausbildungsaktivität überwiegend 

nur ein Ausbildungsverhältnis je Betrieb vor­

liegt. Kleinbetriebe (zehn bis 49 Beschäftig­

te) konnten seit 1993 ihre Beschäftigung hal­

ten, verbuchen aber bei den Ausbildungsplät­

zen einen ständigen Zuwachs. Diese erfreuli­

che Situation wird durch den gegenläufigen 

Trend bei Mittel- und Großbetrieben konter­

kariert. Während die Beschäftigung bei den 

Mittelbetrieben (mit 50-499 Beschäftigten) 

im Vergleich zum Basisjahr 1993 auf einen 

leichten Aufwärtstrend hindeutet, gab es 

nach dem Anstieg der Ausbildungszahlen im 

Jahr 1994 einen deutlichen Einbruch um acht 

Prozent bis zum Jahr 1995. Die Großbetriebe 

haben auch bei diesem Querschnittsvergleich 

deutlich Beschäftigung abgebaut und noch 

stärker Ausbildungsplätze reduziert. Weit 

überdurchschnittlich fiel damit der Beschäf­

tigungs- und Ausbildungsstellenabbau in 

Großbetrieben gegenüber der Gesamtwirt­

schaft aus. Dieses Ergebnis bestätigt, daß 

Kleinbetriebe nicht nur weiterhin die Hoff­

nungsträger der Beschäftigung, sondern 

ebenfalls der Ausbildung sind (Abbildung 2 

und 3). 

Ausbildungsaktivitäten der 
Betriebe in den kommenden 
zwei Jahren 

Im Unterschied zu der Entwicklung der Aus­

bildungsleistungen der vergangeneu zwei 

Jahre (1993-1995) wird die Lage auf dem 

Ausbildungsstellenmarkt in den kommenden 

zwei Jahren angespannt bleiben und sich 

weitgehend parallel zur Gesamtbeschäfti-

Abbildung 1· Beschäftigungs- und Ausbildungsentwicklung in Ausbildungsbetrieben 
1993 bis 1995 (Angaben in Prozent; 1993 = 100%) 

101,0 r-------------------------, 

100,5 

100,0 

99,5 

99,0 

98,5 

98,0 

97,5 

97,0 
1993 

---+- Beschäftigte insg. 

1994 

--- Auszubildende 

Quelle: IAB-Betriebspanel, 1.-3. Welle, 1993-1995, Querschnittsvergleiche 

BWP 26/1997 j 2 • Fachbeiträge 11 

1995 



Abbildung 2: Beschäftigungsveränderungen in Ausbildungsbetrieben nach Betriebsgrößen 
1993 bis 1995 (Angaben in Prozent; 1993 = 100 %) 

105,0 ,.-----------------------------, 

90,0 

85,0 

80,0 '-------------+--------------' 
1993 1994 

-e-- 10 bis 49 

1995 

__.__ 500 und mehr --+-- gesamt 
............_ 1 bis9 --*-50 bis 499 

Quelle: IAB-Betriebspanel, 1.-3. Welle, 1993- 1995, Querschnittsvergleiche 

Abbildung 3: Veränderung der Ausbildungszahlen nach Betriebsgrößen 1993 bis 1995 
(Angaben in Prozent; 1993 = 100 %) 

95,0 

90,0 

85,0 

80,0 '------------+------------' 
1993 1994 1995 

--+--gesamt 
............_ 1 bis9 

-e-- 10 bis 49 __..._ 500 und mehr 

--*- 50 bis 499 

Quelle: IAB-Betriebspanel, 1.-3. Welle, 1993-1995, Querschnittsvergleiche 

gung in den einzelnen Wirtschaftszweigen 

entwickeln. 3 Insgesamt wollen zukünftig 4,2 

Prozent aller Betriebe ihre Ausbildung ganz 

einstellen (vorher: 1,6 Prozent) und nur ein 

Prozent die Ausbildung neu aufnehmen (vor­

her: 3,8 Prozent). Positiv zu bewerten ist, daß 

weiterhin fast drei Viertel aller Betriebe für 

die kommenden zwei Jahre mit einer kon­

stanten Ausbildungsleistung rechnen. Her­

vorzuheben sind die Bereiche Bergbau/Ener­

gie (86 Prozent) und die Banken und Versi­

cherungen (87,3 Prozent). Gute Aussichten 

für Auszubildende ergeben sich in der Ver­

brauchsgüterbranche, bei Organisationen 
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ohne Erwerbszweck/Staat und im Sektor 

Bildung/Kunst/Kultur, denn mehr als 20 

Prozent aller Ausbildungsbetriebe dieser 

Branchen beabsichtigen, in den kommenden 

zwei Jahren ihre Ausbildung auszuweiten. 

Nennenswerte Anteile von Betrieben in der 

Investitionsgüterbranche, im Handel und in 

den Rechts- und Wirtschaftsberatungen/ 

Freie Berufe planen sogar, erstmals die Be­

rufsausbildung aufzunehmen. 

I Kleinbetriebe sind 
Hoffnungsträger 

der Beschäftigung und 
Ausbildung 

Stark rückläufig wie die Beschäftigung 

könnte sich dagegen vor allem aus konjunk­

turellen Gründen das Ausbildungsplatzange­

bot in der Investitionsgüterbranche und im 

Baugewerbe entwickeln. Fast zehn Prozent 

aller Ausbildungsbetriebe dieser Branchen 

erwarten eine völlige Einstellung ihrer Aus­

bildungsleistung. Bei diesen Aussichten 

bleibt aber zu berücksichtigen, daß gesamt­

wirtschaftlich gut 20 000 Betriebe mehr ihre 

Ausbildung ausweiten wollen als Betriebe 

sie einschränken. 

Auch wenn die Quote der Großbetriebe, die 

ihre Ausbildung einschränken wollen, noch 

doppelt so hoch wie die durchschnittliche 

Quote der Gesamtwirtschaft liegt, so beab­

sichtigen dennoch nur 1,5 Prozent mehr 

Großbetriebe die Berufsausbildung einzu­

schränken als auszuweiten (vorher: 14,1 Pro­

zent). Sechs Prozent aller Kleinstbetriebe mit 

bis zu neun Beschäftigten wollen ihre Aus­

bildung ganz einstellen (vorher: 1,4 Prozent) 

und nur 1,7 Prozent wollen sie neu aufneh­

men (vorher: 6,1 Prozent). Auch bei den Mit­

tel- und Großbetrieben muß mit mehr Aus­

bildungsbeendigungen als Neuaufnahmen 

gerechnet werden (Tabelle 1). Wie lange die 
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Tabelle 1 Entwicklung der Ausbildungsaktivitäten von Ausbildungsbetrieben in den kommenden Neu abgeschlossene Ausbildungs­
verträge 1994/95 zwei Jahren nach Betriebsgrößen 

Betriebsgrößenklassen Zahl der 
nach der Gesamtzahl Betriebe 
der Beschäftigten in 1 000 

{; 
'!{!' 

.;? 

Betriebe insgesamt in 1 000 538,5 396,7 

1-9 (Kieinstbetriebe) 298,0 75,9% 

10-49 (Kleinbetriebe) 186,8 70,4% 

50-499 (Mittelbetriebe) 48,6 73,4% 

500 und mehr (Großbetriebe) 5,1 65,2% 

alle Betriebe 538,5 73,7% 

Quelle: lAB-Betriebspanel 3. Welle 1995 

dort vorhandenen Sach- und Personalkapazi­

täten der betrieblichen Berufsausbildung 

weiterbestehen und ob sie kurzfristig für die 

ungedeckte Lehrstellennachfrage reaktiviert 

werden können, ist im lAB-Betriebspanel 

nicht erhoben worden. 

Das Ausbildungsangebot 
der Betriebe 

Ausbildungsschwerpunkte 
der Betriebe bei verschiedenen 
Ausbildungsregelungen 

Laut lAB-Betriebspanel nannten neben den 

rund 488 000 Betrieben, die nach dem Be­

rufsbildungsgesetz bzw. der Handwerksord­

nung ausbilden, knapp 65 000 Betriebe andere 

Ausbildungsregelungen, z. B. Ausbildungs­

berufe im Gesundheitswesen oder in sozial­

pflegerischen und sozialpädagogischen Be­

rufen, und gut 5 000 Verwaltungen Ausbil­

dungen zum Beamtenanwärter. 4 Von allen 

543 0005 ausbildenden Betrieben schlossen 

61 Prozent im Ausbildungsjahr 1994/95 ins­

gesamt 711 000 neue Ausbildungsverträge 

Die berufliche Ausbildung wird in den 
kommenden zwei Jahren ... 

t' ?? {; 
··-f 

'# 
;:;: '# 

67,0 46,8 22,8 5,4 

10,2% 6,2% 6,0% 1,7% 

15,1% 12,3% 2,1% 0,1% 

15,6% 9,2% 1,9% 0,0% 

15,4% 16,9% 2,3% 0,2% 

12,4% 8,7% 4,2% 1,0% 

ab, wobei 100 000 Verträge unter die anderen 

Ausbildungsregelungen fallen und 11 000 für 

Beamtenanwärter gelten. 

Von allen Betrieben bilden 31,2 Prozent nach 

dem BBiG bzw. der Hwü aus, im Baugewer­

be sind es sogar 61 ,4 Prozent, in der Industrie 

und im Bergbau die Hälfte aller Betriebe. 

Ausbildungen nach anderen Ausbildungs­

regelungen wurden von 30,9 Prozent aller 

Betriebe des Gesundheitswesens genannt 

und von 12,6 Prozent aller Bildungsstätten. 

Knapp zwei Drittel aller befragten Betriebe 

gaben an, gar nicht auszubilden. Dabei han­

delt es sich in erster Linie um Kleinstbetrie­

be, die u. a. deshalb nicht ausbilden, weil sie 

keine Ausbildungsberechtigung besitzen oder 

nicht über geeignete Ausbilder verfügen. 

Auch wenn die Ausbildungstätigkeit mit der 

Betriebsgröße steigt, so erkennt man in Ab­

bildung 4, welchen Beitrag gerade Kleinst­

und Kleinbetriebe zur Ausbildung leisten. 

Kleiostbetriebe (mit bis zu neun Beschäftig­

ten) stellen über die Hälfte aller Ausbil­

dungsbetriebe und liegen mit ihrer Ausbil­

dungsquote ebenso wie die Kleinbetriebe gut 

ein Prozent über der Ausbildungsquote der 

Gesamtwirtschaft 

Bei durchschnittlich zwei bis drei Auszubil­

denden pro Ausbildungsbetrieb und einer 

Ausbildungsdauer von 3 bis 3V2 Jahren enden 

nicht in allen Betrieben in jedem Jahr Ausbil­

dungsverhältnisse, besteht also auch kein An­

laß, jedes Jahr neue Ausbildungsverträge zu 

schließen. Aus diesem Grund haben im Aus­

bildungsjahr 1994/95 lediglich 61 Prozent 

aller Ausbildungsbetriebe selbst und acht 

Prozent der Betriebe für andere Betriebe 

bzw. Dienststellen des gleichen Unterneh­

mens Ausbildungsverträge abgeschlossen. 6 

Viele Betriebe nutzen die Möglichkeit, Ver­

träge durch ihre Zentrale abschließen zu las­

sen, obwohl sie die Ausbildung ganz oder 

teilweise durchführen. Dies ist insbesondere 

bei Kreditinstituten und Versicherungen so­

wie bei Organisationen ohne Erwerbs­

zweck/Staat der Fall. 

Vorzeitige Auflösung neu 
abgeschlossener Ausbildungsverträge 

Von allen für das Ausbildungsjahr 1994/95 

neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen 

wurden knapp 47 000, d. h. 6,6 Prozent, vor­

zeitig wieder aufgelöst. Einen besonders ho­

hen Anteil bei den vorzeitigen Auflösungen 

von neu geschlossenen Ausbildungsverträ­

gen weisen die Land- und Forstwirtschaft 

(15 ,8 Prozent) und das Hotel- und Gaststät­

tengewerbe (13,3 Prozent) auf. Die vorzei­

tige Auflösung der Ausbildungsverträge er­

folgt in 55 Prozent aller Fälle auf Veranlas­

sung des Auszubildenden, jede vierte Auflö­

sung hingegen auf Initiative des Betriebes. In 

der Verbrauchsgüterbranche, der Grundstoff­

verarbeitung, bei Banken und Versicherun­

gen sowie in den Bereichen Bildung/Kunst/ 

Kultur /Medien fand eine vorzeitige Ver­

tragsauflösung fast ausschließlich auf 

Wunsch der Auszubildenden statt, wohinge­

gen bei Land- und Forstwirtschaftsbetrieben, 

im Baugewerbe und im Gesundheitswesen 
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Abbildung 4: Ausbildungsaktivitäten der Betriebe 1995 (Angaben in Prozent) 
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an allen Betrieben in der 
Größenklasse 

O Ausbildungsquote: Anteil der 
Auszubildenden an allen Beschäf­
tigten in der Größenklasse 

Quel le IAB-Betriebspanel, 3. Welle 1995 

überdurchschnittlich häufig die Vertragslö­

sung von den Betrieben ausging. 

Bei kleinen Betrieben liegt der Anteil der 

aufgelösten Ausbildungsverträge wesentlich 

höher als bei größeren. So wurden bei 

Kleinstbetrieben mit ein bis neun Beschäftig­

ten immerhin fast elf Prozent aller neu abge­

schlossenen Ausbildungsverträge wieder auf­

gelöst, bei Großbetrieben ab 500 Beschäftig­

ten waren es hingegen nur 3,4 Prozent. Die 

Hälfte dieser Auflösungen fand in gegenseiti­

gem Einvernehmen statt - unabhängig von 

der Unternehmensgröße. Die übrigen Verträ­

ge wurden in Mittel- und Großbetrieben ab 

50 Beschäftigten vorwiegend auf Veranlas­

sung des Betriebes gelöst, während in Klein­

betrieben die Vertragslösung in gleichem 

Maße von Auszubildenden und Betrieben 

ausging. 

Nichtbesetzung 
von Ausbildungsstellen 

Nach Angaben der Betriebe waren Ende Juni 

1995 noch fast 94 000 ihrer Ausbildungsstel-

Jen unbesetzt. Fast ein Viertel aller damals 

noch nicht besetzten Ausbildungsstellen gab 

das Baugewerbe an, 20 Prozent der Handel 

und je 15 Prozent die Investitionsgüter- und 

die Verbrauchsgüterbranche. Vier von fünf 

unbesetzten Stellen wurden dabei von Klein­

betrieben mit bis zu 49 Beschäftigten ge­

nannt, die besonders über Fachkräftemangel 

klagen. Mit steigender Betriebsgröße erhö­

hen sich dagegen wieder die Chancen der 

Betriebe, genügend geeignete Ausbildungs­

interessenten zu finden. 7 Hier deuten sich 

Strukturdiskrepanzen zwischen gewünschten 

Ausbildungsberufen der Jugendlichen und 

den angebotenen der Betriebe sowie Attrakti­

vitätsunterschiede der Ausbildung und der 

Betriebe an . Auch spielen regionale und ge­

schlechtsspezifische Ungleichgewichte eine 

große Rolle. 

Unbesetzte Ausbildungsstellen können viele 

Ursachen haben. Als die wohl gewichtigsten 

Gründe nannten 36 Prozent aller Betriebe 

mit unbesetzten Ausbildungsstellen, d. h. 

vier Prozent aller Ausbildungsbetriebe, feh­

lende Bewerber, und bei 29 Prozent dieser 

Betriebe gab es zwar Interessenten, doch ent-
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schieden sich die Bewerber anderweitig. 

Rund jeder fünfte Betrieb erklärte die Nicht­

besetzung seiner Ausbildungsplätze mit 

mangelnder Vorbildung der Bewerber, die 

vom Betrieb erwartet wurde, und bei einem 

Viertel aller Betriebe entsprachen die Bewer­

ber aus sonstigen Gründen nicht den Vorstel­

lungen des Betriebes. Eine vergleichsweise 

geringe Bedeutung bei der Nichtbesetzung 

von Ausbildungsstellen spielten nicht bestan­

dene betriebliche Auswahltests (6,3 Prozent) 

und gesundheitliche Nichteignung (2,8 Pro­

zent). 

Erfolgreiche Ausbildungsabschlüsse 
und Übernahmequoten 

Im Ausbildungsjahr 1994/95 gaben 196 000 

Betriebe erfolgreiche Ausbildungsabschlüsse 

ihrer Auszubildenden an. Davon konnten 

187 000 Betriebe die Zahl der Ausbildungs­

abschlüsse genau quantifizieren. 

Insgesamt haben damit 411 000 Auszubil­

dende in 187 000 Betrieben ihre Ausbildung 

erfolgreich beendet, also durchschnittlich 

zwei pro Betrieb, darunter allein 18 Prozent 

in den Wirtschaftszweigen Handel/Verkehr/ 

Nachrichten und 16 Prozent in der Investi­

tionsgüterbranche (Tabelle 2). 

Von allen Betrieben, die auch gültige Anga­

ben zur Zahl der Ausgebildeten mit erfolgrei­

chem Abschluß machen konnten8, übernah­

men knapp die Hälfte aller Betriebe (47 Pro­

zent) alle Ausgebildeten komplett. Innerhalb 

der einzelnen Branchen gab es jedoch große 

Unterschiede. So übernahmen beispielsweise 

im Baugewerbe drei Viertel der Betriebe alle 

Ausgebildeten und bei den Bildungsstätten 

und Verlagen nur 16,5 Prozent. Auch das 

Gastgewerbe sowie das Gesundheitswesen 

liegen mit 31 ,4 Prozent und 27 Prozent deut­

lich unter dem Durchschnitt. Dennoch ist die 

Ausbildungsleistung trotz der teilweise ge­

ring erscheinenden Quoten anzuerkennen, 

wenn man sich vor Augen führt, daß hier nur 



Tabelle 2: Übernahmequoten von Ausgebildeten in Betrieben nach Branchen 199S 

r'i!A 
! 

Branchen 

Land- und Forstwirtschaft 

Verarbeitendes Gewerbe und Bergbau 

Baugewerbe 

Handel/Verkehr/ Nachrichten 

Kreditinstitute I Versicherungen 

Gaststätten 1 Seherbergung 

Bildungsstätten 1 Verlage 

Gesundheitswesen 

Rechts- und Wirtschaftsberatung I andere OL 

Organisationen ohne Erwerbszweck I Staat 

alle Branchen 

Quelle: lAB-Betriebspanei 3. Welle 1995 

von den Betrieben die Rede ist, die alle Aus­

zubildenden übernehmen. 

Von den verbliebenen rund 100 000 Betrie­

ben, die nicht alle Ausgebildeten weiterbe­

schäftigen, übernimmt aber ein Viertel der 

Betriebe einen Teil der Ausgebildeten, so daß 

insgesamt 60 Prozent aller Betriebe alle Aus­

gebildeten oder einen Teil von ihnen nach er­

folgreichem Abschluß übernehmen. Zu den 

vollständig übernommenen 162 000 Ausge­

bildeten addieren sich somit noch einmal 

86 000 aus Betrieben, die nur teilweise ihre 

Ausgebildeten nach erfolgreichem Abschluß 

übernehmen. Überdurchschnittlich hoch liegt 

die Übernahmequote bei den Banken (59,6 

Prozent) und Versicherungen (54,1 Prozent) 

sowie in der Grundstoffverarbeitung (54,2 

Prozent). 

Warum einige Betriebe ihre Ausgebildeten 

übernehmen und andere nicht, hat oftmals 

ganz unterschiedliche Ursachen. Laut Anga­

ben der Betriebe hatten 42,5 Prozent aller 

Ausbildungsbetriebe, in denen Auszubildende 
ihre Ausbildung erfolgreich beendet haben 

absolut Betriebe, Betriebe, 
die alle die nicht alle 

Ausgebildeten bzw. keine 
übemommen Ausgebildeten 

haben übernommen 
haben 

I 
in 1000 in% in% 

8 30,5 69,5 

47 51,2 48,8 

26 75,3 24,7 

39 43,8 56,2 

9 41,9 58,1 

10 31,4 68,6 

4 16,5 83,5 

13 27,0 73,0 

19 43,8 56,2 

12 44,0 56,0 

187 47,0 53,0 

nicht übernommenen Ausgebildeten selbst 

andere Pläne für die Zeit nach der Ausbil­

dung9, und bei 4,6 Prozent der Ausgebildeten 

erfolgte eine Übernahme in einen anderen 

Betrieb des Unternehmens. Weitere 13,1 Pro­

zent der Ausgebildeten entsprachen nicht den 

betrieblichen Anforderungen, während 30,3 

Prozent aller Ausgebildeten trotz erfolgrei­

cher Abschlußprüfung aufgrund mangelnden 

Bedarfs nicht in ihrem Ausbildungsbetrieb 

bleiben konnten. 

Trotzdem ist es bemerkenswert, daß ein Drit­

tel aller Betriebe über seinen eigenen Fach­

kräftebedarf hinaus ausbildet. Dies zeigt sich 

insbesondere bei Kleinst- und Kleinbetrie­

ben, da mit der Größenklasse ebenfalls die 

Übernahmequote ansteigt. 

Maßnahmen zur Bindung selbst 
Ausgebildeter an den Betrieb 

Die Attraktivität der Berufsausbildung und 

die Amortisation ihrer Ausbildungskosten 

I 

Ausgebildete nach 
erfolgreichem Abschluß 

absolut übemommene nicht 
Ausgebildete übemommene 

Ausgebildete 

in 1000 in% in% 

8,2 33,3 66,7 

124,1 68,0 32,0 

38,9 76,4 23,6 

74,6 55,0 45,0 

30,3 71,3 28,7 

18,7 39,2 60,8 

15,8 36,7 63,3 

38,0 52,5 47,5 

28,3 51,4 48,6 

33,9 62,5 37,5 

410,8 60,4 39,6 

versuchen viele Betriebe durch besondere 

Maßnahmen zu sichern. Das lAB-Betriebs­

panel gibt Auskunft über die eingesetzten 

Möglichkeiten der Betriebsbindung. Knapp 

die Hälfte (45 Prozent) aller Ausbildungsbe­

triebe bietet demzufolge zusätzliche Maß­

nahmen an, um selbst ausgebildete Fachkräf­

te längerfristig im Betrieb zu halten. Einen 

Schwerpunkt stellen Weiterbildungsmaß­

nahmen (62,8 Prozent), finanzielle Anreize 

wie übertarifliche Bezahlung (53,5 Prozent) 

und attraktive Arbeitszeiten bzw. Arbeitsbe­

dingungen (44,4 Prozent) dar, die in den ein­

zelnen Branchen ganz unterschiedlich zur 

Anwendung kommen. Insbesondere Banken 

und Versicherungen, deren Ausgebildete 

nach der Ausbildung oft andere Pläne haben, 

z. B. die Aufnahme eines Studiums, bieten 

eine breite Palette von Maßnahmen, um ihre 

Fachkräfte auch längerfristig im Betrieb zu 

halten. Nahezu alle Banken und Versicherun­

gen nannten Weiterbildungsmaßnahmen als 

einen wichtigen Bestandteil in ihrer Nach­

wuchs- und Ausbildungspolitik Darüber hin-
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aus bieten sie überdurchschnittlich oft ein 

berufsbegleitendes Studium, eine Beschäfti­

gungszusage nach dem Studium und/oder 

individuelle Personalentwicklungspläne an. 

Finanzielle Anreize findet man hingegen vor 

allem in der Baubranche und in Kleinbetrie­

ben, attraktive Arbeitsbedingungen und Ar­

beitszeiten werden überdurchschnittlich häu­

fig von Dienstleistungsbranchen, wie dem 

Gesundheitswesen, der Gastronomie und 

Rechts- und Wirtschaftsberatungen, angebo­

ten, da einige dieser Branchen aufgrund un­

attraktiver Arbeitszeiten und geringer Bezah­

lung häufig über Fachkräftemangel klagen. 

I Mit steigender 
Betriebsgröße nimmt 

Angebotsvietfalt 
zur Bindung selbst 
Ausgebildeter zu 

Die Betriebe versuchen, mit diesen Maßnah­

men ihre Beschäftigungsqualität und die der 

jeweiligen Branche zu steigern, wobei man 

deutlich eine Zweiteilung zwischen den fi­

nanziellen Anreizen und den individuellen 

Weiterbildungsmaßnahmen feststellen kann. 

Ebenso läßt sich feststellen, daß mit steigen­

der Betriebsgröße die Angebotsvielfalt an at­

traktiven Maßnahmen zur Bindung selbst 

Ausgebildeter zunimmt. Ein Grund hierfür 

könnten die hohen Ausbildungskosten in 

Großbetrieben sein. 10 Zum anderen haben 

gerade kleinere Betrieben oft gar nicht die 

Möglichkeiten, solche Maßnahmen anzubie­

ten. Häufig bilden die Kleinbetriebe über den 

eigenen Bedarf aus, weil bei den geringeren 

Nettokosten der Ausbildung mehr Interesse 

an neuen Auszubildenden besteht als an 

Übernahme und aufwendiger Verbleibsförde­
rung.ll 

Ausblick 

Die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 

wird bei einem weiteren Anstieg der Ausbil­

dungsnachfrage und bei gleichzeitigem 

Rückgang der Zahl betrieblicher Ausbil­

dungsverhältnisse auch in den kommenden 

Jahren weiter angespannt bleiben. Ob die Zu­

sage der Wirtschaft, bis 1997 zehn Prozent 

mehr Ausbildungsplätze zu schaffen, einge­

halten werden kann, bleibt daher abzuwarten. 

Denn solange die Konjunktur weiter sta­

gniert und kein nachhaltiger Wirtschaftsauf­

schwung eintritt, ist von den Betrieben -je­

denfalls nach den Ergebnissen dieser Unter­

suchung - keine Ausweitung der Beschäfti­

gung und Ausbildung zu erwarten. Die vor­

geschlagene Einfrierung der Lehrlingsgehäl­

ter oder eine Abgabe für nichtausbildende 

Betriebe werden als Linderung auf dem Aus­

bildungsstellenmarkt kontrovers diskutiert. 

Langfristig kann vor allem ein nachhaltiger 

Aufschwung von Wirtschaft und Beschäfti­

gung aus dieser Situation herausführen. Und 

gerade dieser Aufschwung ist nur mit qualifi­

zierten Fachkräften möglich. Daher gilt es, 

gerade in wachstumsschwächeren Zeiten 

Nachwuchs auszubilden und zu fördern, um 

so einen zukünftigen Fachkräftemangel zu 

verhindern. Nur eine qualifizierte Berufsaus­

bildung kann auch in der Zukunft die Wett­

bewerbsfähigkeit und damit auch den Wirt­

schaftsstandort Deutschland sichern. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. das Leistungsausgleichsmodell der SPD zur 

Finanzierung zusätzlicher Ausbildungsstellen in der 

Bundestagsdrucksache i 3/437i vom i 7. 4. 96, S. 7 f 
Auch der DGB plädiert für eine Umlagefinanzierung, 

mit der 2,4 Mrd. DM angesammelt werden könnten, 

um betriebliche Ausbildungsplätze zu schaffen. Er 

schlägt vor, daß jede Firma 2 Pmzent ihrer Lohnsum­

me in eine Kasse einzahlt, aus der ausbildende Fir­

men wieder Geld zurückerhalten. 
1 Vgl. Beschäftigungstrends Nr. 4 vom Juni i995, 

Materialien aus der Arbeitsmarkt- und Beruf sfo r­

schung i I i996 
3 Vgl. Beschäftigungstrends Nr. 5 vom Mai i996 

16 BWP26/1997/2 • Fachbeiträge 

4 Bei der Frage zu den Ausbildungsregelungen der 

Betriebe waren Mehrfachnennungen möglich, da 

gleichzeitig Ausbildungsverhältnisse nach mehreren 

Regelungen vorliegen können. 
5 Diese Zahl weicht von den in Abschnill 2.1 und 2.2 
angegebenen Werten ab, weilnicht alle befragten Be­

triebe in der Lage waren, die Entwicklung ihrer Aus­

bildungsleistungen anzugeben. Hochgerechnet wur­

den nur gültige Angaben. 
6 Eine Längsschnillauswertung Größ enklassen 

konnte noch keine eindeutigen Ergebnisse auf die 

Frage liefern, welche Betriebe in den letzten Jahren 

die Ausbildung erstmals aufgenommen haben und 

welche sie ganz eingestellt haben. Dieser Fragestel­

lung muß in weiteren Untersuchungen nachgegangen 

werden. 
7 Vgl. hierzu auch die Untersuchung von: Falk, R.: 

Fachkräftenachwuchs und Fachkräftebedarf ln: Der 

Ausbilder 42 ( / 994) 2, S. 28- 3i 
8 85 Betriebe (ungewichtet), insbesondere Großbe­

triebe und Banken und Versicherungen, konnten zur 

Zahl der nicht übernommenen Ausgebildeten keine 

Angaben machen. Um den Antwortausfall jedoch so 

gering wie möglich zu halten, wurden diese Fälle im­

putiert, d. h., die f ehlenden Angaben wurden durch 

den Median der Nichtübernahmequote in der jeweili­

gen Schichtungszelle der zehn Größenklassen und i6 

Branchenklassifikationen ersetzt. 
9 Zur Arbeitslosigkeit von nicht übernommenen 

Fachkräften vgl. Schober, K.: Keine Entwarnung an 

der zweiten Schwelle. ln: /AB Kurzbericht Nr. 5, / 995 
10 v. Barde/eben, R.: Kosten und Nutzen der betrieb­

lichen Ausbildung. in: Die Zukunf t der dualen Berufs ­

ausbildung (BeitrAB i 86), i 994, S. 283- 289 
11 v. Henninges, H. : Die berufliche, sektorale und sta­

tusmäß ige Umverteilung von Facharbeitern ( BeitrA B 

182), 1994, S. 24jf. 

Vgl. Neubäumer, R.: Betriebliche Ausbildung " über 

BedQJf' und Arbeitsmarktchancen - empirische Er­

gebnisse und ein humankapitaltheoretischer Ansatz. 

in: SAMF Arbeitspapier /99/-1 
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Entwicklungen der Qualitäts­
sicherung in der Weiterbildung 
zum neuen Anforderungskatalog 
der Bundesanstalt für Arbeit 

Mit dem neuen Anforderungskata­

log der Bundesanstalt für Arbeit 

vom November 1996 wurde die bis­

herige Qualitätssicherung für AFG­

geförderte Bildungsmaßnahmen wei­

terentwickelt. Das neue Instrument 

wird vorgestellt, wichtige Etappen 

der Qualitätssicherung in der AFG­

geförderten Weiterbildung und der 

Zusammenarbeit zwischen der Bun­

desanstalt und dem Bundesinstitut 

für Berufsbildung werden skizziert 
und Vorschläge für eine Modernisie­

rung der Qualitätssicherung umris­

sen. Schließlich geht der Beitrag der 

Frage nach, wieweit bei dem neuen 

Anforderungskatalog Entwicklun­

gen der aktuellen Qualitätsdiskus­

sion berücksichtigt wurden. 

Mit einem neuen ,Anforderungskatalog an 

Bildungsträger und Maßnahmen der berufli­

chen Fortbildung und Umschulung", der im 

November 1996 verabschiedet wurde und 

seit Februar 1997 angewendet wird, hat die 

Bundesanstalt für Arbeit einige neue Akzente 

in der Qualitätssicherung gesetzt. 1 Mit die­

sem Instrument, an dem auch das Bundesin­

stitut für Berufsbildung mitgewirkt hat, wur­

den die 1993 begonnenen Arbeiten zur Mo­

demisierung der Qualitätssicherung der 

AFG-geförderten Weiterbildung zu einem 

Abschluß gebracht. Der Anforderungskata­

log soll nicht nur die bisherige Qualitätssi­

cherung weiterentwickeln, sondern sie zu­

gleich für die künftige Weiterbildung nach 

dem Arbeitsförderungsreformgesetz (AFRG) 

vorbereiten. 

Ziele, Struktur und Inhalt des 
neuen Anforderungskatalogs 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat sich selbst 

differenziert zu den Zielen des Anforde­

rungskatalogs geäußert2
: 

• "Verdeutlichung des Qualitätskonzepts 

• Zusammenfassung, Modifizierung und 

Transparenz der gültigen Qualitätsanforde­

rungen 

• Formulierung an bieterübergreifender Qua­

litätsstandards 

• Zusammenfassung und Systematisierung 

der Instrumente der Qualitätssicherung 

• stärkere Gewichtung der bedarfsorientier­

ten, arbeitsmarktbezogenen Qualifizierung, 

Orientierung am Eingliederungserfolg 

• Intensivierung der Selbstkontrolle und Ei­

genverantwortung von Bildungsträgem 

• Steigerung der Effizienz und Effektivität 

AFG-geförderter Bildungsmaßnahmen". 

Der Katalog ersetzt die bisherigen "Grund­

sätze zur Sicherung des Erfolges der Förde­

rung der beruflichen Fortbildung und Um­

schulung" ("FuU-Qualitätsstandards") von 

19893; er besteht aus drei Hauptteilen: I. An­

forderungen an Träger, II. Anforderungen an 

die Maßnahmen, Ill. Anforderungen an Er­

folgsbeobachtung, -kontrolle und -bewer­

tung. Die Anforderungen werden jeweils er­

gänzt durch Erläuterungen und Hinweise, die 

für die Träger verbindlich sind. 

Mit dem Katalog wird auch zu einer verän­

derten Prüfung nach § 34 AFG übergegan­

gen. Die Überprüfung von Trägem und Maß­

nahmen erfolgt nun in einem zweistufigen 
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Verfahren: Träger sollen alle drei Jahre über­

prüft werden, im wesentlichen auf der 

Grundlage der Teile I. und III. des Anforde­

rungskatalogs. Maßnahmen werden verkürzt 

überprüft, überwiegend anhand der Anforde­

rungen aus Teil II. Durch dieses Verfahren 

müssen trägerbezogene Kriterien nicht er­

neut bei jeder Maßnahmeprüfung angewen­

det werden. 

Das Vorwort benennt Ziele des Anforde­

rungskatalogs: Festlegung von Mindeststan­

dards mit Spielräumen im Hinblick auf re­

gionale und strukturelle Gegebenheiten, An­

stoß für die eigenverantwortliche Festigung 

und Weiterentwicklung der trägerinternen 

Qualitätssicherung. Weiterhin werden grund­

legende Ziele der beruflichen Fortbildung 

und Umschulung aufgeführt, vergleichbar 

den Ausführungen zu den bisherigen FuU­

Qualitätsstandards. 

Teil I, Anforderungen an Träger, bezieht 

sich auf die Qualität der Institution im Hin­

blick auf ihr Geschäftsgebaren, ihre Ausstat­

tung/Einrichtung und ihr Personal und ist 

untergliedert in: 

• Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit 

• Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt 

• Verhalten gegenüber Teilnehmer(n)/-in­

nen und angemessene Teilnahmebedingungen 

• Ausstattung und Standort 

• Personal 

Im Teil II, Anforderungen an die Maßnah­

men, sind vor allem solche Anforderungen 

formuliert, die die Durchführung von Maß­

nahmen betreffen: 

• Teilnehmerorientierung 

• Maßnahmeorganisation und Durchführung 

• Praktikum 

Der Teil III, Anforderungen an Erfolgsbe­

obachtung, -kontrolle und -bewertung, ent­

hält Anforderungen an die Evaluation der 

Maßnahme 

• Erfolgsbeobachtung und -kontrolle 

• Abschließende Erfolgsbewertung 

Beispiele für Inhalt und Aufbau des Anforde­

rungskatalogs zeigt die Übersicht. 

Vergleicht man den Anforderungskatalog mit 

den bisherigen Regelungen zur Qualitäts­

sicherung, so zeigen sich Unterschiede, von 

denen die wichtigsten genannt werden sol­

len: 

• Die Anforderungen wurden in einem In­

strument zusamrnengefaßt. Bisher waren sie 

auf mehrere Anordnungen und Erlasse ver­

teilt4 und z. T. nicht aufeinander abgestimmt. 

• Die Anforderungen wurden durch Erläute­

rungen und Hinweise ergänzt und damit ver­

deutlicht und inhaltlich erweitert. 

• Es kommt hinzu, daß das Überprüfungs­

verfahren mit der Einführung der dreijährigen 

Trägerüberprüfung geändert und von der je­

weiligen Maßnahmeprüfung getrennt wurde. 

Bei der Gliederung des Anforderungskatalogs 

zeigt der Vergleich mit den bisherigen FuU­

Qualitätsstandards, daß es wie bisher ,,Anfor­

derungen an den Träger" und ,,Anforderun­

gen an die Maßnahmen" gibt- statt der dort 

genannten Erfolgskriterien wurden ,,Anfor­

derungen an Erfolgsbeobachtung, -kontrolle 

und -bewertung" formuliert. 

Bei den Inhalten wird in Teil I dem Verbrau­

cher-/Teilnehmerschutz durch detailliertere 

Ausführungen zu den Teilnahmebedingun­

gen (Vertrag, Information, Teilnehmerwer­

bung) verstärkt Rechnung getragen. 

In Teil II ist die Forderung nach "marktnaher 

Betätigung" der Träger hinzugekommen und 

Anforderungen z. 8. an ,,Methoden und Me-

Übersicht: Beispiele aus den Teilen I, II und 111 des Anforderungskatalogs 

Anforderungen I 

2.5 Maßnahmekosten 

Maßnahmekosten müssen nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit geplant und durch· 
geführt werden. 

Anforderungen II 

2.2.3.3 Methoden und Medien 

Es ist darzulegen, mit welchem 
Spektrum von Methoden die Maß. 
nahmeziele und -inhalte vermittelt 
bzw. erreicht werden sollen. 

Anforderungen 111 

2.2 Abbruchanalyse 

Bei der Bewertung des Maßnahme­
erfolgs ist zu berücksichtigen, wie viele 
Teilnehmer / -innen die Maßnahme 
bereits vorzeitig verlassen haben und 
aus welchen Gründen. 

Erläuterungen/ Hinweise 

Dabei ist insbesondere auf ange­
messene Kostensätze zu achten. Die 
Gesamtaufwendungen für die Teil­
nahme müssen im Hinblick auf die 
mit der Maßnahme angestrebten 
Ziele und auf Grund der Umstände 
des Einzelfalles erforderlich sein. 

Erläuterungen/ Hinweise 

Wesentlich für eine gute Maßnahme­
gestaltung sind Methoden, die auf 
die zu erwerbenden Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten abge­
stimmt sind. Dabei ist besonderer 
Wert auf Handlungsorientierung zu 
legen. 

Erläuterungen/ Hinweise 

Dabei sind die vorzeitigen Austritte 
nach Anzahl, Zeitpunkten und 
den genannten Gründen zu 
dokumentieren. 
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dien" (Methodenwechsel, Förderung des so­

zialen Lemens), "Lemerfolgskontrollen" 

(Möglichkeit zur Einschätzung des eigenen 

Lemerfolgs), ,,Abschlüsse" (aussagekräftige 

Teilnahmebescheinigung) wurden erweitert. 

Neu ist der Punkt "Praktikum" als integraler 

Bestandteil der Maßnahme. ,,Praktikumsorga­

nisation" und "-durchführung" sollen die In­

tegration in den Arbeitsmarkt fördern. 

Ein eigener Teil ,,Anforderungen an Erfolgs­

beobachtung, -kontrolle und -bewertung" un­

terstreicht die Evaluation der Maßnahmen 

und die Bedeutung von ,,Abschlußerfolg" 

und "Reintegrationsquote". Wie bisher wird 

für die Erhebung der Erfahrungen von Teil­

nehmernl-innen auf den "Erfahrungsbogen" 

verwiesen. 

Qualitätssicherung im Wandel 

Qualitätssicherung in der AFG-geförderten 

Weiterbildung hat verschiedene Entwick­

lungsstadien mit unterschiedlichen Schwer­

punkten durchlaufen. 5 Bei der Entwicklung 

der jeweiligen Konzepte zur Qualitätssiche­

rung und der Instrumente gibt es eine Tradi­

tion der Zusammenarbeit zwischen der Bun­

desanstalt und dem Bundesinstitut für Be­

rufsbildung. Sie geht zurück bis zu den An­

fängen des Arbeitsförderungsgesetzes. 

In den ersten Jahren nach lokrafttreten des 

AFG (1969-1975) reichten die Prüfungsord­

nungen nach dem Berufsbildungsgesetz 

(BBiG) und der Handwerksordnung (Hwü) 

noch aus, um die vorwiegend der Aufstiegs­

fortbildung dienenden Lehrgänge hinsicht­

lich ihrer Qualität abzusichern. Mit der Aus­

weitung der Bildungsangebote ohne verbind­

lich geregelte Abschlüsse stellte sich für die 

Bundesanstalt zunehmend die Aufgabe, auch 

die Qualität solcher Maßnahmen zu beurtei­

len. Als Hilfsmittel dazu wurde der vom 

Bundesinstitut entwickelte Begutachtungs­

katalog nach § 34 AFG genutzt. 6 Er war das 

zentrale Instrument der Qualitätssicherung 

für freie Bildungsmaßnahmen in den Jahren 

1976--1988. 

Die zunehmende Zentrierung der AFG-För­

derung auf die Problemgruppen des Ar­

beitsmarktes ("Zielgruppen") brachte eine 

Ausweitung der Auftragsmaßnahmen mit 

sich. Hierfür waren veränderte berufspädago­

gische Zielsetzungen und andere Konzepte 

der aktiven Arbeitsmarktpolitik notwendig. 

I Zusammenarbeit von 
BA und BIBB 

bei der AFG-Qualitäts­
sicherung 

Darüber hinaus stellte die Treuarbeit AG 

1983 in einem Gutachten deutliche Quali­

tätsmängel und fehlende Überwachung in 

FuU-Maßnahmen fest. In der Folgezeit ent­

stand in Zusammenarbeit von Bundesinstitut 

und Bundesanstalt ein Konzept zur Qualitäts­

sicherung von A!lftragsmaßnahmen (1985-

1989) 7, das sich vor allem in den "FuU-Qua­

litätsstandards" der Bundesanstalt für Arbeit 

niederschlug. 

Die Zielsetzungen und auch die Ergebnisse 

der Kooperation waren - wie auch die späte­

ren gemeinsamen Arbeiten zur Qualität -

durch die speziellen Aufgabenstellungen bei­

der Einrichtungen geprägt: 

• das Bundesinstitut sah seine Aufgabe dar­

in, berufspädagogischen Sachverstand, aktu­

elle Erkenntnisse und innovative Ansätze aus 

einschlägigen Wissenschafts- und Praxisfel­

dern einzubringen und, darauf basierend, 

Qualitätskriterien möglichst weitgehend zu 

operationalisieren; 

• die Bundesanstalt war vor allem daran in­

teressiert, die Qualitätsvorstellungen im Rah­

men ihrer Geschäftspolitik in administrativ 

handhabbare Konzepte für die Praxis der Ar­

beitsämter und Träger umzusetzen. 

Diese unterschiedlichen Positionen führten 

dazu, daß nicht alle Vorschläge des BIBB 

aufgegriffen wurden. 

Der Weiterbildungsboom nach der deutschen 

Wiedervereinigung- und in der Folge massi­

ve Qualitätsmängel von Bildungsmaßnah­

men in den neuen Bundesländern- machten 

eine Weiterentwicklung und Verschärfung 

der Qualitätssicherung erforderlich. Mit wei­

teren "Qualitätserlassen" und stärkeren Kon­

trollen durch Prüfgruppen versuchte die Bun­

desanstalt, "schwarze Schafe" unter den Trä­

gem zu identifizieren und gleichzeitig auch 

die Kosten für Fortbildung und Umschulung 

einzudämmen. 

Die Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut 

erstreckte sich in dieser Phase auf die Erstel­

lung eines Prüfleitfadens für die überregiona­

len Prüfgruppen, auf Überlegungen zur Neu­

fassung des Begutachtungskatalogs von 1976 

und auf die Entwicklung von Evaluations­

instrumenten für FuU-Maßnahmen. So wur­

de 1995 für die Bundesanstalt ein differen­

zierter "Beurteilungsbogen für Bildungs­

maßnahmen" entwickelt und bei verschiede­

nen Bildungsträgem erprobt, der den seit 

1987 verwendeten "Erfahrungsbogen" ab­

lösen sollte. Das neue Instrument ging über 

die bisherige pauschale Beurteilung der 

Maßnahmen hinaus und sah eine fachbezo­

gene Beurteilung von Unterricht und Unter­

weisung vor. 8 

Die Bearbeitung einzelner Aufgaben bzw. 

Entwicklung von Instrumenten entsprang 

den jeweils aktuellen Problemlagen der Ar­

beitsmarktpolitik, mit denen die Bundesan­

stalt konfrontiert wurde. In dieser Phase der 

Zusammenarbeit entwickelte das Bundesin­

stitut ein "Konzept für die Weiterentwicklung 

der Qualitätssicherung in der AFG-geförder­

ten Weiterbildung"9, in dem dieneueren Ent­

wicklungen in der Qualitätssicherung be­

rücksichtigt wurden. Das Konzept bildete 

den Hintergrund für die Entstehung des All­

forderungskatalogs 10 und soll hier in seinen 

Grundzügen skizziert werden. 
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Ein Vorschlag des Bundesinstituts 
zur Weiterentwicklung der Qualitäts­
sicherung der AFG-geförderten 
Weiterbildung 

Im wesentlichen wurde in diesem vom Bun­

desinstitut vorgeschlagenen Konzept von fol­

genden Überlegungen ausgegangen: 

• Eine Weiterentwicklung der Qualitätssi­

cherung in der AFG-geförderten Weiterbil­

dung sollte die immer schwierigere Integra­

tion der arbeitsmarktliehen Zielgruppen be­

rücksichtigen. 

• Die Erkenntnisse aus der Qualitätsdiskus­

sion 11 sollten berücksichtigt und um geeigne­

te prozeßorientierte Verfahren und Instru­

mente der Qualitätssicherung, z. B. nach 

DIN EN ISO 9000ff., ergänzt werden; zu­

gleich sollten allgemeinverbindliche Min­

deststandards eingehalten werden. 12 

• Außerdem sollten Träger und Einrichtun­

gen mehr Eigenverantwortung und Kontrol­

len ihrer Bildungsarbeit im Sinne eines mo­

dernen Qualitätsmanagements übernehmen. 

Der Vorschlag des Bundesinstituts konzen­

trierte sich auf folgende Elemente einer mo­

dernisierten Qualitätssicherung 13: 

Ein Pflichtenheft der Bundesanstalt als 

Ausweis ihrer Anforderungen 

Um die Anforderungen der Bundesanstalt für 

alle Träger transparent zu machen, sind sie in 

einem Pflichtenheft 14 zusammenzufassen. Es 

basiert auf den bisherigen Qualitätsstan­

dards, die noch durch geeignete Elemente 

aus anderen Qualitätssicherungsansätzen er­

gänzt werden sollten. Weiterhin gehören da­

zu die zur Qualitätssicherung vorgesehenen 

Verfahren/Instrumente bzw. Anforderungen 

an solche Verfahren sowie Erläuterungen für 

die Anwender. Das dient der Transparenz al­

ler Qualitätsstandards, entsprechend dem 

jetzt vorliegenden Anforderungskatalog der 

Bundesanstalt. 

Ein Qualitätssicherungshandbuch des Trä­

gers als Dokumentation seines Qualitäts­

sicherungskonzepts 

Spiegelbildlich zum Pflichtenheft der Bun­

desanstalt haben die Bildungsträger in einem 

Qualitätssicherungshandbuch das praktizier­

te Qualitätssicherungskonzept verbindlich zu 

formulieren und die trägerspezifische Umset­

zung der Qualitätsstandards zu dokumentie­

ren. Das Handbuch soll die Qualitätsphiloso­

phie des Trägers beschreiben, seine Maßnah­

meschwerpunkte und die Zielgruppen seiner 

Arbeit nennen. Im Unterschied zu Handbü­

chern, die im Kontext einer Zertifizierung 

nach DIN EN ISO 9000ff. entstehen, ist hier 

der Träger in seinem Qualitätsanspruch nicht 

unabhängig, sondern durch den Bezug auf 

das Pflichtenheft ist ein allgemeinverbind­

liches Mindest-Qualitätsniveau festgelegt. 

Ein Verfahren zur fachlichen Begutachtung 

und Anerkennung der Bildungsträger 

Die von den Bildungsträgem entwickelten 

und in Trägerhandbüchern dokumentierten 

Qualitätssicherungskonzepte sollten neben 

der arbeitsamtsinternen Prüfung auch durch 

unabhängige externe Experten (Praktiker, 

Fachexperten für die Lehrgangsinhalte) nach 

einheitlichen Richtlinien begutachtet wer­

den. Sie sollten von der Bundesanstalt beauf­

tragt werden, die ihrerseits die letzte Ent­

scheidung trifft. Das Verfahren muß für alle 

Beteiligten transparent und nachvollziehbar 

sein. 

Die Anerkennung der Träger durch die Bun­

desanstalt erfolgt auf Zeit, vorgeschlagen 

wurden drei Jahre, danach ist die Anerken­

nung zu erneuern. Die Einhaltung der im 

Trägerhandbuch enthaltenen Verpflichtungen 

sollte spätestens ein Jahr nach der Anerken­

nung Stichprobenhaft überprüft werden. Ist 

die Begutachtung und Anerkennung eines 

Trägers positiv abgeschlossen, werden Maß­

nahmeüberprüfungen in stark vereinfachter 

Form vorgenommen und auf maßnahmespe­

zifische Qualitätsaspekte bzw. Bedingungen 

beschränkt. Dadurch wird das bisherige Ver-
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fahren vereinfacht und der Arbeitsaufwand 

für Bildungsträger und Arbeitsämter redu­

ziert. 

Ergänzende Prüf- und Kontrollmöglichkei­

ten der Arbeitsämter 

Über die kontinuierliche Zusammenarbeit 

der Arbeitsämter und Bildungsträger hinaus 

sollten Arbeitsberater und Prüfgruppen stich­

probenartige Kontrollen einzelner Maßnah­

men vornehmen, um die Einhaltung der im 

Handbuch beschriebenen Qualitätssiche­

rungsmaßnahmen zu überprüfen. Sie können 

sich dabei auch der Hilfe externer Experten 

bedienen. 

Nur ein Teil dieser Vorschläge hat sich im 

neuen Anforderungskatalog niedergeschla­

gen. Nicht umgesetzt wurden zwei Kemge­

danken: eine klar formulierte Selbstverpflich­

tung der Träger mit mehr Eigenverantwor­

tung und -Selbstkontrolle in der Qualitäts­

sicherung sowie die Einbeziehung externen 

Sachverstandes in die Überprüfung. 

Der Anforderungskatalog 
im Kontext der aktuellen 
Qualitätsdiskussion 

Mit dem neuen Anforderungskatalog hat die 

Bundesanstalt einen Schritt voran in Rich­

tung auf eine den aktuellen Erfordernissen 

angepaßte Qualitätssicherung getan. Bei nä­

herer Betrachtung erscheint es zweckmäßig 

zu prüfen, wieweit in diesem Instrument 

auch Entwicklungen aus der aktuellen Quali­

tätsdiskussion berücksichtigt wurden. Es soll 

auf drei Ansätze eingegangen werden, die 

wichtige neue Zielsetzungen und Elemente 

der Qualitätssicherung enthalten: 

• Die Zertifizierung von Qualitätsmanage­

mentsystemen nach DIN EN ISO 9000ff. 

• Internationale Qualitätspreise (quality 

awards) 

• Regionale Trägerverbünde bzw. Gütesiegel­

gemeinschaften 



Den Hintergrund der Qualitätsdiskussion bil­

den ein verschärfter Wettbewerb und Kosten­

druck in der Wirtschaft sowie die Finanzkrise 

der öffentlichen Haushalte. Als ein wirksa­

mer Hebel zur Kostensenkung in Unterneh­

men bei gleichzeitiger Sicherung von Quali­

tät wird die Zertifizierung von Qualitätsma­

nagementsystemen nach der Normenreihe 

DIN EN ISO 9000ff. angesehen.15 Träger 

definieren ihren Qualitätsanspruch selbst und 

dokumentieren ihn in sog. Qualitätsma­

nagementhandbüchem. Externe Begutachter 

(Auditoren) kontrollieren die Handbücher 

und den Prozeß zum Erstellen der Dienstlei­

stung ,,Weiterbildung" und überprüfen, ob 

die Instrumente den qualitätspolitischen Zie­

len des Trägers angemessen sind. Es herrscht 

die Auffassung, daß ein Qualitätsmanage­

mentsystem über die in der Norm beschrie­

benen formalen Kriterien und den Prozeß 

der Zertifizierung hinausgehen muß, z. B. in 

Richtung auf ein Total Quality Management, 

um tatsächlich zur Qualitätsverbesserung 

beizutragen; das gilt auch für die Bildungs­

arbeit in Weiterbildungseinrichtungen. 

Diese Entwicklung legt den Gedanken nahe, 

die Anforderungen der Bundesanstalt seitens 

der Träger mit Hilfe eines Qualitätsmanage­

mentsystems zu erfüllen. Der Bildungsträger 

wäre damit in allen Phasen des Bildungspro­

zesses in der Lage- von der Bedarfsermitt­

lung - über die Konzeptentwicklung und 

Maßnahmedurchführung bis zur Evaluation, 

die Einhaltung der Anforderungen der Bun­

desanstalt zu überprüfen. Die Verfahren der 

Qualitätskontrolle wären durch verstärkte Ei­

genverantwortung der Träger gekennzeich­

net. Bei der Entscheidung über die Anerken­

nung einer Maßnahme nach § 34 AFG wird 

aber bisher kaum berücksichtigt, ob beim 

Träger die innerorganisatorischen Prozesse 

zum Erstellen der Dienstleistung "Weiterbil­

dung" unter Qualitätsgesichtspunkten durch­

leuchtet werden. 

Das zentrale Element bei der Einführung und 

Nutzung eines Qualitätsmanagementsystems 

ist eine umfassende Kundenorientierung. 

Qualität ist nach diesem Verständnis, was 

dem Kunden nützt, deshalb sind alle inneror­

ganisatorischen Prozesse auf die Bedürfnisse 

und Wünsche des Kunden abzustellen. In der 

AFG-geförderten Weiterbildung ist die Ver­

wendung des Kundenbegriffs auf den ersten 

Blick problematisch: Weiterbildungsträger, 

die sich dieser Frage erfolgreich gestellt ha­

ben, betrachten und behandeln sowohl das 

Arbeitsamt als auch die Teilnehmer/ -innen 

als ihre Kunden. 16 

I Qualitätsmanagement­
systeme können 

die AFG-Qualitätssicherung 
erganzen 

Der wichtigste Wunsch der Arbeitsämter als 

"Kunde"- und zugleich das Erfolgskriterium 

der Maßnahmen - , die Eingliederung von 

Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt, deckt sich 

mit dem der Teilnehmer/-innen. Die Reali­

sierung erfolgt vor allem durch eine sehr in­

tensive arbeitsmarktnahe Betätigung des Trä­

gers. Im Anforderungskatalog der Bundesan­

stalt sind dazu im wesentlichen drei Punkte 

enthalten: ,,Arbeitsmarktliche Erfordernis­

se", "Marktnahe Betätigung" sowie "Prakti­

kum". Um mehr Kundenorientierung bei den 

Trägem einzufordern, könnte die Bundesan­

stalt die arbeitsmarktnahe Betätigung im An­

forderungskatalog durchgehend zum Prinzip 

machen - vom Aufbau von Kooperationsbe­

ziehungen bis hin zur Evaluation und Nach­

betreuung. 

Ein weiteres zentrales Element der ISO-Nor­

menreihe ist die Prozeßorientierung. Im An­

forderungskatalog wird Prozeßorientierung 

nicht explizit benannt, dennoch ist dieses 

Element in einigen Punkten des Katalogs 

enthalten, wie in der "Zusammenarbeit mit 

dem Arbeitsamt", in Anforderungen an das 

"Praktikum" oder in der "Erhebung der Teil­

nehmererfahrungen" zur Erfolgsbeobach­

tung. Es gäbe aber im Katalog weitere An-

satzpunkte zur Konkretisierung von Prozes­

sen und Instrumenten. 

Von der Bundesanstalt wird die Zertifizie­

rung nach DIN EN ISO 9000ff. nicht als 

Fördervoraussetzung betrachtet. 17 Dafür sind 

vor allem folgende Gründe maßgeblich: Alle 

Teilnehmerl-innen haben einen Anspruch 

auf bundesweite, anbieterübergreifende Qua­

lität, die durch den ISO-Ansatz nicht ange­

strebt und gewährleistet wird. Darüber hin­

aus können kleineren Trägem die mit der 

Zertifizierung verbundenen Kosten nicht zu­

gemutet werden. 

Als jüngste Entwicklung in der Qualitätsdis­

kussion sind die Internationalen Qualitäts­

preise (quality awards) zu nennen: Sie bie­

ten Anreize und Anregungen für Unterneh­

men, die sich um die Umsetzung eines Total 

Quality Management (TQM) bemühen. 18 Sie 

haben mittlerweile eine weitaus umfassende­

re Bedeutung als bloße Bewertungsraster für 

die Preisvergabe: Sie bieten strukturierte Kri­

terienmodelle für eine interne Selbstbewer­

tung und Ausrichtung der Qualitätsaktivitä­

ten eines Unternehmens. Die Modelle wer­

den auch auf Dienstleistungsunternehmen 

und Bildungseinrichtungen angewandt. Der 

European Quality Award (EQA) unterschei­

det neun Elemente/Kriterien: Führung, Mit­

arbeiterorientierung, Politik und Strategie, 

Ressourcen, Prozesse, Mitarbeiterzufrieden­

heit, Kundenzufriedenheit, Gesellschaftliche 

Verantwortung und Image, Geschäftsergeb­

nisse. Sie tragen in unterschiedlicher Ge­

wichtung zum Unternehmenserfolg bei. Die­

ses Modell dient, wie andere auch, zur Über­

prüfung und Bewertung des Qualitätsma­

nagements. Auch wenn es keine Standards im 

Sinne der Qualitätssicherung der AFG-geför­

derten Weiterbildung enthält, können die ver­

wendeten Kriterien für Weiterbildungsträger 

als Analyseinstrumente und Anregungen die­

nen, um ihre Qualitätsorientierung zu über­

prüfen und zu intensivieren. 

Regionale Trägerverbünde bzw. Gütesiegel• 

gemeinscharten können durch die Vergabe 

BWP 26/1997 I 2 • Fachbeiträge 

I 
21 



eines Gütesiegels einen Beitrag zur Markt­

transparenz in einer Region leisten und un­

terstreichen in der Anbieterkonkurrenz die 

Bedeutung der Qualität durch Selbstver­

pflichtung der Bildungsträger auf eine fest­

gelegte Mindestqualität. 19 Betrachtet man 

den Anforderungskatalog unter diesem Ge­

sichtspunkt, so findet sich dieses Element 

auch dort: Die Trägerprüfung in dreijährigem 

Abstand und jede Maßnahmeprüfung setzen 

voraus, daß der Träger sich zur Einhaltung 

der Anforderungen der Bundesanstalt ver­

pflichtet. 

Auch Gesichtspunkte des Verbraucher­

schutzes können bei der Verwendung von 

Gütesiegeln eine Rolle spielen, wie das Bei­

spiel des Vereins "Weiterbildung Harnburg 

e. V." zeigt. Allerdings scheint der Schutz der 

Verbraucher vor allem aus dem Zusammen­

spiel von Selbstkontrolle der Träger und öf­

fentlicher Verantwortung zu resultieren, d. h. , 

wenn neben Bildungsträgem öffentliche oder 

wettbewerbsneutrale Stellen in die Gemein­

schaft einbezogen sind. Auch im Zusammen­

hang mit der Einführung der DIN EN ISO 

9000ff. werden Kontrollen eingefordert, die 

den Verbraucherschutz zum Ziel haben. Qua­

lität von Weiterbildung soll nicht völlig den 

Marktmechanismen bzw. privatwirtschaftlich 

arbeitenden Zertifizierungsstellen überlassen 

werden. Der Anforderungskatalog unter­

streicht das Ziel des Verbraucherschutzes, in­

dem eindeutige Forderungen an die Vertrags­

gestaltung, die Informationspflicht durch die 

Träger und an eine seriöse Teilnehmerwer­

bung gestellt werden. Unter Verbraucher­

schutzaspekten betrachtet, stellt der Katalog 

eine Verbesserung im Vergleich zu den bishe­

rigen Instrumenten der FuU-Qualitätssiche­

rung dar. 

Fazit 

Mit dem neuen Anforderungskatalog wurde 

die Qualitätssicherung der Bundesanstalt un­

ter der bisherigen Zielsetzung weiterentwik­

kelt, allgemeinverbindliche, überregional 

gültige Mindeststandards für die Qualität von 

FuU-Maßnahmen zu setzen. Durch die ein­

gangs beschriebenen Strukturen und Inhalte 

geht der Anforderungskatalog über die bishe­

rige Qualitätssicherung hinaus. Als ein Fort­

schritt ist die Einführung der dreijährigen 

Trägerüberprüfung und ihre Trennung von 

der jeweiligen Maßnahmeanerkennung anzu­

sehen, vor allem dann, wenn sie in der Praxis 

mit einer verwaltungsmäßigen Verein­

fachung der Prüfvorgänge einhergeht. 

I Die AFG-Qualitäts­
sicherung muß 

kontinuierlich weiter­
entwickelt werden 

Der Anforderungskatalog hat einige Ge­

sichtspunkte aus der aktuellen Qualitätsdis­

kussion aufgegriffen, dennoch gibt es noch 

eine Reihe von Elementen, die in die Quali­

tätssicherung der Bundesanstalt einbezogen 

werden könnten. Der Anforderungskatalog 

soll nach den Formulierungen des Vorworts 

"Anstöße geben für die eigenverantwortliche 

Festigung und Weiterentwicklung der träger­

internen Qualitätssicherung". Dabei bleibt es 

aber- im Katalog selbst gibt es keine Anfor­

derungen oder Mindeststandards hinsichtlich 

der Einführung oder Verwendung solcher Si­

cherungssysteme. 

In der Fachöffentlichkeit werden unter dem 

Stichwort "ISO 9000 Plus" Vorstellungen zur 

Qualitätssicherung diskutiert, die den ISO­

Ansatz mit der Qualitätssicherung der öffent­

lich geförderten Weiterbildung verbinden 

wollen. 20 Dabei sollen über die in DIN EN 

ISO 9000 ff. enthaltenen prozeßorientierten 

Qualitätsmanagementkontrollen hinaus trä­

gerübergreifende, überregional gültige Qua­

litätsstandards in Zusammenarbeit der Sozi­

alparteien und Weiterbildungseinrichtungen 

entwickelt werden. Auch zwischen ISO und 

den Gütesiegelansätzen gibt es Querverbin­

dungen und Wechselwirkungen, wie das Bei-
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spiel der OTA (Open Training Association) 

zeigt. Ziel all dieser Bemühungen ist es, die 

Basis der Qualitätssicherung zu verbreitern. 

Solche Entwicklungen könnten Anstöße für 

Überlegungen liefern, auch die Qualitätssi­

cherung in der AFG-geförderten Weiterbil­

dung nicht als abgeschlossen zu betrachten. 

Für die Bundesanstalt stellt sich auch künftig 

die Frage, wie sie unter Wahrung ihrer öffent­

lichen Verantwortung und ihres eigenen Kon­

zeptes neuen Ansätzen Rechnung tragen 

kann. 
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• In diesem Buch wird dem Leser ein breites Spektrum 
des Methodengebrauchs angeboten, das er situationsadä­
quat zur Qualitätssteigerung des beruflichen Lernens 
nutzen kann. Es sind didaktisch-methodische Akzente 
aufgenommen, nicht als normierende Vorgabe für eine 
pädagogische Tätigkeit nach dem Zweck-Mittel-Schema, 
sondern als Methode des Aneignens und Erkennens, die 
von den Lernenden selbsttätig und selbständig praktiziert 
werden kann. 

• In der Neuauflage sind handlungsorientierte Lehr-/ 
Lernarrangements aufgrund neuerer Entwicklungen der 
Didaktik beruflichen Lehrens und Lernens aufgenommen. 

• Das Buch ist besonders dadurch gekennzeichnet, daß 
wissenschaftliche Erkenntnisse interpretiert und in prak­
tische Empfehlungen für den Berufsalltag umgesetzt 
werden. Außerdem bietet der Autor dem Leser eine Viel­
zahl von nützlichen Checklisten. 

Aus Besprechungen der Vorauftage: 

" ... Zusammenfassend ist das vorliegende Buch als 
praktikables und gelungenes Hilfsmittel für alle in der 
Ausbildung und Lehre tätigen Personen zu bewerten .. . " 

Versicherungswirtschaft 

" ... Pädagogik zum Anfassen!" 
Versicherungskaufmann 

Sauer-Verlag 
Heidelberg 
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Gerhard Stark 

Diplom-Pädagoge, wissen­

schaftlicher Mitarbeiter 

am Institut für sozialwis­

senschaftliche Beratung 

(ISOB) 

Qualitätssicherung der 
Weiterbildung als Aufgabe 
der Bildungsträger 

ln der derzeitigen Diskussion um die 

Qualität der beruflichen Weiterbil­

dung wird vielfach unabhängig von 

einer Befassung mit Kriterien der 

Weiterbildungsqualität die Einfüh­

rung eines Qualitätsmanagements 

bei Bildungsträgern propagiert. Soll 

ein Qualitätsmanagementsystem zu 
Sicherung und Verbesserung der 

Weiterbildungsqualität beitragen, 

kann die Befassung mit Qualitätskri­

terien jedoch nicht ausgespart wer­

den. Daß sich Kriterien der Weiterbil­

dungsqualität in der Praxis der Trä­

ger niederschlagen, erfordert umge­
kehrt die Verankerung einer Quali­

tätspolitik in der Organisation des 
Trägers. 

Der vorliegende Beitrag stellt das 

Qualitätskonzept eines Modellver­

suchs vor, das Anwendungsorientie­

rung der beruflichen Weiterbildung 

als zentrales berufspädagogisches 
Qualitätskriterium mit Aspekten ei­

nes Qualitätsmanagements unter 

Einbeziehung aller am Weiterbil­

dungsprozeß Beteiligten zu verknüp­

fen versucht. 

In dem gemeinsamen Modeflversuch "Quali­

tätssicherung in der Weiterbildung - Anwen­

dungsorientierung und Integration aller Be­

teiligten als Qualitätskriterien im Weiterbil­

dungsprozeß"1 dreier unterschiedlich struk­

turierter Weiterbildungseinrichtungen wird 

das Qualitätskonzept bezogen auf die jewei­

lige Trägersituation und auf drei Marktseg­

mente konkretisiert. 

Ziel des Modellversuchs ist die Entwicklung 

und Erprobung von Hilfestellungen für Bil­

dungsträger, die die Umsetzung berufspäd­

agogischer Kriterien in deren praktischer Tä­

tigkeit unterstützen und für die Beteiligten -

Personal des Bildungsträgers, Teilnehmer 

und Auftraggeber der Weiterbildung - trans­

parent und somit nachprüfbar und beeinfluß­

bar machen sollen. 

Das diesen Entwicklungen zugrundeliegende 

Konzept gilt für alle drei Träger und für jedes 

der Marktsegmente. Es muß daher notwen­

dig abstrakt sein. 

Die Diskussion um 
Qualität(smanagement) 
der Weiterbildung 

Die Diskussion um die Qualität der berufli­

chen Weiterbildung in den letzten Jahren ist 

durch zwei Schwerpunkte mit komplementä­

ren Schwachstellen charakterisiert: der Aus­

einandersetzung um Kriterien und Standards 

der Weiterbildungsqualität, die große Lücken 

in der frage der Umsetzung aufweist, steht 

eine Propagierung von Qualitätsmanage­

mentsystemen (insbes. nach DIN EN ISO 

9000ff.) gegenüber, die sich jeglicher Beur­

teilung der Weiterbildungsqualität enthält. 

Schon lange vor der Auseinandersetzung um 

die Zertifizierung von Qualitätsmanagement­

systemen bei Bildungsträgem hat es eine 

Diskussion über die Qualität der beruflichen 

(Weiter)bildung gegeben. Die zentralen 



Themen dieser Qualitätsdiskussion waren zu 

Beginn der 90er Jahre Fragen der Auswahl 

und Operationalisierung von Qualitätskrite­

rien sowie Schwierigkeiten der Umsetzung 

von Qualitätsstandards in der Praxis. 2 

SAUTER weist nach, daß der Bedarf an Ge­

währleistung von Weiterbildungsqualität 

trotz einer Reihe umgesetzter Maßnahmen 

noch erheblich ist. 3 

Die Entwicklung theoretischer Modelle zur 

Weiterbildungsqualität hat zu einer ganzheit­

lichen Betrachtung von Weiterbildung als 

Prozeß geführt.4 Qualitätskriterien werden 

gemäß dreier Stadien, in die dieser Prozeß 

unterteilt wird (Input, Durchführung, Out­

put), nach den Bereichen träger- bzw. ein­

richtungs-, maßnahme-und ergebnisbezogen 

zugeordnet. Damit wird eine Systematisie­

rung der Qualitätsdiskussion ermöglicht, je­

doch keine klare Bestimmung der Qualität, 

keine vollständige Erfassung der Qualitäts­

kriterien und ebensowenig eine Gewichtung 

einzelner Qualitätskriterien hinsichtlich ihres 

Einflusses auf die tatsächliche Qualität. Eine 

theoretische Fundierung des Qualitätsbe­

griffs im (beruflichen Weiter-)Bildungsbe­

reich steht noch aus. 5 

Neben dieser (auch) pädagogisch geführten 

Qualitätsdiskussion hat sich in den letzten 

Jahren eine Auseinandersetzung um den 

Aspekt eines Qualitätsmanagements im Wei­

terbildungsbereich entsponnen, die durch 

Zertifizierungsbemühungen von Bildungs­

trägem nach der Normenreihe DIN EN ISO 

9000ff. beflügelt worden ist. Die Qualitäts­

diskussion hat dadurch erneut Aktualität ge­

wonnen, aber auch eine andere Akzentuie­

rung erfahren. 6 

Im Unterschied zu Ansätzen, bei denen die 

produktorientierte Qualität im Vordergrund 

steht, liegt bei der ISO-Zertifizierung der 

Schwerpunkt auf der Gestaltung, Überprü­

fung und Kontrolle innerorganisatorischer 

Abläufe beim Bildungsträger. 7 Die Qualität 

der Bildungsprodukte ist nicht Gegenstand 

des zur Zertifizierung anstehenden Qualitäts­

managementsystems. 

Wenn es um Qualitätsverbesserung in der 

Weiterbildung gehen soll, dann ist auch bei 

Nutzung von Qualitätsmanagementsystemen 

für diesen Zweck die Frage nach den Krite­

rien der Qualität von Weiterbildung, wie sie 

in der traditionellen Qualitätsdiskussion ge­

stellt worden ist, nicht obsolet. 

Wird die Frage nach den Kriterien der Wei­

terbildungsqualität jedoch konkretisiert in 

Richtung Operationalisierbarkeit der Krite­

rien, dann sind neben der Produktqualität zu­

gleich auch Aspekte des Qualitätsmanage­

ments angesprochen. 

Eine der zentralen Fragestellungen des Mo­

dellversuchs lautet daher: Wie sind welche 

Bedingungen beim Bildungsträger selbst zu 

schaffen, damit die erhobenen Anforderun­

gen an die Weiterbildungsqualität vom Trä­

ger umgesetzt und von Teilnehmer, Auftrag­

geber und Förderer eingefordert, nachgeprüft 

und beeinflußt werden können? 

Der Modellversuch hat Ansatzpunkte bei den 

beteiligten Bildungsträgem entwickelt, die in 

der Praxis der Träger erprobt werden. 

Der Modellversuch "Qualitäts­
sicherung in der Weiter· 
bildung- Anwendungs­
orientierung und Integration 
aller Beteiligten als Qualitäts· 
kriterien im Weiterbildungs­
prozeß" 

Der Modellversuch knüpft an der praktischen 

Tätigkeit der Bildungsträger an, die entspre­

chend unterschiedlicher Finanzierungsquel­

len auf hauptsächlich drei Marktsegmente 
bezogen organisiert ist: AFG-geförderte Wei­

terbildung, Weiterbildung für Betriebe und 

individuelle Weiterbildung. Obwohl nicht 

völlig trennscharf, sind diese Segmente für 

eine Differenzierung sowohl der Beurteilung 

als auch von Maßnahmen zur Sicherung der 

Qualität beruflicher Weiterbildung relevant, 

da sie unterschiedliche Aufgaben und An­

wendungsfelder mit jeweils eigenen rechtli­

chen Grundlagen sowie unterschiedliche In­

teressen und Zielsetzungen widerspiegeln, 

die von den Nachfragern mit Weiterbildung 

verknüpft werden. 8 

Die Einschränkung in der Trennschärfe der 

Segmente ergibt sich daraus, daß die in den 

Marktsegmenten vertretenen Kundengrup­

pen hinsichtlich ihrer Interessen in sich nicht 

homogen sind: Die AFG-geförderte Weiter­

bildung beinhaltet ein breites Spektrum von 

Maßnahmearten für unterschiedliche Ziel­

gruppen. Die Bundesanstalt für Arbeit ist an 

der Verbesserung der Vermittelbarkeit und an 

einer Arbeitsaufnahme (in qualifikations­

adäquater, d. h. dem Maßnahmeziel entspre­

chender Beschäftigung) interessiert. Die Be­

urteilung der Qualifikationsadäquanz einer 

Beschäftigung durch den Maßnahmeteil­

nehmer kann erheblich von der Einschätzung 

der Bundesanstalt abweichen. Möglicherwei­

se hat er auch dezidierte Vorstellungen von 

einer angestrebten Tätigkeit und deren An­

forderungen, die mit den arbeitsmarktpoliti­

schen Einschätzungen der Bundesanstalt 

nicht vereinbar sind. Vielleicht will er auch 

nur überhaupt in Arbeit kommen. 

Die Weiterbildung für Betriebe bezieht sich 

auf unterschiedlichste Problemstellungen 

und Bedarfe, die von spezifischen Qualifika­

tionsdefiziten über technische Fragen bis zu 

Personal- und Organisationsentwicklung rei­

chen, dabei nach Betriebsgröße, Branche, 

Unternehmensstrukturen und weiteren Merk­

malen variieren können. Die Betriebe kön­

nen als Auftraggeber, als Finanzier oder in 

beiden Rollen zugleich an den Bildungsträ­

ger herantreten. Sie wollen als Auftraggeber 

für einzelne Maßnahmen oder als Nachfrager 

nach bestimmten Qualifikationen die Bewäl-
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tigung bestimmter Arbeitsaufgaben verbes­

sern. Als Auftraggeber für ein Personal- und 

Organisationsentwicklungskonzept wollen 

sie eine Erhöhung der Flexibilität des Unter­

nehmens erreichen. Die Mitarbeiter sind 

möglicherweise an einer Verwertbarkeit der 

erworbenen Qualifikation außerhalb des Be­

triebes interessiert. Oft sind sie aber gerade 

diejenigen, die die für die betrieblichen Auf­

gaben erforderliche Qualifizierung genauer 

einschätzen können, weil sie das Aufgaben­

feld und die darin auftretenden Probleme im 

Detail kennen. 

Die individuelle Weiterbildung umfaßt ein 

breites Spektrum von Maßnahmen und Ziel­

gruppen. Sie ist heterogen hinsichtlich der 

Finanzierung: sie umfaßt Selbstzahler, Be­

triebe, aber auch AFG-(Teil-)Förderung. Ab­

hängig von der Finanzierung können Interes­

sensunterschiede wie in den anderen beiden 

Segmenten auftreten. Lediglich für die 

Selbstzahler fällt Teilnehmer- und Auftragge­

berinteresse zusammen; jedoch sind sie auch 

mit anders gelagerten Interessen und Zielset­

zungen anderer Teilnehmer konfrontiert. 

Kundenanforderungen 
als Qualitätsmaßstab? 

Trotz dieser unterschiedlichen Interessen und 

Zielsetzungen kommt es allen Beteiligten auf 

eine Qualifizierung für eine jeweilige All­

wendungssituation an. Im Modellversuch 

wird berufliche Weiterbildung als ein Lernen 

für eine Anwendung des Gelernten im Ar­

beitsfeld betrachtet. Qualität beruflicher 

Weiterbildung wird zunächst - im Sinne der 

allgemein durchgesetzten Definition - als 

Anforderungen, die an die Weiterbildung ge­

stellt werden und die durch die Anbieter ein­

zulösen sind, verstanden. 9 

Gegen die Kunden- und Teilnehmerzufrie­

denheit, die die Anforderungserfüllung be­

stätigt, als alleinigen Maßstab für Qualität 

der Weiterbildung macht ARNOLD zu Recht 

drei Einwände geltend, die die Kunden- und 

Teilnehmerzufriedenheit als Einzelaspekt der 

Qualität charakterisieren: verhaltensändern­

de Erwachsenenbildung löst bei Teilnehmern 

nicht nur Zufriedenheit aus, sondern verlangt 

Arbeit, Anstrengung und Mühe. Zweitens ist 

Kundenautonomie nicht überall risiko- und 

sanktionsfrei zu realisieren. Und schließlich 

ist Teilnehmerzufriedenheit nicht mit Wirk­

samkeit der Weiterbildung identisch. 10 

Anwendungsorientierung als 
Leitlinie für Qualitätskriterien 

Durch die Anwendungsorientierung der Wei­

terbildung erfährt der Qualitätsbegriff eine 

Spezifizierung, die Kundenanforderungen 

berücksichtigt, sich von der rein subjektiven 

Zufriedenheitsbeurteilung aber abhebt. Beur­

teilung und Verbesserung der Qualität beruf­

licher Weiterbildung muß sich am Arbeits­

prozeß orientieren, für den die Qualifizierung 

erfolgen soll. Allerdings ist die Anwendungs­

situation als Qualitätsmaßstab selbst genauer 

zu betrachten: 

Die Anwendungssituation ist unterschiedlich 

konkret bestimmt. Sie kann ein bestehender 

Arbeitsplatz, ein künftiger, bereits definierter 

Arbeitsplatz oder aber nur eine potentielle 

Anwendungssituation sein; ,,relativ" konkret 

kann die Bestimmung im Segment Betriebe 

ausfallen. 

Jedoch ist auch eine bestehende Anwen­

dungssituation nicht naturgegeben, auch sie 

unterliegt technischen, organisatorischen und 

daher auch qualifikatorischen Wandlungs­

prozessen. Umgekehrt hängen auch Gestal­

tung und Wirksamkeit technischer und orga­

nisatorischer Veränderungen von der Qualifi­

kation der Mitarbeiter ab. Im Gegensatz zu 

einem technizistischen Qualifikationsver­

ständnis, nach dem für eine vorgegebene Si­

tuation im Betrieb qualifiziert wird, sind 

Technik, Organisation und Personal als drei 

Variablen der Arbeitsgestaltung zu betrach-
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ten. Der Versuch, emen fixierten Bedarf 

"sachlich" definieren zu wollen, wäre dem­

nach falsch. Es kann jedoch auch nicht von 

einer vollständigen Offenheit, wie im dezi­

sionistischen Modell unterstellt, ausgegan­

gen werden; FAULSTICH schlägt daher ein 

"diskursives Qualifikationskonzept" vor, in 

dem mögliche Handlungsspielräume im Be­

trieb durch Aushandlungsverfahren gefüllt 

werden. 11 

Hieraus ergibt sich für den Modellversuch ei­

nerseits, daß eine Beschränkung auf rein 

pädagogische Überlegungen, die sich in einer 

völligen Abkoppelung der Bildungsmaß­

nahmen von den Anforderungen der Arbeits­

welt ausdrückt, zu vermeiden ist. In der päd­

agogischen Diskussion mag hier die Gefahr 

eines funktional verengten Bildungsbegriffs 12 

entdeckt werden. Für die weitere Entwick­

lung und Darstellung des Modellversuchs­

konzepts muß jedoch eine pragmatische Po­

sition bezogen werden. Die Bildungsträger, 

die die Adressaten des Modellversuchs sind, 

müssen in ihrer praktischen Tätigkeit sowohl 

den Teilnehmern als auch den Betrieben und 

öffentlichen Institutionen als Auftraggebern 

bzw. Förderem in ihren Zielen Rechnung tra­

gen: diese brauchen bzw. wollen Qualifizie­

rung für eine konkrete berufliche Tätigkeit. 

Andererseits kommt aber auch ein Unterwer­

fen mit vorschnellen Anpassungsprozessen 

an jeweilige Kundenwünsche nicht in Be­

tracht. 

Positiv ausgedrückt folgten daraus für den 

Modellversuch drei Konsequenzen: 

• Kundenanforderungen werden reflektiert 

als Qualitätskriterien herangezogen. 

• Der Transferaspekt ist besonders bedeut­

sam für Qualitätsbeurteilung und -messung. 

• Standards und Managementsysteme kön­

nen als Werkzeuge für eine Qualitätsverbes­

serung dienen; sie müssen kritisch hinterfragt 

werden, inwieweit sie zur Anwendungsorien­

tierung der Weiterbildung beitragen. 

Zum einen wurden im Modellversuch An­

satzpunkte identifiziert und Mechanismen 



und Verfahren entwickelt, die dem Bildungs­

personal eine systematische Einbeziehung 

von Weiterbildungsteilnehmern, -auftragge­

bern und ,,Anwendungsexperten" ermög­

lichen. 

Zum anderen wurden Instrumente für die 

Mitarbeiter eines Bildungsträgers entwickelt, 

mit deren Hilfe sie zur Optimierung der Wei­

terbildungsqualität beitragen. 

Als Hilfsmittel zur Gewinnung praktischer 

Ansatzpunkte der Qualitätssicherung beim 

Bildungsträger wurde ein Phasenmodell des 

Weiterbildungsprozesses entwickelt. 

Phasenmodell der Leistungs­
erbringung der Weiterbildung 

Bei diesem Modell handelt es sich um ein 

heuristisches Modell, das den Weiterbil­

dungsprozeß zum besseren Verständnis ana­

lytisch zerlegt. Die Phasen beschreiben an­

fallende Aktivitäten im Rahmen des Weiter­

bildungsprozesses, die sich aus Ziel und 

Funktion der Weiterbildung für Teilnehmer 

und Auftraggeber sowie aus Strukturmerk­

malen der beruflichen Weiterbildung 13 erge­

ben. Die Abfolge der Phasen ist nicht zwin­

gend. Abhängig von den verschiedenen 

Marktsegmenten, in denen sich die Struktur­

merkmale unterschiedlich niederschlagen, 

kann sich die Abfolge verschieben. 

Anwendungsorientierung muß sich m den 

verschiedenen Phasen des Weiterbildungs­

prozesses niederschlagen. Sie kann sich nur 

in der Konkretisierung einer spezifischen 

Maßnahme beweisen. Aufgrund der jeweili­

gen Spezifik der Anwendungssituation kön­

nen keine allgemeingültigen Kriterien für an­

wen dungsorientierte Weiterbildung formu­

liert werden. Es kann nur entlang der entste­

henden Aufgaben für den Bildungsträger ver­

allgemeinert angegeben werden, worauf der 

Träger achten muß, wie er den Leistungser­

stellungsprozeß der Weiterbildung gestalten 

muß, um Anwendungsorientierung der Wei­

terbildung zu gewährleisten. 14 

Abbildung: Phasenmodell: Leistungserbringung der Weiterbildung 

Bedarfsermittlung 

AG ++ TN 

I \ 

BT = Bildungsträger TN = Teilnehmer AG = Auftraggeber 

Der Weiterbildungsprozeß wird nach dem 

Modell (siehe Abbildung) in verschiedene 

Phasen unterteilt. Evaluation wird dabei als 

eine zentrale, die übrigen Phasen begleitende 

und übergreifende Aufgabe des Bildungsträ­

gers betrachtet. 15 

Die Ermittlung des Weiterbildungsbedarfs 
ist wesentliche Voraussetzung für eine ziel­

gerichtete und bedarfsgerechte Weiterbil­

dung. Dies erfordert Feststellungen über die 

Anwendungssituation selbst, weil der Bedarf 

bei Auftraggebern und Anwendern nicht un­

mittelbar als Weiterbildungsbedarf, sondern 

als Anwendungsproblem oder -defizit vor­

liegt. 

Die Übersetzung in einen Weiterbildungsbe­

darf ist jedoch kein einfacher Ableitungsakt, 

weil in Anwendungsproblemen nicht nur 

Qualifikationsdefizite enthalten sind, son­

dern auch Fragen der Technik und Arbeits­

organisation betroffen sein können. 

Anwendungsorientierung der Weiterbildung 

bedeutet dann, daß der Bildungsträger die 

Identifizierung von Qualiftkationsdefiziten, 

von organisatorischen und technischen Pro­

blemen leisten muß. Außerdem sind die Ent-

wiekJung von Technik und Arbeitsorganisa­

tion und Wechselwirkungen mit Qualifika­

tionsfragen zu erörtern. Dies zum einen unter 

dem Gesichtspunkt, daß eine erworbene 

Qualiftkation überhaupt erst zum Tragen 

kommt, wenn die technischen und organisa­

torischen Rahmenbedingungen dies erlau­

ben, zum anderen aber, daß mit bestimmten 

Qualiftkationen Organisationsentwicklung 

und Ausschöpfung technischer Ressourcen 

überhaupt erst möglich wird. 

Die Klärung dieser Fragen im Rahmen der 

Bedarfsermittlung und einer damit einherge­

henden Teilnehmergewinnung muß sich im 

weiteren Verlauf des Leistungserstellungs­

prozesses niederschlagen. Die Teilnehmerge­

winnung sollte im Zuge der Bedarfsermitt­

lung erfolgen, weil der Weiterbildungsbedarf 

sich nicht nur an bestimmten Anforderungen 

orientieren kann, sondern sich auf eine jewei­

lige Zielgruppe mit spezifischen Vorausset­

zungen bezieht. 16 Abklärung der Teilnehmer­

voraussetzungen, Information und Beratung 

der Teilnehmer bis hin zu Fragen einer Be­

rufswegeplanung gehören daher notwendig 

zu einer anwendungsorientierten Weiterbil­

dung. 
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Der hinsichtlich der Anwendung spezifizierte 

Weiterbildungsbedarl muß in Lernziele über­

setzt werden, die bis in die Anwendungssi­

tuation hineinreichen. Die hierfür notwendi­

gen Inhalte müssen ausgewählt werden und 

in ein didaktisches Konzept übertragen wer­

den. Hier können moderne Konzepte der Di­

daktik der Berufsbildung herangezogen wer­

den, die den Anwendungsbezug der Weiter­

bildung zum Ausgangspunkt haben und ihn 

bis hin zu Fragen der Lernumgebungs- und 

Lernortgestaltung umsetzen. Die Konzept­
entwicklung muß die didaktischen Gestal­

tungselemente auf die Anwendung des Ge­

lernten im Arbeitsfeld hin ausrichten. Ent­

sprechende Anforderungen an das Lehrper­

sonal müssen aus dem spezifischen Konzept 

abgeleitet werden. 

Die Umsetzung der Vorgaben des Konzepts 

in der Maßnahmeplanung muß die organi­

satorischen, technischen und personellen 

Voraussetzungen für deren anwendungsorien­

tierte Durchführung schaffen. Zu angemesse­

nen Rahmenbedingungen der Weiterbildung 

gehören hier z. B. ein zeitlicher Rahmen, der 

Verknüpfungen theoretischer Teile mit prak­

tischen Aufgabenstellungen ermöglicht, eine 

Lernen und Arbeiten verknüpfende Abstim­

mung von Lern- und Arbeitszeit, eine dafür 

geeignete Lernorganisation, die das Anwen­

dungsfeld einschließt und Individualisierung 

des Lernens ermöglicht. Die Umsetzung der 

personellen Voraussetzungen muß bis zur 

Gewährleistung entsprechender Weiterbil­

dungs- und Personalentwicklungsmaßnah­

men beim Bildungsträger reichen. 

Der Referenzpunkt Anwendungsorientierung 

wird in der Maßnahmedurchführung durch 

eine Bearbeitung sog. Praxisbeispiele im 

Rahmen von Lehrgangs- oder Seminarlor­

men nur unzureichend erfüllt. Vielmehr müs­

sen solche Beispiele auf die im Rahmen der 

Bedarlsermittlung spezifizierte Praxis bezo­

gen werden und die Teilnehmer auf die An­

wendung des Gelernten in ihrem Praxisfeld 

vorbereiten. Individualisierung des Lernens 

und selbständiges Lernen der Teilnehmer 

sind notwendige Durchführungselemente ei­

ner Anwendungsorientierung. Dadurch ist 

der Lerntransfer, den die Teilnehmer im An­

wendungsfeld leisten müssen, didaktisch 

vorzubereiten. 

I Transferunterstützung 
erfordert Einbindung 

der Weiterbildung 
in betriebliche Personal- und 

Organisationsentwicklung 

Hinzukommen muß eine Transferunterstüt­
zung im Anwendungsfeld selbst durch den 

Bildungsträger. Neben einer inhaltlichen Un­

terstützung ist eine lernorganisatorische Un­

terstützung erforderlich. Der Bildungsträger 

muß hier die inhaltliche Verknüpfung der 

Weiterbildungsinhalte und -ziele mit der An­

wendungssituation, die lern- und arbeitsorga­

nisatorischen sowie die sozialen Vorausset­

zungen sicherstellen. Initiierung und Beglei­

tung von Personal- und Organisationsent­

wicklung bilden weitere zentrale Momente 

einer Transferunterstützung. Im Zuge der Be­

darfsermittlung wurden die inhaltlichen 

Komponenten für die Weiterbildung und die­

se Rahmenbedingungen als Inputfaktoren für 

die Konzeptentwicklung festgelegt. In der 

Maßnahmeplanung wurden sie bereits kon­

kretisiert. Hier sind diese Momente im An­

wendungsfeld praktisch zu realisieren und 

durchzusetzen. 

Die abschließende Evaluation muß neben 

dem Lernerfolg in den theoretischen Be­

standteilen auch den Umsetzungserfolg er­

fassen . Weilletzterer auch von den o. a. Rah­

menbedingungen in der Anwendungssituation 

beeinflußt wird, müssen diese Rahmenbedin­

gungen in die Evaluation eingehen. Da die 

Stabilität von Lern- und Anwendungserfolg 

entscheidend ist, sind das Verhalten der Teil­

nehmer und die Rahmenbedingungen ange-
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messene Zeit nach Abschluß der Maßnahme 

zu erheben und zu bewerten. 

Die alle Phasen übergreifende formative 
Evaluation soll wesentliche Parameter einer 

Nachprüfbarkeit der Umsetzung der Maß­

nahmezielsetzung für Auftraggeber und Teil­

nehmer transparent machen und Einfluß­

möglichkeiten aller am Weiterbildungspro­

zeß Beteiligten - der Mitarbeiter des Bil­

dungsträgers, der Teilnehmer und des Auf­

traggebers- auf eine laufende Maßnahme in­

stitutionell verankern, um eine Sicherung 

und Verbesserung der Weiterbildungsqualität 

jeweils aktuell zu gewährleisten.17 Rück­

kopplungsprozesse zwischen den Beteiligten 

bilden das zentrale Instrument der formativen 

Evaluation der Weiterbildungsqualität 

Rückkopplungsprozesse 
zwischen den Weiterbildungs­
beteiligten 

Diese Rückkopplungsprozesse dienen der 

Konsenstindung in der Beurteilung und Be­

wertung von Zielen und Rahmenbedingun­

gen sowie von Zielerreichung und Erfolg der 

Weiterbildung. 

Aufgabe des Bildungsträgers ist die Organi­

sation und Moderation der Rückkopplungs­

prozesse und ihre Ausgestaltung zu einem In­

strument der Selbstevaluation. 18 Er muß da­

für sorgen, daß die aus den gemeinsamen Be­

wertungen gezogenen Konsequenzen und 

festgelegten Maßnahmen zur Sicherung der 

Weiterbildungsqualität von ihm selbst bzw. 

den Beteiligten umgesetzt werden. 

Rückkopplungsprozesse sind zum einen zwi­

schen den Mitarbeitern des Bildungsträgers 

vorgesehen. Zum anderen müssen sie alle üb­

rigen Beteiligten je nach Problemstellung 

mit einschließen; das sind (potentielle) Teil­

nehmer, Auftraggeber bzw. Förderer und 

"Anwendungsexperten". Die Teilnehmer 



sind als Experten ihrer spezifischen Anwen­

dungssituation und ihrer Weiterbildung zu 

betrachten. Ihre Einbeziehung bereits von 

der Bedarfsermittlung an leistet einen ersten 

- wesentlichen - Transferschritt Die Über­

setzung von Anwendungsproblemen und 

-defiziten in Qualifizierungsbedarf ist ein 

elementarer Schritt sowohl für die Konzept­

entwicklung als auch im Lemprozeß, wenn 

der Inhalt der Weiterbildung zur Lösung ei­

nes Anwendungsproblems beitragen, mithin 

als Unterstützung beruflicher Praxis aufbe­

reitet und genutzt werden soll. 

Der umgekehrte Transferschritt der Übertra­

gung des Gelernten auf die Anwendungs­

situation wird damit vorbereitet und sein Er­

folg frühzeitig steuerbar. 

Als Rahmen für Abstimmungs- und Aus­

handlungsprozesse zwischen den am Weiter­

bildungsprozeß Beteiligten sind die Rück­

kopplungsprozesse auch das Forum für die 

Austragung der Konflikte, die aufgrund un­

terschiedlicher Interessen der Beteiligten an 

der Weiterbildung den gesamten Prozeß be­

gleiten können. 

Stand des Modellversuchs 
und Ausblick 

Zur Verankerung berufspädagogischer Krite­

rien, d. h. der Konkretisierung des Anwen­

dungsbezugs der Weiterbildung, in Rück­

kopplungsprozessen zwischen den am Wei­

terbildungsprozeß Beteiligten werden Hand­

reichungen für Bildungsträger entwickelt, 

die den verschiedenen Phasen im Weiterbil­

dungsprozeß nach dem Phasenmodell zuge­

ordnet sind. 

Die Handreichungen sind nach einer einheit­

lichen Struktur aufgebaut. Neben einer Be­

schreibung der Funktion der jeweiligen 

Handreichung im Qualitätskonzept des Mo­

dellversuchs werden erwartete Ergebnisse 

und Vorteile des Instruments skizziert. In 

weiteren Abschnitten werden Probleme, Ri­

siken und Nachteile des Instruments, das als 

Arbeitshilfe vorgestellt wird, diskutiert, Ab­

schätzungen des Aufwandes vorgenommen 

und Hinweise zur organisatorischen Umset­

zung gegeben. 

I Handreichungen für 
die Mitarbeiter des 

Bildungsträgers helfen bei 
der Umsetzung 

des Qualitätskonzepts 

Den abschließenden Abschnitt jeder Hand­

reichung bildet eine Arbeitshilfe für Bil­

dungsträger, die ein ausgearbeitetes Instru­

ment für einen spezifischen Aspekt der Qua­

litätssicherung in der Weiterbildung enthält. 

Ihren Beitrag zur Qualitätsverbesserung der 

Weiterbildung können diese Handreichungen 

allerdings nur entfalten, wenn sie beim Bil­

dungsträger in ein Qualitätskonzept einge­

bettet sind, das die im vorliegenden Beitrag 

skizzierten Elemente enthält. 

Bislang wurden für das Segment "Institutio­

nelle Auftraggeber/ AFG-geförderte Wei­

terbildung" ein "Konzept für eine lehr­

gangsübergreifende Info-Veranstaltung" als 

Handreichung zur Teilnehmergewinnung 

(Phase 4 in diesem Segment) und eine Hand­

reichung "Erfahrungsaustausch zwischen 

Praktikumsbetrieb, Praktikant, Kursleiter 

und Dozent" zur Transferunterstützung 

(Phase 6) entwickelt. Im Segment "Private 

Teilnehmer I individuelle Weiterbildung" 

betrifft eine Handreichung "Gespräche zum 

aktuellen Weiterbildungsbedarf mit Bera­

tungsinstitutionen" die Bedarfsermittlung 

(Phase 1). Die "Einbindung von Arbeitsauf­

gaben aus dem beruflichen Alltag der Teil­

nehmer als praxisorientierte Beispiele" bildet 

eine Handreichung zur Konzeptentwicklung 

(Phase 2 in diesem Segment). Für das Seg-

ment "Weiterbildung für Betriebe/KMU" 

liegen ein "Leitfaden für eine Teilnehmerbe­

sprechungsrunde" als Handreichung für die 

Teilnehmergewinnung (Phase 2 in diesem 

Segment) und ein "Leitfaden zur Dozenten­

auswahl" als Handreichung für die Konzept­

entwicklung (Phase 3 im Segment KMU) 

vor.19 

Die genannten und weitere Handreichungen 

werden bei den Modellversuchsträgem im 

praktischen Einsatz erprobt. 20 Bei zwei Trä­

gem erfolgt die Erprobung in Verknüpfung 

mit einem Qualitätsmanagementsystem nach 

DIN EN ISO 9000ff. Dabei soll auch die 

Kompatibilität der Modellversuchsentwick­

lungen mit einem solchen Qualitätsmanage­

mentsystem insbesondere in Hinblick auf 

kontinuierliche Rückkopplungsprozesse zwi­

schen allen Beteiligten vs. definierte Schnitt­

stellen überprüft werden. 

Aus den Entwicklungs- und Erprobungsar­

beiten im Modellversuch sollen zwei Trans­

ferprodukte zur Qualitätssicherung der Wei­

terbildung resultieren: 

• ein Leitfaden für Bildungsträger mit 

Handreichungen und Erprobungserfahrungen 

• ein Leitfaden für kleine und mittlere Un­

ternehmen. 

Anmerkungen: 

1 Der vom Bundesinstitutfür Berufsbildung aus Mit­

teln des Bundesministeriums für Bildung, Wissen­

schaft, Forschung und Technologie geförderte Mo­

dellversuch wird getragen von den Beruflichen Fort­

bildungszentren der Bayerischen Arbeitgeberverbän­

de e. V. (bfz), der Handwerkskammer Koblenz (HwK) 

und dem Technologie- und Berufsbildungszentrum 

Paderborn e. V. (tbz) und vom Institut für sozialwis­

senschaftliche Beratung (ISOB) wissenschaftlich be­

gleitet. Laufzeit des Modellversuchs: I. 5. 1995 bis 

30. 4. 1998. Die ausführliche Darstellung des Quali­

tätskonzepts des Modellversuchs findet sich im Zwi­

schenbericht (in Druck). 
2 Vgl. Meifort, B.; Sauter, E. (1991): Qualität in der 

beruflichen Weiterbildung: Entwicklung und Stand 

der Qualitätsdiskussion in der AFG-geförderten Wei­

terbildung. In: Meifort, B.; Sauter, E. (Hrsg.) (199I): 
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Multimediale Lernprogramme bieten- im Prinzip 
-viele Einsatzmöglichkeiten im arbeitsplatznahen 
Lernen. Meist scheitert die breite Nutzung jedoch 
am Fehlen einer Lernkultur im Unternehmen. 
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Angelernte im Metall- und Elektrobereich erprob­
te Konzepte für die Entwicklung einer betrieb­
lichen Lernkultur vorgestellt, die auf eine Integra­
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im Unternehmen abzielen und alle Ebenen der 
betrieblichen Hierarchie umfassen. 
Die Umsetzung der Konzepte wird ausführlich an 
zwei Fällen aus der betrieblichen Praxis dargestellt. 
Der Untersuchung der Rahmenbedingungen in 
Arbeitsorganisation und Führungsphilosophie des 
Unternehmens sowie der motivationalen Voraus­
setzung un- und angelernter Mitarbeiter für 
selbständiges Lernen und für eine Beteiligung an 
der Entwicklung einer Lernkultur wird besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. Dabei wird auch 
deutlich, wie externe Bildungsträger die Entwick­
lungsarbeit, die im Unternehmen selbst geleistet 
werden muß, unterstützen können. 
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Qualität in der beruflichen Weiterbildung. Ergebnisse 

eines Workshops des Bundesinstituts für Berufsbil­

dung, 27.128. Juni /990. Tagungen und Experten­

gespräche zur beruflichen Bildung, Heft II; Hrsg.: 

Bundesinstitut für Berufsbildung. Berlin und Bann, 

S. 9-17 
3 Vgl. Saurer, E. ( / 995): Bildungspolitische Aspekte 

der Qualitätssicherung in der Weiterbildung. In: 

Feuchthofen, J. E.; Severing, E. (Hrsg.) (1995): Qua­

litätsmanagementund Qualitätssicherung in der Wei­

terbildung. Grundlagen der Weiterbildung. Neuwied, 

Kriftel, Berlin, S. 22-39. Als Beispiele für nach wie 

vor bestehende Qualitätsunsicherheiten nennt Sauter 

u. a. Probleme der Bundesanstaltfür Arbeit hinsicht­

lich der Beurteilung und Überwachung von Preis­

gestaltung, Qualität und Durchführung geförderter 

Maßnahmen, Kostenexplosion im Weiterbildungsbe­

reich im Zuge der deutschen Vereinigung, Vielfalt von 

Zertifikaten. 
4 Eine ausführliche Darstellung und Besprechung 

der grundlegenden theoretischen Modelle zur Bestim­

mung von Weiterbildungsqualität gibt Stockmann, R. 

( 1993 ): Qualitätsaspekte beruflicher Weiterbildung. 

Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berlin, 

Bann 1993 
5 Vgl. hierzu Meifort, B. (1991 ): Qualitätsbeurtei­

lung und berufliche Bildung - Bestandsaufnahme und 

Perspektiven. In: Meifort, B.; Sauter, E. (Hrsg.) 

(1991), a.a. 0., S. 191-217; Faulstich, P (1991): 

Qualitätskriterien für die Erwachsenenbildung als 

Fokus der Berufsbildungsforschung. In: Meifort, B.; 

Sauter, E. (Hrsg.) ( 1991 ), a. a. 0 ., S. 177- 190; Stock­

mann, R. (1993), a. a. 0 .; Stephan, P (1993): Chan­

cen, Ansatzpunkte und Wege einer effektiveren Quali­

tätssicherung in der beruflichen Weiterbildung. In: 

Arbeitsgemeinschaft QUEMI(Hrsg.) (1993): Quali­

tätssicherung in der Weiterbildung. S. 5-6 I. QUEM­

report. Schriften zur beruflichen Weiterbildung in 

den neuen liindern. Heft 8. Berlin 
6 Vgl. Feuchthofen, J. E.; Severing, E. ( I995): Einlei­

tung: Qualitätsmanagement und Qualitätssicherung 

in der Weiterbildung, in: Feuchthofen, J. E. ; Severing, 

E. (Hrsg.) (1995), a. a. 0.; S. XI-XXII; Saurer, E. 

( 1996): Qualitätsansätze in der beruflichen Weiterbil­

dung. In: Bade-Becker, U.; Gerhard, R. (Hrsg.) 

( I996): Qualitätsmanagement in der wissenschaftli­

chen Weiterbildung. Dokumentation der AUE-Jahres­

tagung vom 28. bis 29. September 1995 in Stuttgart. 

S. 28-34. AUE-Beiträge, Bd. 34. Bielefeld; Stephan, 

P ( 1994): Positionen zum Qualitätsmanagement in 

Weiterbildungseinrichtungen auf der Basis der DIN 

ISO 9000ff. QUEM-report, Heft 28. Berlin 
7 Vgl. hierzu Sauter, E. (1996), a. a. 0., S. 29ff.; er 

entwickelt eine Typologie von 6 Ansätzen der Quali­

tätssicherung nach der Funktion des Ansatzes bzw. 

des Kontextes, in dem die Qualitätssicherung steht. 

8 Vgl. Sauter, E. (1995), a. a. 0., S. 29 
9 Vgl. Sauter, E. ( /996), a. a. 0., S. 28 
10 Vgl. Arnold, R. ( 1994): Qualitätssicherung in der 

Weiterbildung. In: GdWZ 5 (1994) 1, S. 6-10 
11 V gl. die Ausführungen zur "Konstruktionsproble­

matik" bei Faulstich, P (199I), a.a. 0., S. I86f 
12 Vgl. Meifort, B. (1991), a. a. 0., S. 211 
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13 Hier machen sich u. a. marktwirtschaftliche Orga­

nisation, Anbieterpluralismus und Multifunktionalität 

der beruflichen Weiterbildung, aber auch die subsi­

diäre Rolle des Staates geltend. Vgl. Sauter, E. (1995), 

a. a. 0. , und ( / 996), a. a. 0. 
14 Vgl. Feuchthofen, J. E.; Severing, E. ( / 995), 

a. a. 0. , S. XIII- XV 
15 Unser Modelllehnt sich an eine Unterteilung von 

Will, Winteler und Krapp an, die Evaluation als not­

wendigen Bestandteil der Entwicklung, Realisierung 

und Kontrolle planvoller Bildungsarbeit betonen. Vgl. 

Will, Hermann, Adolf Winteler und Andreas Krapp 

( 1987): Von der Erfolgskontrolle zur Evaluation. In: 

Will, H.; Winteler, A.; Krapp, A. (Hrsg.) ( 1987): Eva­

luation in der beruflichen Aus- und Weiterbildung, 

Konzepte und Strategien. S. 11-42. Moderne Berufs­

bildung, Bd. 10. Heide/berg, insbes. S. 14-19. 
16 Die Teilnahme hängt natürlich wesentlich von den 

Bedingungen ab. Sofern diese nicht von den Teilneh­

mern beeinflußbar sind, kann die Teilnehmergewin­

nung erst als vierte Phase nach der Maßnahmepla­

nung in Betracht kommen. 
17 Eine ähnliche Zielsetzung verfolgen Faulstich be­

zogen auf die betriebliche Weiterbildung mit einem 

"diskursiven Qualifikationskonzept" [vgl. Faulstich, 

P (1991 ), a. a. 0 .] sowie Arnold mit einer "dialogi­

schen Strategie der Qualitätssicherung" [vgl. Arnold, 

R. ( 1994), a. a. 0.]. 
18 Eine ausführliche Darstellung zum Ansatz der 

Selbstevaluation vgl. Stahl, Th. ( 1995): Selbstevalua­

tion. Ein Königsweg zur Qualitätssicherung in der 

Weiterbildung? In: Feuchthofen, J. E.; Severing, E. 
(Hrsg.) (1995), a. a. 0. , S. 88-100 
19 Diese Handreichungen sind auf der 2. Fachtagung 

des Modellversuchs am 19. 11. 1996 in Koblenz mit 

Vertretern der Fachöffentlichkeit diskutiert worden. 

Die Ergebnisse dieser Diskussionen sind in die nun­

mehr vorliegenden Erprobungsfassungen eingeflos­

sen. Die Ausarbeitung der Handreichungen für das 

Segment ",nstitutionelle Auftraggeber" erfolgte 

durch das bfz, für das Segment "Private Teilnehmer" 

durch die HwK Koblenz und für "Weiterbildung für 

Betriebe" durch das tbz Paderborn. Sie werden im 

Zwischenbericht zum Modellversuch (in Druck) vor­

gestellt. 
20 Erste Erprobungserfahrungen werden auf der 

3. Fachtagung des Modellversuchsam 10. Juni 1997 

in Nürnberg vorgestellt. 
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Outsourcing- Zellteilung mit 
Folgen für die Berufsbildung 

Seit jeher ist es eine zentrale Frage 

betrieblicher Wettbewerbsfähigkeit, 

was an Sach- und Dienstleistungen 

in Eigenverantwortung erstellt oder 

durch Fremdbezug hinzugekauft 

wird. Diese Frage des "Make or buy" 

wird sich im Zuge der Globalisierung 

und Entgrenzung von Märkten wei­

ter verstärken. Immer mehr Betriebe 

suchen im Outsourcing neue Strate­

gien, um sich durch Auslagerung be­

stimmter Funktionen Kostenentla­

stung und Wettbewerbsvorteile zu 

verschaffen. Negative Aspekte, wie 

die der "Abwanderung", machen da­

bei in der Öffentlichkeit Schlagzei­

len. Mögliche beschäftigungs- und 

qualifikationsstrukturelle Verände­

rungen infolge des Outsourcing wer­

den dagegen bislang kaum themati­

siert. Diskussionen mit Experten aus 

Wissenschaft und Praxis zeigen in­

des, wie wichtig es ist, die Bedeu­

tung des Trends zum Outsourcing 

auch für die berufliche Bildung ge­

nauer zu hinterfragen. Beispiele aus 

betrieblichen Umstrukturierungen 

sollen den Blick auf aktuellen For­

schungs- und Diskussionsbedarf in 

diesem Bereich lenken. 

Outsourcing - nicht nur ein 
Kostenproblem 

Die rechtliche und wirtschaftliche Verselb­

ständigung von Unternehmensbereichen als 

konsequente Spezialisierung und Arbeitstei-

lung wird heute von vielen Unternehmen zur 

Verbesserung ihrer Kostensituation und zur 

Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit ver­

folgt. Die Entscheidung, sich im eigenen Un­

ternehmen/Betrieb auf Kernkompetenzen zu 

beschränken und alle übrigen Produkte und 

Dienstleistungen auszulagern bzw. von au­

ßen einzukaufen (Outsourcing), hat unter­

schiedliche Dimensionen: ihre Bandbreite 

reicht von der Auslagerung einzelner Funk­

tionshereiche (z. B. Buchhaltung, Kantine, 

Werkschutz) bis zur Verselbständigung kom­

pletter Geschäftsbereiche (wie Marketing, 

Bildungswesen etc.). 

Eine Vielzahl von- teilweise auch neuartigen 

- kleinen und mittleren Unternehmen hat 

sich darauf spezialisiert, als Dienstleister 

oder Zulieferer in einem solchen Netzwerk 

tätig zu werden. Diese Betriebe stellen ein 

wesentliches Reservoir für ein wachsendes 

Angebot an Arbeitsplätzen dar, was durch 

den starken Anstieg der Nachfrage nach Leih­

arbeitern seitens der Produktionsunterneh­

men deutlich wird. Laut Angaben des Insti­

tuts der deutschen Wirtschaft 1 waren in 1995 

162 000 Arbeitnehmer als Leiharbeitnehmer 

tätig, während die Zahl 1985 noch bei rund 

50 000 lag. Neben klassischen Einsatzberei­

chen wie Reinigung, Baustellen und Hand­

werksarbeiren steigt dabei auch in Büros 

(z. B. im Schreibdienst und in der Buchhal­

tung) die Zeitarbeit an. Vergleiche mit dem 

Ausland zeigen, daß hier noch beträchtliches 

Wachstum erfolgen kann: In Großbritannien 

sind 3,2 Prozent der Arbeitnehmer als Zeit­

arbeitnehmer tätig, in den Niederlanden 2,5 

Prozent. Auch die kürzlich erfolgten gesetz-
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Iichen Erleichterungen könnten diesen Trend 

noch verstärken. Dabei sind die Zeitarbeit­

nehmer in der Regel gut ausgebildet, 46 Pro­

zent haben eine gewerblich-technische Be­

rufsausbildung, 22 Prozent eine kaufmänni­

sche Ausbildung erfolgreich abgeschlossen, 

elf Prozent haben eine Meister- oder Techni­

kerprüfung und acht Prozent sogar eine 

Hochschul- oder Fachhochschulausbildung 

aufzuweisen. 

Unklar sind jedoch bislang die (strukturel­

len) Auswirkungen auf die berufliche Bil­

dung. Wie müssen Mitarbeiter qualifiziert 

sein, die zum Teil völlig neu definierte Lei­

stungspakete zu erbringen haben, dies oft in 

völlig anderen betrieblichen Kulturen, 

manchmal im Mischfeld mehrerer Unterneh­

men? Wer bildet diese Mitarbeiter aus, wel­

che Formen der Weiterbildung werden ihnen 

geboten, sind die rechtlichen und organisato­

rischen Voraussetzungen für eine Ausbildung 

im dualen System gegeben? Diese und weite­

re Fragen standen im Mittelpunkt eines vom 

Bundesinstitut für Berufsbildung und Tech­

nologiezentrum Siegen im Auftrag des Bun­

desministeriums für Bildung, Wissenschaft, 

Forschung und Technologie durchgeführten 

Workshops im August 1996. In einem 

28köpfigen Expertenkreis, an dem Wirt­

schaftspraktiker mit Erfahrungen auf dem 

Gebiet des Outsourcing, Wissenschaftler und 

verschiedene Träger der beruflichen Bildung 

teilnahmen, wurde erstmals der Versuch un­

ternommen, die Outsourcing-Thematik in ih­

rer Bedeutung für die berufliche Bildung sy­

stematischer zu beleuchten. 2 

Hier zeigen sich jedoch gravierende Informa­

tions- und Forschungsdefizite. Denn - wie 

alle Experten bestätigten- spielen beim Out­

sourcing Gesichtspunkte der Kostenreduzie­

rung, Flexibilität bei der Auslastung und Ver­

besserungen der Wettbewerbsfähigkeit durch 

Konzentration auf das Kemgeschäft, nicht 

aber Aus- und Weiterbildungsfragen eine 

Rolle. Auch sind strukturelle Wirkungen auf 

Bildung und Beschäftigung kaum pauschal 

zu titulieren. Um die Diskussion klarer füh­

ren zu können, sind vielmehr Differenzierun­

gen erforderlich im Sinne von Fragen: 

• Wer lagert aus (Konzern, kleines oder 

mittleres Unternehmen, Branche)? 

• Was wird ausgelagert (Sachgüter oder 

Dienstleistungen, Prozesse oder Produkte)? 

• Wohin wird ausgelagert (Zulieferer, geht 

die Fertigung ins Ausland, bleibt das Manage­

ment hier)? 

Darüber einen halbwegs profunden und aktu­

ellen Überblick zu gewinnen, scheint derzeit 

noch kaum möglich. Dennoch läßt der Pro­

zeß des Outsourcing die Frage des Know­

hows nicht unberührt. Im Gegenteil, so zei­

gen die folgenden betrieblichen Beispiele, 

sind mit dem Outsourcing vielfach Verände­

rungen in den Qualifikations- und Tätigkeits­

profilen bei Dienstleistern wie outsoureen­

den Unternehmen verbunden. 

Beispiel 1: Wertschöpfungspartner­
schaften mit Lieferanten 3 

Automobilzulieferer stehen seit Jahren unter 

einem starken Restrukturierungsdruck. Harte 

Kostenvorgaben der Automobilhersteller 

zwingen nicht nur zu enormen Einsparungen 

durch Rationalisierungen, sondern haben Zu­

lieferuntemehmen schon zu einem sehr frü­

hen Zeitpunkt herausgefordert, Innovationen 

in die Fertigungsorganisation einzuführen. 

Die dabei vorherrschenden Anforderungen 

an eine wachsende Funktionsintegration sind 

ohne gravierende Veränderungen in der Ar­

beitsorganisation und eine Neugestaltung 

von Arbeitszuschnitten nicht zu leisten. Denn 

der Übergang vom Komponenten- zum Sy­

stemlieferanten, den Zulieferunternehmen 

notwendigerweise vollziehen müssen, um 

sich im Wettbewerb zu behaupten, beinhaltet, 

daß die Entwicklung, Produktion und auch 

Qualitätssicherung von Baugruppen den Zu­

lieferern überantwortet wird. Die Automobil­

hersteller profitieren bereits heute von dieser 

Verlagerung der Aufgabenverteilung. Die 
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Kontakte und Koordinierungsnotwendigkei­

ten konzentrieren sich nur noch auf System­

lieferanten, und die Montagezeiten vor Ort 

werden durch den Einbau von Komplettsy­

stemen drastisch reduziert. Zukünftige Ent­

wicklungen gehen noch einen Schritt weiter. 

Erkennbar sind sie bereits am Micro Com­

pact Car Smart, dem sogenannten Swatch­

Auto, das im Hinblick auf ein neues Fabrik­

konzept veränderte Maßstäbe setzt. Bereits 

absehbar ist, daß dies noch gravierendere 

Auswirkungen auf die Arbeitsorganisation, 

die Qualifikationsprofile, vor allem aber auf 

die benötigten Berufsbilder haben wird, als 

sich dies zur Zeit bereits abzeichnet. Denn 

das, was heute durch eine veränderte Aufga­

benverteilung zwischen Automobilherstel­

lern und Zulieferem in Gestalt neuer Kun­

den-Lieferanten-Beziehungen zunächst ein­

mal die Wertschöpfungsstufen auf der Ma­

nagementebene tangiert und mit wachsenden 

Anforderungen an Simultaneaus Engineer­

ing und Info-CAD-Netzwerke verbunden ist, 

gerät mit den anvisierten neuen Fabrikkon­

zepten auch zu einer Kunden-Lieferanten­

Beziehung auf der Mitarbeiterebene. So sieht 

das Swatch-Modell eine Hand-in-Hand­

Montage vor, die als integrierte Partnerschaft 

durchgeführt werden soll. Mitarbeiter von 

Systemlieferanten werden zukünftig in 

Gruppenarbeit direkt am Band des Automo­

bilherstellers die Produkte einbauen. Weite­

res Outsourcing auf Systemlieferanten erfor­

dert eine wachsende Zusammenarbeit zwi­

schen den Mitarbeitern der Systemlieferan­

ten und den Mitarbeitern der Herstellerunter­

nehmen. Dies hat eine Abstimmung der Tä­

tigkeiten zur Folge, die durch eine Abglei­

chung von Qualifikationsprofilen und durch 

entsprechende Strategien beruflicher Qualifi­

zierung umzusetzen sind. 

Beispiel 2: Konzentration auf 
Kerngeschäfte4 

Kostengesichtspunkte und verschärfte Wett­

bewerbsbedingungen haben bereits vor ge-



raumer Zeit einen großen und renommierten 

Spezialwerkzeugmaschinenhersteller dazu 

veranlaßt, zahlreiche Komponenten und 

Dienste, die früher im Unternehmen selbst 

hergestellt oder erbracht wurden, auszula­

gern und als Vorleistungen am Markt zu kau­

fen . Unternehmensstrategische Vorgabe war, 

sich in Zukunft auf das Kerngeschäft zu kon­

zentrieren und alle betrieblichen Leistungen 

an Fremdfirmen zu vergeben, die ohne Be­

einträchtigung des Know-how im Kernge­

schäft auf externen Märkten billiger einzu­

kaufen waren. Das geht über die peripheren 

Bereiche wie Rechtsberatung, Verpackung 

etc. weit hinaus. So wurden z. 8. im Zusam­

menhang mit der Konstruktion anfallende 

Rechnerleistungen fremd erbracht. Auch die 

Herstellung der Automatisierungssoftware ist 

nach außen vergeben. Lediglich die spezifi­

sche Software, die für die im Unternehmen 

erstellten Produkte benötigt wird, entwickelt 

man selbst. 

Outsourcing hört allerdings da auf, wo etwa 

besonderes Know-how oder qualitätsent­

scheidende Bereiche betroffen sind oder 

wenn der Verlust der Kontrolle über wesentli­

che Betriebsabläufe droht. Zudem wird dar­

auf geachtet, daß bei der Vergabe von Aufträ­

gen nach draußen interne Qualitätsstandards 

von Kooperationsunternehmen nicht unter­

laufen werden. Verfahren zur Lieferantenprü­

fung und zur Leistungs- und Qualitätsmes­

sung erweisen sich deshalb als entscheidende 

Voraussetzungen, um das eigene Kernge­

schäft effizient zu betreiben und Kunden­

wünsche termin- und qualitätsgerecht auszu­

führen. 

Solche Entscheidungen bleiben aber nicht 

ohne Konsequenzen für die betrieblichen 

Aus- und Weiterbildungsaktivitäten. Blech­

schlosseraufgaben, Schweißarbeiten, Lak­

kierarbeiten, Versandschreinerei werden heu­

te bei diesem Spezialwerkzeugmaschinen­

hersteller nicht mehr selber ausgeführt, son­

dern weitgehend von Fremdunternehmen er­

bracht. Damit fallen ehemals bestehende 

Ausbildungsbereiche weg. Der Aus- und 

Weiterbildung der eigenen Mitarbeiter in den 

verbleibenden Know-how-relevanten Berei­

chen wird allerdings aus unternehmensstrate­

gischen Gründen immer mehr Aufmerksam­

keit entgegengebracht. Dies betrifft jedoch 

eine immer kleinere Zahl von Fachkräften in 

immer weniger Berufen, auch wenn man hier 

aus einer sozial- und bildungspolitischen 

Verpflichtung des Unternehmens heraus zur 

Zeit noch mehr Ausbildungsplätze zur Verfü­

gung stellt, als im Rahmen der Unternehmeri­

schen Umsatz- und Nachfolgeplanung benö­

tigt werden. 

Beispiel 3: Aufbau von "Know-how­
Netzwerken"5 

Outsourcing kann auch zu völlig neuen Ko­

operationsformen unter Einschluß des Perso­

nals der auslagernden Unternehmen führen, 

indem die Ziele und der betriebliche Erfolg 

gemeinsam definiert werden. Daraus erwach­

sen wiederum neue Anforderungen an die 

betroffenen Mitarbeiter, für deren Qualifizie­

rung es bislang noch wenig praktizierte Mo­

delle gibt. Derartige Prozesse deuten sich im­

mer stärker in Unternehmen der Datenverar­

beitungs- und Kommunikationstechniken an. 

Die Möglichkeiten der technischen Entwick­

lung im Hard- und Softwarebereich lassen 

hier aus den Anbietern von Rechenleistungen 

über den Setreiber kompletter Netzwerke mit 

der Entwicklung von Systemlösungen einen 

Partner werden, der komplexe "Business­

Prozesse" teilweise gemeinsam mit den Mit­

arbeitern des Kundenunternehmens verant­

wortet und abwickelt. In diesem Prozeß geht 

es weniger darum, nur wenig veränderte Teil­

leistungen aus Kostengründen an Dritte aus­

zulagern, sondern wirklich neue Formen und 

Inhalte der Dienstleistung zu definieren und 

durchzuführen. Durch die Verknüpfung von 

Kunden- und Anbieterressourcen entstehen 

Know-how-Netzwerke, die völlig neue For­

men der Zusammenarbeit ermöglichen, wo­

bei komplette Geschäftsprozesse sozusagen 

zwischenbetrieblich abgewickelt werden. 

Nicht mehr ein externes Rechenzentrum oder 

Ingenieurbüro, das im Auftrag Software ent­

wickelt, sondern eine neue betriebliche Ein­

heit, in der Kunde und Business-Service-An­

bieter gemeinsam die komplette betriebliche 

Buchhaltung durchführen, entsteht in diesem 

Outsourcing-Prozeß gerade in den Berei­

chen, die Informations- und Kommunika­

tionstechnologien in besonders hohem Maße 

nutzen. 

In diesen Bereichen wird bereits heute ein 

hoher Anteil akademisch ausgebildeter Per­

sonen eingesetzt, von dem infolge strikter 

Kundenorientierung hohe Kommunikations­

kompetenz verlangt wird. Dabei werden die 

zukünftig zu bewältigenden Geschäftspro­

zesse einem noch rascheren Wandel unterlie­

gen und die Mitarbeiter zunehmend mehr in 

die Bewältigung komplexer Prozesse einge­

bunden. Welche künftigen Qualifikationspro­

file daraus erwachsen, vermag bislang nie­

mand genau zu umreißen. Doch Skepsis wird 

geäußert, ob solche Profile noch im Rahmen 

dualer beruflicher Ausbildungsgänge zu 

entwickeln sind. 

Stiefkind von Outsourcing: 
die berufliche Bildung 

Neben den an Fallbeispielen verdeutlichten 

qualitativen Veränderungen in Qualifikations­

und Tätigkeitsprofilen infolge von Outsour­

cing zeigen des weiteren auch die quantita­

tiven Entwicklungen, daß über Auswirkun­

gen von Outsourcing auf die berufliche Bil­

dung nachgedacht werden muß. Nach einer 

vom Bundesministerium für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technologie in 

Auftrag gegebenen Studie des Instituts für 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zur Fle­

xibilität von Unternehmen haben in der Zeit 

von 1993-1995 1,4 Prozent aller befragten 

Unternehmen Betriebsteile ausgegliedert und 

verselbständigt bzw. angegliedert. Das Er­

gebnis zeigt, daß sowohl Ausgründungen als 
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auch Eingliederungen in den Dienstleistun­

gen eine größere Bedeutung zukommt als im 

Produzierenden Gewerbe. Im Produzieren­

den Gewerbe spielen Eingliederungen, be­

trachtet man die Zahl der Betriebe, eine grö­

ßere Rolle als Ausgründungen. Da die Aus­

gründungen dieser Jahre deutlich größer sind 

als Eingliederungen, verhält es sich mit der 

Zahl der betroffenen Beschäftigten umge­

kehrt. Interessanterweise sind die einglie­

demden Betriebe erheblich kleiner als die 

ausgründenden. 6 Eine Untersuchung der 

Technologiezentrum Siegen GmbH im süd­

lichen Nordrhein-Westfalen bzw. Rheinland­

Pfalz zeigt, daß infolge geplanter Verringe­

rung der Fertigungstiefe bzw. des Leistungs­

umfangs zwischen 20 Prozent und 30 Pro­

zent aller Unternehmen Fremdvergabe bzw. 

Outsourcing planen. 7 

Obwohl Outsourcing prinzipiell nur eine be­

sondere Form von Arbeitsteilung und per se 

keine zusätzlichen Arbeitsplätze schafft, wie 

eine von der IHK Stuttgart in Auftrag gege­

bene Studie unlängst bestätigte8
, sind auf­

grund der damit verbundenen betrieblichen 

Veränderungen über kurz oder lang Auswir­

kungen auf Qualifikationsanforderungen und 

den Qualifikationsbedarf zu erwarten. 44,8 

Prozent der von der Industrie- und Handels­

kammer Stuttgart befragten Unternehmen er­

warten, daß sie durch die Auslagerung von 

Dienstleistungsaktivitäten in hohem Maße 

Kosten senken können. "Prinzipiell jeder 

Mitarbeiter im Unternehmen, egal welche 

Funktion er hat und welche Qualifikation er 

besitzt, kann von diesen Auslagerungsaktivi­

täten betroffen sein." Diese Auswirkungen 

werden jedoch nur selten schon mit Vollzug 

der Maßnahmen sichtbar und sind damit 

auch nicht planbar. Das dürfte auch der 

Grund dafür sein, daß diese Prozesse hin­

sichtlich ihrer Bedeutung für die Berufsbil­

dung bislang weitgehend unbeobachtet lau­

fen und ihr bildungspolitischer Stellenwert 

ebenfalls noch nicht analysiert worden ist. 

Die derzeitige Situation ist vielmehr von Ver­

haltensweisen und Meinungsäußerungen ge-

prägt, die mehr oder weniger typisch sind, 

wenn man die Relevanz von Entwicklungen 

herunterspielen will. "Es bleibt abzuwarten, 

ob sich diese Entwicklungen auf Dauer ver­

festigen" oder "Das ist nur ein (unbedeuten­

der) quantitativer Teilaspekt, der keine 

grundsätzlichen Fragen aufwirft", so oder 

ähnlich wird derzeit argumentiert. 

I Auswirkungen 
auf Aus-

und Weiterbildung 

Doch auch die folgenden Tendenzen signali­

sieren, daß durch Outsourcing strukturelle 

Veränderungen im Qualifikationsbedarf, den 

Qualifikationsanforderungen und in der Aus­

und Weiterbildungsorganisation zu erwarten 

sind: 

(1) Viele Unternehmen stehen vor der Ent­

scheidung, den traditionellen Schreibdienst 

bzw. die auf ihren individuellen Bedarf orien­

tierte Textbe- und -Verarbeitung auszulagern. 

Dienstleister, die sich auf die Übernahme 

solcher Tätigkeiten spezialisiert haben, 

machen dafür in der Regel Kompaktangebo­

te. Neben schreibtechnischer Bearbeitung 

werden beispielsweise gleichzeitig Kurier­

und Übersetzungsdienste sowie Veranstal­

tungsmanagement angeboten, manchmal 

kombiniert mit einem Angebot zur Unterstüt­

zung in Steuerfragen, bei der Organisations­

entwicklung oder bei Existenzgründungen. 

Je nach Struktur und BündeJung der Aufträge 

entsteht damit beim Auftragnehmer sukzessi­

ve ein umfassendes Dienstleistungsangebot, 

das unter Berücksichtigung von Arbeitsab­

läufen und Wirtschaftlichkeitsaspekten in Ar­

beitsbereiche aufgeteilt wird, die häufig bis­

lang nicht übliche Qualifikationsbündel bei 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorausset­

zen. Dies erfordert kurzfristige Maßnahmen 

der beruflichen Weiterbildung, die Konse-
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quenzen für die Berufsausbildung sind eher 

mittel- oder langfristig. Der Dienstleister 

muß zunächst seine Beschäftigten so qualifi­

zieren, daß sie diese neuartigen Qualifika­

tionsbündel wahrnehmen können. Da es hier­

für auf dem an traditionellen Arbeitsgebieten 

und Arbeitsabläufen ausgerichteten Weiter­

bildungsmarlet oftmals an adäquaten Weiter­

bildungsangeboten fehlt, stellt sich in dieser 

Situation die mühevolle Aufgabe der Eigen­

Qualifizierung, verbunden mit der Suche 

nach geeigneten Dozenten und der Organisa­

tion der Weiterbildung. Das Zurückgreifen 

auf die Angebote von Weiterbildungsträgem 

ist in der Regel erst dann möglich, wenn sich 

ein Weiterbildungsbedarf regional oder bran­

chenspezifisch durchgesetzt hat und für die 

Träger "lohnt". 

Die Auswirkungen auf die Berufsausbildung 

werden dagegen erst peu a peu deutlich. Im 

abgebenden Betrieb brechen einzelne Ar­

beitsplätze oder kleinere Arbeitsbereiche, die 

bisher in die betriebliche Ausbildung, z. B. 

von Bürokaufleuten, einbezogen waren, auf 

Dauer weg. Der übernehmende Betrieb hat 

sich so spezialisiert, oder aber er ist so klein, 

daß er keine betriebliche Ausbildung in vor­

handenen anerkannten Ausbildungsberufen 

anbieten kann. 

(2) Zahlreiche Firmen gehen dazu über, die 

Aufgaben im Zusammenhang mit Gehalts­

und Lohnabrechnungen sowie Steuerfragen 

in darauf spezialisierte Dienstleistungsunter­

nehmen auszulagern. Dieser Schritt stellt die 

Ausbildungsbereitschaft und -fahigkeit per 

se nicht in Frage, die Unternehmen müssen 

jedoch für ihre Auszubildenden, z. B. im Be­

ruf des Industriekaufmanns, Ersatzangebote 

finden, um diese obligatorischen Ausbil­

dungsinhalte vermitteln zu können. Dies läßt 

sich durch Verbundlösungen oder andere For­

men der Zusammenarbeit zwar vorüberge­

hend lösen, jedoch stellt sich bei der Ausla­

gerung von weiteren Teilbereichen die Frage 

der Ausbildungsfähigkeit von solchen Unter­

nehmen in kaufmännischen Berufen. Da der 



Dienstleister mit seinem spezialisierten Auf­

gabenhereich diese Ausbildungsinhalte eben­

falls nicht vollständig anbieten kann, stellen 

sich über kurz oder lang entscheidende Fra­

gen: Muß dieser Trend bei der Modernisie­

rung oder Entwicklung von Ausbildungsbe­

rufen berücksichtigt werden? Ist der im Be­

rufsbildungsgesetz verankerte Anspruch ei­

ner breiten beruflichen Grundbildung bei im­

mer spezieller werdenden Aufgabenberei­

chen noch einzulösen? Sind die durch Out­

sourcing zu erwartenden Auswirkungen 

überhaupt noch mit dem in Deutschland gel­

tenden Berufskonzept in Einklang zu brin­

gen? 

Auf diese und weitere Fragen gibt es derzeit 

noch keine Antworten. Notwendig sind des­

halb Untersuchungen und bildungspolitische 

Entscheidungen darüber, ob bei sich fortset­

zender Spezialisierung vorhandene Ausbil­

dungsberufe auf neue Tätigkeits- und Quali­

fikationsprofile ausgerichtet werden müssen, 

oder ob statt dessen zahlreiche neue Berufe 

zu entwickeln sind. Pilotmaßnahmen sollten 

deshalb rasch auf den Weg gebracht werden. 

Denn angesichts bisheriger Entwicklungen 

ist nicht auszuschließen, daß sich durch Out­

sourcing vielfältige Änderungen in der Zu­

ordnung von Tätigkeiten zum Qualifikations­

niveau ergeben werden. Wie oben dargestellt, 

können gänzlich neue Qualifikationsbündel 

entstehen und dies durchaus auf anderer Ebe­

ne. Das, was heute ein Facharbeiter oder eine 

Fachangestellte tut, muß bei Auslagerung 

und unter anderen organisatorischen Abläu­

fen nicht zwangsläufig auf diesem Qualifika­

tionsniveau bleiben. 

Es ist nicht auszuschließen, daß diese Tätig­

keiten in anderer Spezialisierung und Zu­

sammenfassung wahrgenommen werden 

müssen, die das Qualifikationsniveau Fach­

hochschule/Hochschule voraussetzen. Sollte 

sich diese Entwicklung fortsetzen, hätte dies 

erhebliche negative Auswirkungen auf die 

Entwicklungs- und auf die Aufstiegschancen 

der Beschäftigten der mittleren Qualifika­

tionsebene. 

Fazit 

Noch bietet das Berufsbildungssystem mit 

seinen Instrumentarien Möglichkeiten, hin­

reichend schnell und zufriedenstellend auf 

die mit Outsourcing einhergehenden Ent­

wicklungen zu reagieren. Angesichts der er­

kennbaren Entwicklung muß es sich jedoch 

schnell und flexibel den neuen Herausforde­

rungen stellen. Beispielhaft ist daran zu den­

ken, daß in dem von der Bundesregierung ge­

planten Früherkennungs- und Beobachtungs­

system zur Ermittlung neuer Tätigkeitsfelder 

und Qualifikationsprofile den Bedingungen 

von Outsourcing besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt wird. Ferner ist bei Überlegungen 

und Vorschlägen für neue Organisationsfor­

men von Aus- und Weiterbildung zu berück­

sichtigen, wie insbesondere Verbundmodelle 

durch Outsourcing wegfallende Ausbil­

dungsbereiche kompensieren können. 
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Über einige Grenzen multimedialen 
Lernens- Erfahrungen 
mit dem Modellversuch "IKTH"-

Angesichts des hohen Aufwands der 

Entwicklung von Lernsoftware stellt 

sich auch bei guten und durchaus 

lernwirksamen Produkten die Frage, 

ob multimediales Lernen eigentlich 

mit so vielen Vorteilen gegenüber 

traditionellen Medien verbunden ist, 

daß der Aufwand gerechtfertigt er­

scheint. Aus den Erfahrungen eines 

Modellversuchs scheint vorerst eine 

eher skeptische Antwort ange­

bracht: Eindeutige Vorteile hat das 

Medium, wenn es um EDV als Lernin­

halt geht, darüber hinaus dürfte es 

gerechtfertigt sein bei der Vermitt­
lung von Wissensinhalten. Probleme 
gibt es, wenn es beim Lernen um 

Verstehen, um Individualisierung 

und um persönliche Entwicklung 

von Fähigkeiten gehen soll. Deshalb 

sollte man eher einen Medienver­

bund anstreben (unter Einschluß des 
Computers), als einseitig auf die 

Multimedialität von Lernprogram­

men zu setzen. 

Der Modellversuch IKTH 

Im vom Bundesministerium für Bildung, 

Wissenschaft, Forschung und Technologie 

geförderten und vom Bundesinstitut für Be­

rufsbildung fachlich betreuten Modellver­

such "Informations- und Kommunikations­

techniken in der Betriebsführung des Hand­

werks" (IKTH) 1 wurde selbstlernfähige mul­

timediale Lernsoftware als Weiterbildungs­

mittel für Handwerker entwickelt und er-

probt, die wissen möchten, welche Möglich­

keiten des EDV-Einsatzes in Klein- und Mit­

telbetrieben gegeben sind und was EDV spe­

ziell für ihren Betrieb bringen könnte. Inhalt­

licher Anspruch des Lernprogramms war es, 

nicht nur technische Möglichkeiten und ihre 

Vorteile aufzuzeigen, sondern auch sachlich 

darüber zu informieren, welche Bedingungen 

und Voraussetzungen im Betrieb gegeben 

sein müssen, will man EDV erfolgreich nut­

zen. Außerdem sollten die Handwerker ler­

nen, den Zusammenhang von EDV-Einsatz 

und betrieblichen Organisationsstrukturen zu 

verstehen und ihren eigenen Betrieb darauf­

hin zu untersuchen, welche Veränderungen 

die Einführung verschiedener EDV-Program­

me bewirkt bzw. welche damit gezielt ange­

strebt werden können. Die Lernsoftware in­

tegriert neben Text und Bild auch Ton und Vi­

deosequenzen, zahlreiche interaktive Passa­

gen, diverse Übungen, ein Lexikon im Hy­

pertext und eine Reihe weiterer Funktionen, 

so daß sie nach Expertenurteil dem gegen­

wärtigen Entwicklungsstand dieser Lerntech­

nik entspricht. Entsprechendes gilt für die 

didaktische Konzeption, die äußere Gestal­

tung und die technische Handhabung, die als 

angemessen und überzeugend gelten können. 2 

Auch als Ergebnis der Evaluation der 

Lernsoftware durch Handwerksmeister kann 

festgehalten werden, daß es gelungen ist, ein 

Lernprogramm zu schaffen, das - von eini­

gen Schwachstellen abgesehen - von denen, 

für die es gedacht ist, als wirksam, informa­

tiv, nützlich und außerdem angenehm durch­

zuarbeiten beurteilt wird. Vor allem scheint 

das Hauptziel, Handwerkern bei ihrer EDV-
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Entscheidung ausgewogen und sachlich zu 

helfen, erreicht worden zu sein. Die Hand­

werker hatten selbst das Gefühl, nach der 

Durcharbeitung kompetentere Gespräche mit 

Kammerberatern und Händlern führen zu 

können und insgesamt urteilsfähiger gewor­

den zu sein. 

Mit diesem positiven Ergebnis könnte man 

sich beruhigt zurücklehnen und sich über 

diesen Erfolg freuen. Bei der Entwicklung 

und bei der Evaluation dieses Programms 

sind aber, gemessen an den ursprünglichen 

noch weitergehenden Lernzielen3, eine Rei­

he von grundsätzlichen, die Grenzen dieses 

neuen Mediums berührende Fragen aufge­

taucht, auf die im folgenden ausschließlich 

eingegangen werden soll. 

Grenzen multimedialen 
Lernens - zum Verhältnis von 
Aufwand und Lernertrag 

Daß das Lernprogramm lernwirksam gewor­

den ist, ist natürlich erfreulich. Es gibt aber 

auch andere Lernmedien, die lernwirksam 

sind - z. B. gut gemachte Lehrbücher - und 

dabei sowohl den Vorteil haben, mit einem 

Bruchteil des Aufwands hergestellt werden 

zu können, als auch beim Lernenden keine 

kostspielige technische Ausstattung voraus­

setzen. Letztere schränkt die Zugänglichkeil 

anspruchsvoller Lernprogramme stark ein. 4 

Deshalb muß die Frage berechtigt sein, was 

an diesem Medium - unter Gesichtspunkten 

des Lernertrags - diesen wesentlich höheren 

Herstellungs- und Investitionsaufwand recht­

fertigt. 

Tun, wovon die Rede ist 

Für das IKTH-Programm gibt es auf diese 

Frage eine klare Antwort, die in diesem Fall 

die Wahl des Mediums zweifellos rechtfer­

tigt: Hier wird über EDV nicht nur geredet 

(bzw. wie beim Buch geschrieben), sondern 

hier wird beim Lernen ganz konkret mit 

EDV umgegangen. Das ist zweifellos ein un­

schlagbarer Pluspunkt für dieses Programm 

(nicht jedoch für Lernsoftware zu jedem be­

liebigen Inhalt): Lern- und Anwendungs­

si tuationen sind möglichst ähnlich gestaltet, 

man tut, wovon die Rede ist, man lernt durch 

Tun - zugleich nach allen empirischen Un­

tersuchungen die optimale Voraussetzung da­

für, das Gelernte zu behalten. 5 Außerdem 

werden dadurch Schwellenängste abgebaut 

und sehr viel mehr über die Wirkungen und 

Funktionsweisen von EDV erfahren, als man 

auf vielen Seiten umständlich beschreiben 

könnte. Lernen am Computer ist also wohl 

immer dann sinnvoll, wenn es darum geht, 

etwas über EDV-Nutzung zu lernen. Bei an­

deren Themen fällt dieser Vorteil des Medi­

ums aber weg. 

Einen weiteren Vorteil des Mediums sahen 

die Handwerker darin, daß es interessanter 

und lebendiger "gemacht" ist als normaler­

weise ein Buch, sehr viel Abwechslung bietet 

und damit Ermüdungserscheinungen beim 

Lernen entgegenwirken kann. Damit scheint 

es geeignet zu sein, Hemmungen vor dem 

"abstrakten" Lernen abzubauen und mehr 

Lust am Lernen zu wecken, wobei dieser 

Motivationsvorteil offenbar ganz besonders 

bei solchen Menschen ins Gewicht fällt, die 

weniger gewohnt sind, mit Büchern umzu­

gehen.6 

Hier liegen also - oft betonte - Pluspunkte 

für das elektronische Medium, auch wenn 

man einschränkend sagen muß, daß heute 

auch Printmedien nicht mehr unbedingt den 
' kühlen Charme eines Lehrbuchs für Buch-

führung haben müssen. Gute verständliche 

Texte, hilfreiche Grafiken, die Seele wär­

mende Karikaturen und Bilder, Fotos, Tabel­

len, Tests zum Selbstausfüllen, grafisch gut 

gelöste Musterbeispiele, Checklisten, Auf­

gaben mit verdeckten Lösungen, Übungsauf­

gaben in verschiedensten Formen usw. gehö­

ren heute ganz generell auch zum Standard 

gut gemachter Printmedien. 

Was in Printform nicht möglich wäre, ist die 

Integration von Videos und von Ton (wenn 

man einmal davon absieht, daß es heute auch 

Videokassetten zum Buch gibt). Hier nutzt 

das IKTH-Programm also eine besondere 

Möglichkeit der multimedialen Technik. Al­

lein die Tatsache, daß man diese Möglichkeit 

technisch realisieren kann, bedeutet noch lan­

ge nicht, daß sie auch für das Lernen sinn­

voll und nötig ist. Um letzteres nachzuwei­

sen, genügt es nicht, daß (selbstverständlich) 

die Probanden diese Elemente nett und er­

freulich finden. Die Evaluation des IKTH­

Programms zeigt, daß die Video-Sequenzen 

im Gedächtnis besonders gut haften bleiben 

und "authentisch" und viel überzeugender 

wirken, als viele Textpassagen. Allerdings 

bleibt eben vor allem das (bewegte) Bild haf­

ten, schon viel weniger die damit verbundene 

Aussage, und noch weniger der Zusammen­

hang, in dem diese Bilder standen. Außer­

dem gibt es Hinweise darauf, daß sich bei ei­

ner Flut von Bildern diese Eindrücke gegen­

seitig überdecken und auch löschen können. 

Lernangebote, die sich durch einen hohen 

Grad an Abwechslung auszeichnen, wie 

,,rasche Bildsequenzen, gleichzeitige Ange­

bote von Sprache und Bildern, Spezialeffekte 

usw."7 scheinen eine intensive Verarbeitung 

des Lernstoffs nicht zu fördern , sondern eher 

zu erschweren. 8 Hier wäre einmal unbefan­

gen zu untersuchen, wo die multimediale 

Technik- über einen gewissen Neuheits- und 

Unterhaltungseffekt hinaus - wirklich etwas 

für die Verbesserung des Lernens bringt, wo 

man diese Elemente tatsächlich didaktisch 

sinnvoll und lernförderlich und nicht nur we­

gen verschiedener Showeffekte einsetzt, so 

daß sie die erheblich höheren Kosten tatsäch­

lich rechtfertigen. 9 

Scheininteraktionen und fehlende 
Individualisierung 

Was das elektronische Medium allen Print­

medien wiederum eindeutig und unzweifel­

haft voraus hat, das ist die Möglichkeit der 
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Interaktion. Sie stellt das eigentlich Neue 

dieser Lernform dar. Auch im IKTH-Pro­

gramm kann man Aufgaben individuelllösen 

und bekommt entsprechende Rückmeldun­

gen; man kann individuelle Daten eingeben, 

die entsprechend verarbeitet werden, oder 

man kann selbsttätig eingreifen und etwas 

"tun" - z. B. eine Konstellation auf dem 

Bildschirm verändern und abwarten, welche 

Effekte das nach sich zieht. Die Krönung des 

letzteren ist die Möglichkeit zur Simulation, 

d. h. , es können in komplexen Wirkungsnet­

zen einzelne Parameter verändert und es 

kann verfolgt werden, wie sich dieser Ein­

griff im Gesamtsystem auswirkt bzw. wie er 

das angestrebte Ziel beeinflußt. Diese Mög­

lichkeiten bieten sich bei Papierform gar 

nicht oder allenfalls in sehr eingeschränkter 

Weise. 

Die testenden Handwerker haben diesen ent­

scheidenden Vorteil des Lernprogramms, In­

teraktivität zu ermöglichen, erkannt, ange­

sprochen und reichlich genutzt. Sie haben 

u. a. ausgesagt, daß die interaktiven Teile den 

Lernenden fordern, dafür sorgen, daß er aktiv 

bleibt, und dazu führen , daß er tiefer in die 

Materie einsteigt. Hier deuten sich also Lern­

vorteile an, die den Einsatz dieses aufwendi­

gen Mediums durchaus lohnen können, wo­

bei sich aber gezeigt hat, daß der simulierte 

Zusammenhang unbedingt glaubhaft sein 

muß und für sich keinen Überzeugungswert 

hat, weil jeder durchschaut, daß er 

"gemacht" ist. Außerdem lernt man so vor al­

lem, Zusammenhänge zu verstehen, weni­

ger, wie man in komplexen Realsituationen 

dann auch wirklich sachgemäß handeln 

kann. 

Bei den Programmteilen, in denen man "in­

dividuelle" Antworten auf "eigene" (selbst­

verständlich vorgegebene) Fragen bekom­

men kann, fühlten sich einige Testpersonen 

jedoch auf den Arm genommen. Sie haben 

schnell durchschaut, daß man am Bildschirm 

Antworten und Fragen natürlich nur in dem 

Rahmen bekommen kann, in dem der Autor 

die möglichen individuellen Alternativen 

vorgedacht und mit bestimmten Eingaben 

verknüpft hat. Das ist technisch aber nur 

machbar bei einer sehr begrenzten Zahl von 

Variablen, und so merkt man doch sehr bald, 

daß es sich nicht um wirkliche Interaktionen 

handelt, bei denen ein Subjekt auf ein ande­

res eingeht, sondern daß es um eine Auswahl 

aus vorgefertigten Elementen geht, die auf 

das individuelle Problem mehr oder weniger 

zutreffen. Im IKTH-Programm wird dieses 

Problem besonders deutlich dort, wo man 

mit EDV-nutzenden Handwerksmeistern ein 

"Interview" führen kann, bei dem aber nur 

aus einer Reihe von vorgegebenen Fragen ei­

nige ausgewählt werden können, auf die 

dann die zugehörige gespeicherte Antwort 

kommt. So etwas kann ein Printmedium na­

türlich wiederum auch sehr gut. Der Schein 

wirklicher Interaktivität tritt offensichtlich 

erst bei sehr viel aufwendigeren und "intelli­

genteren" Programmen auf. 10 Je differenzier­

ter und anspruchsvoller der zu vermittelnde 

Inhalt ist, desto vielschichtiger müßte die 

Lernsoftware gestaltet werden - so verzweigt 

und mit soviel individualisierten Feedbacks 

und Lempfaden, daß allein die Bedienung, 

das "handling" der Lernsoftware letztlich 

höchst qualifizierte Lerner voraussetzt. 11 

Strukturelle Simplifizierung 
der Wirklichkeit 

Eine vom Produzenten des Programms vor­

hedachte Verknüpfung einer endlichen Zahl 

von Antwortalternativen bzw. eine starr ver­

koppelte Wirkungs- und Rückwirkungskette 

innerhalb eines geschlossenen vorprogram­

mierten Systems, wie sie im IKTH-Pro­

gramm gewählt werden mußte, um nicht 

noch viel aufwendiger zu arbeiten, verein­

facht die Wirklichkeit in unzulässiger Weise. 

Eine solche Vereinfachung ist nur gerechtfer­

tigt, wenn es wirklich auch auf der Ebene des 

Lerninhalts um das Nachvollziehen eines ge­

schlossenen Systems geht. Im IKTH-Pro­

gramm wurde der Versuch unternommen, mit 

einem Modul bei den Handwerkern Organi-
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sationsentwicklung für ihren Betrieb anzu­

stoßen. Organisationsentwicklung ist in der 

Praxis jedoch ein offener, sehr beweglicher 

Prozeß, der zwar durchaus mit mehr oder 

weniger standardisierten Fragen und Metho­

den beginnen kann, der sich aber je nach den 

Antworten auf diese Eingangsfragen höchst 

individuell weiterentwickelt. Im Rahmen ei­

nes Lernprogramms können diesem Prozeß 

logischerweise nur eine (sehr begrenzte) An­

zahl von Variablen zugrunde gelegt werden, 

so daß "Individualisierung" sich lediglich als 

je spezifische überschaubare Faktoren­

kombination ergibt, die entsprechend EDV­

technisch abzubilden ist. Dies trägt zwar zur 

Vereinfachung bei, überzeugt aber vom ln­

halt her nicht, im Grunde verfälscht es sogar 

den wesentlichen Kern. Das eigentlich Offe­

ne, Individuelle einer Organisationsentwick­

lung geht damit verloren. Übrig bleiben stan­

dardisierte Alternativen zur Auswahl - statt 

Maßanfertigung Dutzendware. Das, was mit 

individueller Entwicklung begrifflich ge­

meint ist, wird durch diesen Denkansatz ge­

rade verfehlt. Um offene Prozesse oder indi­

viduelle Probleme in einem Lernprogramm 

zu bearbeiten, müßte man einen ganz ande­

ren Ansatz wählen, in dem das Programm 

zum wirklichen Werkzeug für einen offenen 

Arbeitsprozeß (z. B. in einer Gruppe) wird, 

sich also vollkommen auf methodisch-for­

male Unterstützung beschränkt ohne inhalt­

liche Festlegung. 12 

Wo es um die Auseinandersetzung mit offe­

nen Prozessen geht, kann das Medium 

Lernsoftware leicht lernfeindlich werden, 

wenn es eine einfachere und überschaubarere 

Realität vorgaukelt, als die, in der wir leben. 

Lernsoftware als Flucht vor der ungemütli­

chen Komplexität der Wirklichkeit? Wenn 

nicht bewußt vorgegangen wird, besteht die 

Gefahr, Lernen darauf zu reduzieren, genau 

die Antwort zu treffen, die der "Lehrer" -

sprich der Autor des Lernprogramms - sich 

als richtig ausgedacht hat und hören möchte 

- schon in der Schule der Tod jeder eigen­

ständigen Beschäftigung mit einem Stoff, 



und eine Lernform, die Selbständigkeit, Ori­

ginalität, Individualität des Lernens unter­

gräbt. Sie ist allenfalls für Themen und Stof­

fe geeignet, die wirklich eindeutig so und 

nicht anders sind, bei denen es also ein klares 

Richtig oder Falsch gibt. Solche aber findet 

man gerade in der beruflichen Bildung seit 

Jahren immer weniger, und es gehört zu den 

wichtigsten Bemühungen der gegenwärtigen 

Berufspädagogik, die Auszubildenden zu be­

fähigen , mit Ambivalenzen und Unbe­

stimmtheilen des beruflichen Handeins zu­

rechtzukommen. 13 Multimediales Lernen 

läuft hier eher Gefahr, einen Rückfall in 

Scheingewißheilen zu fördern und die Ent­

wicklung von Ich-Stärke, die eine Voraus­

setzung für den Umgang mit Ambivalenzen 

ist, zu unterlaufen. 

Zusammenhänge gehen verloren 

Auch die engen textlichen Grenzen bei der 

Herstellung von Lernsoftware zwingen prak­

tisch dazu, komplexe Sachverhalte unzuläs­

sig zu simplifizieren. Zwar ist sicher richtig, 

daß dafür nicht technische Grenzen aus­

schlaggebend sind, sondern eher gestalte­

risch-naturbezogene (viele Bildschirmseiten 

mit reinem Text sind ungenießbar), aber es 

gibt eben viele Themen, die sich in Illustrier­

tenform nicht angemessen behandeln lassen. 

Komplexes in einfache Elemente zu zer­

legen, wäre didaktisch zu begrüßen, wenn 

man danach die elementaren Komponenten 

schrittweise wieder zusammenfügen könnte, 

um zur ursprünglichen Ganzheit zurückzu­

finden. Dem steht aber entgegen, daß am 

Computer gedankliche Verknüpfungen über 

mehrere Schritte (= Seiten) nur schwer her­

zustellen sind, wenn ein schrittweiser Lern­

aufbau nicht erzwungen werden soll. Aus der 

Sicht vieler seiner Befürworter liegt der Vor­

teil eines Hypermediasystems gerade darin, 

niemanden zu einer bestimmten Reihenfolge 

des Lernens zu zwingen, sondern diese indi­

viduell freizustellen . Kommt man aber nicht 

wenigstens teilweise zu einem schrittweise 

feststehenden Lernaufbau, kann man nicht 

mehr komplex argumentieren, und es ent­

steht die Gefahr, das Lernen seines prozes­

sualen Charakters zu entkleiden und zu ver­

einzelten "Lernbrocken" zu vergegenständ­

lichen. Lernen würde dann tatsächlich ver­

kürzt auf die quantitative Vermehrung von 

Wissensblöcken (ähnlich dem Vokabellernen). 

Es würden Sachverhalte und - dank der In­

teraktivität - Operationen "gelernt", aber kei­

ne Zusammenhänge verstanden. "Ohne die 

interpretierenden Handlungen des Lernenden 

ist eine Hypermedia-Basis nur ein großes 

Warenhaus von Texten, Tönen, Bildern, Fil­

men und Animationen." 14 

Eine weitere Frage betrifft die Voraussetzun­

gen, unter denen am Computer neue Zusam­

menhänge gelernt werden können: es könnte 

sein, daß man gerade dort, wo man selbst et­

was eingeben oder selbst Operationen im 

Lernprogramm ausführen kann, im Grunde 

genommen den zugrunde liegenden Zusam­

menhang schon vorher begriffen haben 

muß, um ihn jetzt erfolgreich anzuwenden, 

während das Medium sich weniger eignet, 

einen solchen Zusammenhang neu zu ent­

decken. Insgesamt dürfte es sich hier um ei­

ne Grenze des Selbstlernmediums handeln: 

Das multimediale Lernen ruft nach einer Er­

gänzung und Begleitung durch die mensch­

liche Lehrkraft, womit aber der oft beschwo­

rene Nutzen als "Selbstlernmedium" stark 

eingeschränkt wird. 

Überblick geht verloren 

Ein weiterer Nachteil der Lernsoftware im 

Vergleich zum Buch ist - in Verbindung mit 

einem Programmumfang wie bei "IKTH" -

die Schwierigkeit, sich im Programm zu 

orientieren und den Überblick zu behalten. 

Der Vorteil der Interaktivität, nämlich viele 

Wahlmöglichkeiten zu haben, stiftet vielfälti­

ge Orientierungsprobleme: Zum einen ist es 

schwierig, den Überblick über das Programm 

als Ganzes zu behalten; zum anderen ist es 

fast unmöglich, ein mentales Modell des Pro­

gramrninhalts und seiner Abfolge aufzubau­

en, an dem man sich für die eigene Steuerung 

im Programm orientieren könnte. 

Ließe sich dieses Problem vielleicht tech­

nisch noch besser lösen, so wiegt schwerer, 

daß eben auf einer einzelnen Bildschirmseite 

nur sehr wenig Platz ist und der Lernende 

schnell sein Bewußtsein auf einen kleinen 

Punkt verengt, während er den Gesamtzu­

sammenhang ständig selbst herstellen 

muß, wozu er aber kaum Hilfen bekommt. 

Die Realisierung einer durchgängigen Orien­

tierungsübersicht ist bisher nur unbefrie­

digend gelöst. 15 Nimmt man ein Buch in die 

Hand, verschafft man sich als einigermaßen 

erfahrener Leser zunächst einmal einen Ge­

samtüberblick anband des Inhaltsverzeich­

nisses, der Einleitung, evtl. des Klappen­

textes, und dann blättert man erst einmal ein­

zelne Seiten oder Kapitel an oder liest quer, 

bevor man entscheidet, wo man intensiver 

anfängt zu lesen. Gut geschriebene Fach­

bücher pflegen dem Leser auch einen Kom­

paß in Form einer geschriebenen Übersicht 

bzw. einer Darstellung des roten Fadens zu 

geben. Etwas Ähnliches bietet Lernsoftware 

bisher noch nicht. In dieser Beziehung ist ein 

Buch wesentlich "handlicher" und "griffiger" 

und erschließt sich vor allem dem eiligen Le­

ser wesentlich leichter (wobei dies natürlich 

vor allem für "buchgewohnte Leser" gilt). 

Lernen ohne Mühe? 

Multimediales Lernen, so unser Fazit, weist 

dort eher Nachteile gegenüber anderen Lern­

medien auf, wo es nicht nur um Demonstration 

oder Wissenpräsentation einzelner Fakten 

geht, sondern um Differenzierung, Prozeß­

verstehen, Analysen, Realitätserkunden und 

das Ausprobieren von Neuem, und wo es 

beim Lernen im Sinne von Fähigkeitserwerb 

gerade darauf ankommt, etwas selber - und 

mühsam - zu tun. Die Tendenz, Lernen im­

mer einfacher, spaßiger, mundgerechter und 
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müheloser machen zu wollen, hat zweifellos 

ihre Berechtigung, wo es darum geht, sinn­

lose Lernbarrieren zu schleifen. Aber sie wird 

dort lernfeindlich, wo sie die Möglichkeit ei­

nes Lernens ohne Mühe vorgaukelt: Zum 

Lernen, insbesondere von Fähigkeiten, ge­

hört nun einmal das Erarbeiten, und das ist 

nicht umsonst zu haben, sondern setzt die 

Krise, den Irrweg, die mühsame Suche, das 

Ringen voraus. Es ist sicher richtig, so weit 

wie möglich dem Lernenden entgegenzu­

kommen, aber ebenso richtig ist es, daß die­

ses Entgegenkommen ihn irgendwo auch um 

seinen Lernerfolg betrügen kann. Es kommt 

beim Lehren darauf an, dem Lernenden zu 

helfen, über die Klippen zu kommen; sprengt 

man die Klippen aber weg, beraubt man ihn 

der Lernchance. Der Pfad der Tugend ist hier 

sehr schmal, und es dürfte künftig zu den be­

sonderen Verantwortungen der Entwickler 

von Lernsoftware gehören, ihn sorgfältig im 

Auge zu behalten. 

Vielleicht zeigt sich hier ein grundsätzlicher 

Nachteil des Mediums Lernsoftware: Ler­

nende scheinen von einer Lernsoftware eher 

als von einem Buch zu erwarten, daß sie ih­

nen möglichst unterhaltsam und ohne an­
strengende Eigenaktivität zu Einsichten 

verhilft, zumindest, daß das Lernen mit dem 

Computer leichter fällt als mit einem Buch. 

"Television is easy and print ist tough". 16 So 

war bei einigen IKTH-Testpersonen zu beob­

achten, daß sie, sobald sie merkten, daß auch 

das Lernen am Computer Anstrengung ver­

langt, nur noch "surften" - oder aufgaben. 

Offensichtlich verknüpft man die Alltagser­

fahrung des mühelosen Fernsehens eher mit 

dem Lernen am Computer als die Erfahrung, 

daß Lernen eigene Aktivität verlangt. Das 

könnte wieder bedeuten, daß man gerade lern­

ungewohnte Nutzer bei solchen Lernanforde­

rungen nicht sich selbst überlassen kann, 
sondern Lernen in einen sozialen Kontext 
einbinden muß, sei es durch ein offenes 

Lernprogramm, bei dem ein Tutor oder Bera­

ter über Netz erreichbar ist, oder indem man 

ein solches Lernprogramm in einen Kurs in-

tegriert oder andere Dialogmöglichkeiten mit 

einem erfahrenen Tutor oder Berater anbie­

tet. 

Sollte sich der Verdacht allgemein erhärten, 

daß man am Bildschirm das mühelose, sanf­

te, vergnügliche Lernen erwartet (und aus­

steigt, wenn sich diese Erwartung nicht be­

stätigt), dann hätte man es hier mit einem 

sehr fatalen "Lern"medium zu tun, nämlich 

mit einer Neuauflage der Mär vom Nürnber­

ger Trichter. Vieles, was das Medium charak­

terisiert, scheint irgendwie von der Hoffnung 

geprägt zu sein, daß es ein Lernen ohne An­

strengung geben könnte, als ob Lernen und 

Arbeiten nicht zwei untrennbare Seiten des­

selben Vorgangs wären, als ob Lernen, schon 

gar eines, das persönliche Haltungen, Denk­

strukturen, Fähigkeiten verändern soll, im 

"Darübergleiten" zu haben wäre. 17 Gelernt 

kann nur werden, was erarbeitet wurde. Das 

"mundgerecht" Servierte erfreut, unterhält 

und begeistert vielleicht auch, aber es verän­

dert nichts - weder das eigene Fähigkeitspro­

fil noch das eigene Handeln. So gesehen, 

könnte man Lernsoftware mit all ihren Ani­

mationen, abwechslungsreichen Präsentatio­

nen, amüsierenden Bildehen und illustrier­

tenhaft gemachten Texthäppchen eher als 

Lernverhinderungsmedium bezeichen, und 

es wäre sicher an der Zeit, auch einmal in 

größerem Stile der Frage nachzugehen, was 

durch den intensiven Einsatz von Lernsoft­

ware eigentlich alles verlernt wird. 18 

Verbessert Multimedia 
das Lernen? 

Die Nachbetrachtung zum IKTH-Lernpro­

gramm gibt manchen Anstoß, in Zukunft 

noch intensiver darüber nachzudenken, in 

welchen Lernzusammenhängen, für welche 

Lerninhalte und für welche Lernaufgaben 

das multimediale Lernen sinnvoll und ange­

bracht und eine wirkliche Bereicherung des 

Lernens ist, und wo möglicherweise (in der 

Regel billigere) konventionelle Lernmedien 
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angemessener oder sogar überlegen sind. 

Daß man am Computer irgendwie alles nach­

machen kann, was andere Medien können, 

ist noch lange kein Beweis dafür, daß das 

Lernen am Computer deshalb schon besser 

ist. Dies jeweils differenziert zu prüfen, sollte 

in Zukunft zu den Aufgaben eines verant­

wortlichen Designs von Lernarrangements 

gehören, und so kommt man vielleicht eines 

Tages zu einem Begriff von Multimedialität, 

der eben tatsächlich den sinnvollen, inhalt­

lich und in ihrer Wirkung abgestimmten Ver­
bund mehrerer Lernmedien meint (in dem 

der Computer durchaus einen ihm gemäßen 

wichtigen Platz haben kann). Alle Medien 

des Lernens an einem Bildschirm integrieren 

zu können, ist pädagogisch kein Fortschritt 

und sollte nicht das Ziel weiterer Entwick­

lung sein, sondern es sollten eher Projekte 

gefördert werden, die sinnvolle Formen einer 

wirklichen "Multimedialität" des Lernens 

(die auch den Lehrer aus Fleisch und Blut an 

seinem Platz einschließt) entwickeln und er­

proben. 

Unter Lerngesichtspunkten betrachtet, ist 

u. E. jedenfalls die Frage noch längst nicht 

beantwortet, wo denn nun wirklich die über­

zeugenden Fortschritte durch Multimedia lie­

gen - außer wenn es darum geht, den Um­

gang mit der EDV zu lernen -, und wenn es 

sie gibt, ob sie dann nicht durch die deutli­

chen Nachteile und Grenzen des Mediums 

aufgewogen werden. Nach einer Phase fast 

ausschließlich euphorischer Kommentare 

und Meinungen zum Medium scheint sich 

inzwischen auch in der seriöseren Literatur 

eine gewisse Ernüchterung breit zu machen. 

Zum Beispiel wird hier immer nachdrück­

licher die These vertreten, daß primär die 

Struktur, die implizite didaktische Strategie 
von Lernangeboten den Lernprozeß maßgeb­

lich beeinflußt, nicht die Vielfalt an Medien 
(PC +Video +Ton), Codes (Text mit Bildern 

und Graphik) und Modalitäten (ansprechen 

verschiedener Sinne durch audiovisuelle Me­

dien: Text, Bilder, Rede, Musik). Der Lern­
erfolg hängt demnach nicht vom Medium 



ab, sondern von der Methode, genauer von 
der Strukturierung der Inhalte.19 - Eine für 

Pädagogen eher tröstliche Erkenntnis. Die 

Möglichkeiten dazu sind aber im Falle von 

Multimedia eher begrenzter als bei anderen 

Medien. Es gibt Untersuchungen, die darauf 

hindeuten, daß das technische Medium für 

den Lernprozeß überhaupt irrelevant ist, 

egal ob Buch, Vortrag, Lernsoftware, es ist 

lediglich Transportmittel für bestimmte ln­
halte. Nach einer anderen These kommt es 

letztlich immer auf die investierte mentale 
Anstrengung eines Lernenden in der Aus­

einandersetzung mit einem Lernmaterial an, 

um einen positiven Lernerfolg zu erzielen.20 

Und gerade die meint Multimedia umgehen 

zu können. 

So ist im Hinblick auf die neue multimediale 

Lerntechnik wohl bis auf weiteres REINHARD 

MEYER zuzustimmen, der schreibt: "Schaffen 

die Verantwortlichen es nicht, den Menschen 

die Alltagstauglichkeiten der neuen Techni­

ken zu beweisen, so prophezeien die Psycho­

logen das ,große Schweigen des Modems'. 

Und natürlich viel Geld, das irgendwo im 

virtuellen Loch verschwindet."21 

Anmerkungen: 

1 FK Nr. D 067200 B; Träger Arbeitsgemeinschaft 

Volkshochschule München und Handwerkskammer 

von München und Oberbayern. Projekt/eiter: Alfred 

Lottmann, Autor: Dieter Ballin, wissenschaftliche Be­

gleitung GAB München. 

Zur inhaltlichen Konzeption der Lernsoftware s. den 

Endbericht der wissenschaftlichen Begleitung bzw. 

Brater, M. ; Maurus, A.: Informations- und Kommuni­

kationstechniken im Handwerk. Bundesinstitut für 

Berufsbildung. Der Generalsekretär (Hrsg.). (Tagun­

gen und Expertengespräche, H. 35) Berlin 1996 
2 Das etwa 20 Arbeitsstunden umfassende Lernpro­

gramm IKTH liegt in Form einer CD vor, die bei der 

Volkshochschule München, Abt. Berufliche Bildung 

(Alfred Lottmann) bezogen werden kann. 
3 Es war u. a. Aufgabe der wissenschaftlichen Beglei­

tung, die Eignung des Mediums für persönlichkeits­

orientierte Lernprozesse mit zu beobachten. 
4 An der benötigten technischen Ausstattung liegt der 

Hauptgrund, weshalb Berufsschulen das IKTH-Pro­

gramm nichtnutzen werden. Sie können auf absehba­

re Zeit nicht damit rechnen, die benötigte technische 

Ausstattung finanziert zu bekommen. Vgl. dazu: Veser, 

Th.: Ernüchterung bei den Goldgräbern - Flaute im 

virtuellen Klassenzimmer. Süddeutsche Zeitung Mün­

chen 5./6. Januar 1996 
5 Vgl. dazu Mandl, H. ; Gruber, H.; Renkl, A. : " Situ­

iertes Lernen mit multimedialen Lernumgehungen ". 

ln: lssing, L. J.; Klimsa, P (Hrsg.): Information und 

Lernen mit Multimedia, Weinheim 1995, S. 168 
6 Weidemann, B.: "Gesprochene Sprache ist einpräg­

sam, weckt Aufmerksamkeit und wirkt - ... - auch 

persönlicher als gedruckte Sprache" in "Multimedia­

les Lernen". ln: lssing, L. J.; Klimsa, P (Hrsg.), 

a. a. 0. , S. 72. Pyter (1994) wies in einer Studie nach, 

daß ein Text, der visuell und akustisch dargeboten 

wird, weniger anstrengend erlebt wird und höhere 

Werte im Verständnis bringt. Entnommen aus Weide­

mann, B. , a. a. 0., S. 73 
7 Weidemann, B., a. a. 0 ., S. 76 
8 Ebd. 
9 Vgl. dazu: Strittmatter, P; Maue/, D. (1995): " Ein­

zelmedium, Medienverbund und Multimedia". ln: ls­

sing, L. J. ; Klimsa, P (Hrsg.), a. a. 0., S. 56 
10 Vgl. dazu die Grundformen der lnteraktivität. ln: 

Haack, J. ( 1995): " Interaktivität als Kennzeichen von 

Multimedia und Hypermedia ". ln: lssing, L. J.; Klim­

sa, P (Hrsg. ), a. a.O., S. l 53 
11 Vgl. dazu die Hinweise aufweiterführende Studien 

zu diesem Thema bei Haack, J. , a. a. 0., S. 161 
12 Einen solchen Einsatz von Lernsoftware entwik­

keln und erproben KHS und GAB München derzeit in 

einem neuen Modellversuch zur Förderung des ver­

netzten Denkens und Handelns. 
13 Vgl. Brater, M. : " Industriekaufleute als Vermittler 

zwischen Innen und Außen: Entwicklungstendenzen 

kaufmännischer Arbeit auf Grund veränderter Markt­

verhältnisse. ln: Buck, B. u. a. (Hrsg.): Zur Ausbil­

dung von lndustriekaujleuten. Bundesinstitut für Be­

rufsbildung. Der Generalsekretär (Hrsg.). (Berichte 

zur beruflichen Bildung H. 158) Berlin 1993 

Brater, M. u. a. : Berufsbildung und Persönlichkeits­

entwicklung, Stuttgart 
14 Vgl. dazu Haack, J. , a. a. 0., S. 155 
15 Siehe ebd. , S. 155 
16 Salomon, 1984, zitiert nach Weidemann, B. 1995, 

a. a. 0. , S. 75 
17 Nichts anderes sagt die Wortschöpftmg "edutaine­

ment " 
18 So arbeitet z. B. Fritz Böhle überzeugend heraus, 

daß die Wahrnehmungsqualität, die in der Arbeit be­

nötigt wird, und die, die bei der " Wahrnehmung" ei­

nes multimedialen Lernprogramms gefo rdert wird, 

nicht nur völlig verschieden sind, sondern daß die 

multimediale Technik sogar gewissermaßen die Wahr­

nehmung auf eine fa lsche Spur führt und damit 

schwächt. Siehe Böhle, F.: Bessere Arbeit durch Mul­

timedia? - Mehr Information und immer weniger Er­

fah rung. ln: Ebert, B. u. a. (Hrsg. ): Schöne neue 

Welt ? Stuttgart 1996 
19 Vgl. Weidemann, B., a. a. 0., S. 78 
20 Ebd., S. 75 
21 Meyer, R. : Online-Zukunft: Droht das Schweigen 

des Modems? ln Psychologie heute, Juli 1996 
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Neuordnung für Sozialver­
sicherungstachangestellte 
erfolgreich abgeschlossen 

Günter Siemon 

Am 1. August wird mit der Ausbil­

dung in dem neu geordneten Beruf 

"Sozialversicherungsfachangestellter f 
Sozialversicherungsfachangestellte" 

begonnen. Die neue Verordnung 

über die Berufsausbildung wurde 

am 18. Dezember 1996 vom Bundes­

ministerium für Arbeit und Sozial­

ordnung im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technolo­

gie erlassen.1 Damit wurde ein län­

gerer Abschnitt des gemeinsamen 

Findens zu neuen Zielen und Inhal­

ten des Ausbildungsberufes seitens 

der Sozialpartner mit Erfolg been­

det. 

Kurzer Rückblick 

Mit dem Erlaß der Ausbildungsordnung zum 

Sozialversicherungsfachangestellten vom 

22. 12. 1971 wurde dieser Ausbildungsberuf 

gemäß § 25 Berufsbildungsgesetz erstmals 

staatlich anerkannt und bundeseinheitlich ge­

regelt. Dieser Ausbildungsberuf bestand aus 
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einem allgemeinen Teil der Ausbildung und 

einem besonderen Teil mit vier Fachrichtun­

gen (Krankenversicherung, Unfall versiche­

rung und Altershilfe für Landwirte, Renten­

versicherung sowie Knappschaftsversiche­

rung). 

Im Ergebnis eines längeren und intensiven 

Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahrens 

entstand eine völlig neue Ausbildungsord­

nung (vom 22. Juli 1977) mit Spezialisierung 

der Ausbildung nach acht Schwerpunkten. 

Mit dieser Ausbildungsordnung ist in den 

20 Jahren ihrer Gültigkeit ein anspruchsvol­

ler, bewährter und begehrter Ausbildungsbe­

ruf des öffentlichen Dienstes geworden. 

1977 bestanden 5 889 Ausbildungsverhält­

nisse und nahmen bis 1990 um fast das Dop­

pelte auf 10 318 Ausbildungsplätze zu. 2 

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands 

ist der Bedarf an Sozialversicherungsfach­

angestellten noch einmal stark angestiegen. 

1993 wurden 15 246 Sozialversicherungs­

fachangestellte ausgebildet, davon 2 423 in 

den neuen Bundesländern. 1994 gab es ins­

gesamt einen leichten Rückgang, in den neu­

en Ländern noch einmal einen Anstieg auf 

3 167 Auszubildende. Die Erfolgsquote bei 

Abschlußprüfungen lag 1993 mit 93,2 Pro­

zent über dem Bundesdurchschnitt aller 

kaufmännischen und verwaltenden Berufe 

(88,6 Prozent). 

Damit zählt der Ausbildungsberuf zu den 

stark besetzten Berufen in der Gruppe der 

kaufmännischen und verwaltenden Berufe 

(1993: 11. Stelle). Die Mehrzahl der Aus­

zubildenden sind Frauen. Seit 1977 ist der 

Anteil der Frauen von 45,6 Prozent auf 

65,1 Prozent (1994) gestiegen. Mit der Zu­

sammensetzung in der Vorbildung (1994: 

1 ,5 Prozent Hauptschüler, 54,3 Prozent Rea!­

schüler, 40,7 Prozent Abiturienten) liegen die 

Sozialversicherungsfachangestellten über 

dem Bundesdurchschnitt aller Auszubilden­

den im kaufmännischen und verwaltenden 

Bereich ( 1994: 18,2 Prozent Hauptschule, 

38,4 Realschule, 28,3 Prozent 

Abitur). 

Nach einer Umfrage bei den zuständigen 

Stellen 19923 werden 72,3 Prozent der Aus­

zubildenden im Schwerpunkt "allgemeine 

Krankenversicherung", 19,7 Prozent im 

Schwerpunkt ,,Angestellten- oder Arbeiter­

rentenversicherung", 3 Prozent im Schwer­

punkt "allgemeine und See-Unfallversiche­

rung", 2,6 Prozent in den zwei Schwerpunk­

ten "knappschaftliche Krankenversicherung" 

und ,,knappschaftliche Rentenversicherung" 

sowie 2,3 Prozent in den drei Schwerpunkten 

"Krankenversicherung der Landwirte", 

"landwirtschaftliche Unfallversicherung" 

und ,,Altershilfe für Landwirte" ausgebildet. 

Die grundlegenden Proportionen haben sich 

in den letzten Jahrzehnten kaum verändert. 

Die sich in den letzten Jahren vollzogenen 

Veränderungen in Aufgaben und Organisation 

bei Sozialversicherungsträgern, besonders 

den Krankenkassen, führten zu folgenden 

Änderungen der Mindestanforderungen an 

die Ausbildung: 

• die verstärkte Ausrichtung der Tätigkeit 

der Fachangestellten auf Versichertennähe, 

auf kunden- bzw. versichertenorientiertes 

Handeln mit ihren verschiedenen Ursachen 

und 

• die Änderung der Arbeitsteilung durch 

Aufheben der Spezialisierung an Arbeitsplät­

zen, die Herausbildung komplexer computer­

unterstützter Sachbearbeitung. 

Die differenzierten Entwicklungen m den 

Zweigen der Sozialversicherung und der da­

mit verbundene differenzierte Bedarf an Ver­

änderungen in der Ausbildungsordnung ver­

anJaßte die Sozialpartner, den Stand der Aus­

bildung und die Entwicklungen in der Kran­

ken-, Renten- und Unfallversicherung vor 

einer Neuordnung des Ausbildungsberufes 

1992 und 1993 zu analysieren. Im Ergebnis 

des Forschungsprojektes des BIBB "Grund­

lagen für die Neuordnung des Ausbildungs­

berufes Sozialversicherungsfachangestell­

te(r)" zeigte sich, daß für die Krankenversi­

cherung die Neuordnung unbedingt notwen­

dig und für die anderen Zweige sinnvoll ist. 4 
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Erarbeitungs- und Abstimmungs­
verfahren 

Das BIBB erhielt Ende Oktober 1994 vom 

Bundesministerium für Arbeit und Sozial­

ordnung die Weisung, den Entwurf der Aus­

bildungsordnung in Zusammenarbeit mit den 

Sachverständigen des Bundes zu erarbeiten 

und mit dem Entwurf des Rahmenlehrplanes 

abzustimmen. Die 12 Sachverständigen des 

Bundes (Sachverständige der Arbeitgeber 

vom AOK-Bundesverband, vom Verband der 

Angestellten-Krankenkassen, vom Haupt­

verband der gewerblichen Berufsgenossen­

schaften, vom Verband Deutscher Rentenver­

sicherungsträger, von der Bundesknapp­

schaft und vom Bundesverband der landwirt­

schaftlichen Krankenkassen; Sachverständi­

ge der Arbeitnehmer aus den Gewerkschaf­

ten ÖTV, HBV der DAG und der GdS) erar­

beiteten von Januar 1995 bis Juni 1996 die 

vorgesehenen Entwürfe. Am Verfahren, das 

vom Bundesinstitut geleitet wurde, nahmen 

Vertreter I -innen des Bundesministeriums für 

Arbeit und Sozialordnung, des Bundesmini­

steriums für Bildung, Wissenschaft, For­

schung und Technologie sowie ein Vertreter 

des Rahmenlehrplanausschusses teil. 

Parallel dazu erarbeitete bei ständiger Ab­

stimmung mit den Sachverständigen des 

Bundes der Rahmenlehrplanausschuß den 

Entwurf des KMK-Rahmenlehrplanes für die 

Lerngebiete Wirtschaftslehre (280 Std.), So­

zialversicherungslehre (200 Std.), Rechtsleh­

re (240 Std.), Rechnungswesen (160 Std.) 

und die in die genannten Lerngebiete inte­

grierte Datenverarbeitung (80 Std.). 

Die Sachverständigen des Bundes engagier­

ten sich in besonderer Weise bei der Klärung 

von grundlegenden Problemen und Fragen 

· zur Ausbildung für Sozialversicherungsfach­

angestellte. Ein besonderes Anliegen war das 

Fortführen der bisherigen zeitlichen Organi­

sation des Berufsschulunterrichts in Block­

form im gegebenen Zeitrahmen. Mit den 

Ländern wurde vereinbart, daß die bisher 



geltenden Regelungen beibehalten werden. 

Im Ergebnis entstand eine Protokollerklä­

rung der Länder zur zeitlichen Abstimmung 

zwischen Berufsschule und Ausbildungsbe­

trieben. 

Ein Punkt, der unmittelbar mit der zeitlichen 

Abstimmung von Schule und Betrieb zusam­

menhängt, war die Bestimmung von Inhalt 

und Umfang der überbetrieblichen Ausbil­

dung. Als Ergebnis aller Beteiligten wurden 

ca. 16 Wochen zur Vermittlung rechtlicher 

und fachlicher Grundlagen festgelegt. Wie 

die Berufsausbildung in den Betrieben selbst 

organisiert wird, ist in den Ausbildungsord­

nungen nicht zu regeln. Auf Antrag mehrerer 

Sachverständiger ist aber in § 5 Absatz 1 eine 

Formulierung gefunden worden, die auf die 

Möglichkeit der Ausbildung mittels Unter­

weisungen hinweist. Darin kommt zum Aus­

druck, daß dem Auszubildenden "Einsichten 

in Sinn, Zweck und Bedeutung der Rechts­

und Verwaltungsvorschriften praxisbezogen 

zu vermitteln" sind. 

Breiten Raum nahm die Diskussion zur An­

lage gemeinsamer und fachspezifischer Aus­

bildungsillhalte unter den Rahmenbedingun­

gen des Fachrichtungskonzepts ein. Für den 

einheitlichen Beruf waren zwei Drittel ge­

meinsamer Ausbildungsinhalte vorzusehen. 

Mit der Zuordnung aller "fachlichen" Posi­

tionen und mit der Konzentration auf "Be­

schäftigte" bei den "rechtlichen" Positionen 

konnte eine realistische Lösung gefunden 

werden. 

Einen beachtlichen zeitlichen Umfang nahm 

die Klärung und exakte Formulierung der 

handlungsorientierten Lernziele ein, die das 

Können abprüfbar widerspiegeln müssen. Ei­

ne Lernzieltaxonomie war nicht mehr aufzu­

nehmen. 

Erwartungsgemäß beschäftigte die Sachver­

ständigen intensiv die Fragen der Prüfung, 

vor allem der Abschlußprüfung, hinsichtlich 

Prüfungsdauer, Anzahl der Prüfungsfächer 

und deren Prüfungsgebiete, die Gestaltung 

der mündlichen Prüfung, deren Gewichtung 

sowie die Bestehensregelung insgesamt. Da­

bei waren die Einheitlichkeit der Prüfungen 

in den Fachrichtungen, die neue Qualität der 

Prüfung hinsichtlich aller Qualifikationen, 

aber auch die Unterschiede besonders in der 

mündlichen Prüfung, bedeutsame Themen. 

In der Verordnung wird die Abschlußprüfung 

in den Fachrichtungen aus Gründen der 

Übersichtlichkeit jeweils gesondert darge­

stellt. Nach einer Aussprache der Sozialpart­

ner zu noch offenen Problemen - vor allem 

zur Zwischen- und Abschlußprüfung- führte 

die Gemeinsame Sitzung zur Abstimmung 

von Ausbildungsordnung und Rahmenlehr­

plan am 16. 11. 1996 schließlich zu einem 

p<Ysitiven Ergebnis. 

Ergebnisse der Neuordnung 

• Im Ergebnis des Neuordnungsverfahrens 

entstand ein Ausbildungsberuf mit Speziali­

sierung in den fünf Fachrichtungen: 

allgemeine Krankenversicherung, 

gesetzliche Unfallversicherung, 

gesetzliche Rentenversicherung, 

knappschaftliehe Sozialversicherung und 

landwirtschaftliche Sozialversicherung. 

Bei der Spezialisierung in Fachrichtungen 

wird von einer etwas höheren inhaltlichen 

Differenzierung ausgegangen, die neben 

überwiegend gemeinsamen Ausbildungsin­

halten unterschiedliche Inhalte bereits im 

Ausbildungsberufsbild (§ 3) zuläßt. Die bis­

herige Ausbildung in zwei Schwerpunkten 

bei der knappschaftliehen Sozialversiche­

rung und in drei Schwerpunkten bei der land­

wirtschaftlichen Sozialversicherung wurde in 

je einer Fachrichtung zusammengefaßt. 

• Die neuen Sozialversicherungsfachange­

stellten werden als handlungskompetente 

Mitarbeiterl-innen ausgebildet, die über 

fachliche und über soziale sowie methodi­

sche· Kompetenzen verfügen. Besonders für 

Krankenversicherung ist in mehreren 

Fachrichtungen ein Wandel vom sach- zum 

kundenorientierten Fachangestellten projek­

tiert worden. Dieses Leitbild bestimmte die 

Tätigkeit der Sachverständigen des Bundes 

im Neuordnungsverfahren in hohem Maße. 

• Für alle Fachrichtungen sind gemeinsame 

Berufsbildpositionen und Lernziele vorgese­

hen, die zwei Drittel des gesamten Ausbil­

dungsinhaltes umfassen. Neue Lernziele 

wurden u. a. aufgenommen zum Personalwe­

sen, zum Gesundheits- und Umweltschutz, 

zur Informationsverarbeitung und zum Da­

tenschutz. Besonders deutlich wird der Wan­

del in der Ausbildung durch Aufnahme von 

Lernzielen zur Kommunikation und Koope­

ration. 

Gemeinsame Berufsbildpositionen sind: 

Der Ausbildungsbetrieb: 
• Stellung des Ausbildungsbetriebes im Sy­

stem der sozialen Sicherung, 

• Unternehmensziele und Organisation, 

• Personalwesen, 

• Selbstverwaltung und Aufsicht, 

• Arbeits- und Dienstrecht, Berufsbildung, 

• Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit, 

Umweltschutz und rationelle Ressourcen­

verwendung; 

Aufgaben der Sozialversicherung: 
• Sozialversicherung im System der sozia­

len Sicherung, 

• Versicherte, Mitglieder, 

• Beiträge für Beschäftigte, 

• Leistungen; 

Informationsverarbeitung und Daten­
schutz: 
• Informationsbeschaffung, -Verarbeitung 

und -aufbereitung, 

• Informations- und Kommunikationssyste-

me, 

• Datenschutz; 

Kommunikation und Kooperation: 
• Kommunikation und Kooperation in be­

rufstypischen Situationen, 

• Umgang mit Konflikten; 

Verwaltungshandeln und gerichtliche Ver­
fahren; 
Anwenden von Lern- und Arbeitstechniken. 
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• In den Ausbildungsinhalten der Fachrich­

tungen kommen die spezifischen Anforde­

rungen der Zweige der Sozialversicherung 

zum Ausdruck. Sie umfassen im wesentli­

chen solche Positionen wie Versicherungs­

verhältnisse (zum Teil auch Beiträge, Mit­

gliedschaft), Finanzierung und Leistungen. 

In den Fachrichtungen allgemeine Kranken­

versicherung und knappschaftliehe Sozial­

versicherung ist erstmals eine Berufsbild­

position zum Marketing aufgenommen wor­

den. 

• Mit der Spezialisierung kann ab 2. Ausbil­

dungsjahr begonnen werden. Die gemeinsa­

men Ausbildungsinhalte werden für alle 

Fachrichtungen einheitlich im I. Ausbil­

dungsjahr und dann weiter im 2. und 3. Aus­

bildungsjahr zusammen mit den fachrich­

tungsspezifischen Inhalten vermittelt. 

• Besonders in der Abschlußprüfung müs­

sen die Ausgebildeten die erworbenen Quali­

fikationen in den schriftlichen Prüfungsfä­

chern "Versicherung und Finanzierung", 

"Leistungen" und "Wirtschafts- und Sozial­
kunde" (insgesamt 540 Minuten) sowie in 

der mündlichen Prüfung unter Beweis stel­

len. Hier sind in 30 Minuten auf der Grundla­

ge einer gestellten praxisgerechten Aufgabe 

mit 15 Minuten Vorbereitungzeit fachliche 

und kommunikative Leistungen zu zeigen. In 

der Fachrichtung allgemeine Krankenversi­

cherung hat sie bei der Ermittlung des Ge­

samtergebnisses das doppelte Gewicht. 

• Das äußere Bild der Ausbildungsordnung 

hat sich gewandelt. Sachliche und zeitliche 

Gliederung sind im Ausbildungsrahmenplan 

getrennt. Die sachliche Gliederung ist fach­

systematisch aufgebaut. Für die zeitliche 

Gliederung wurde die Zeitrahmenmethode 

gewählt, um Ausbildungsinhalte in der Ver­

mittlung zu verknüpfen und im nächsten Jahr 

fortsetzen zu können. 

Die Ausbildung soll auf der Grundlage eines 

praxisnahen Ausbildungskonzeptes erfolgen, 

das zu einer qualifizierten beruflichen Tätig­

keit führt, welche selbständiges Planen, 

Durchführen und Kontrollieren von berufli­

chen Aufgaben einschließt. Das ist ausdrück­

lich in § 4 Absatz 2 der Ausbildungsordnung 

festgelegt. Dabei sind fachliche und fach­

übergreifende Kompetenzen zu entwickeln. 

Das anspruchsvolle Ausbildungskonzept be­

deutet für die Ausbilder/ -innen, als Organi­

sator der Lernprozesse, als Berater und Be­

werter aktiv zu werden. Es gilt, die Auszubil­

denden zu ermutigen und zu befähigen, ei­

genständige Überlegungen anzustellen, Lö­

sungswege zu planen, Aufgaben selbständig 

zu bearbeiten und die Ergebnisse auch einer 

kritischen Selbstprüfung zu unterziehen. In 

diesem Sinne stellt die Neuordnung die Aus­

bilder und Ausbildungsbeauftragten nicht 

nur vor neue inhaltliche, sondern auch vor 

neue didaktisch-methodische Anforderun­

gen. Das Bundesinstitut für Berufsbildung 

will durch die Herausgabe von Erläuterungen 

zur Verordnung über die Berufsausbildung 

zum/ zur Sozialversicherungsfachangestell­

ten, die in Zusammenarbeit mit den Sachver-
' ständigen des Bundes erarbeitet wird, den 

Umsetzungsprozeß unterstützen . 5 

Abschließend soll hervorgehoben werden, 

daß das Erarbeitungs- und Abstimmungsver­

fahren für die Sozialversicherungsfachange­

stellten erneut den Beweis erbracht hat, daß 

das Konsensprinzip zwischen den Sozialpart­

nern und allen Beteiligten bei der Erarbei­

tung und Abstimmung des Entwurfs der Aus­

bildungsordnung funktioniert. Trotz erhebli­

cher Meinungsunterschiede zu Beginn der 

Neuordnung und deshalb vieler Diskussio­

nen während des Verfahrens ist es gelungen, 

zu einem Ergebnis zu gelangen, das von allen 

Beteiligten getragen und positiv bewertet 

wird. 

Es ist den Betrieben, den Ausbildern und 

Auszubildenden zu wünschen, daß die neue 

Verordnung zu einer weiteren Vervollkomm­

nung der Ausbildung und zu einer neuen 

Qualität in der künftigen Tätigkeit der Sozi­

alversicherungsfachangestellten führt. 
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Anmerkungen: 

1 Verordnung über die Berufsausbildung zum Sozial­

versicherungsfachangestellten/zur Sozialversiche­

rungsfachangestellten vom 18. 12. 1996, Bundesge· 

setzblau Jg. 1997 Teil/ Nr. 67, ausgegeben zu Bonn 

am 23. 12. 1996 
2 Statistisches Bundesamt Wiesbaden, Fachserie 11, 
Reihe 3, 1995, und Bundesinstitutfür Berufsbildung, 

Abt. 3.3, DaBa AZUBI, 1994 und 1995 
3 Umfrage 1992 des Bundesinstituts für Berufsbildung 

bei den Spitzenverbänden und zuständigen Stellen. In: 

Siemon, G.: Ausbildung von Sozialversicherungsfach· 

angestellten heute und morgen. Bundesinstitut für Be· 

rufsbildung. Der Generalsekretär (Hrsg.). Bietefeld 

1994 (Berichte zur beruflichen Bildung, H. 175) 
4 Vgl. Siemon, G.: Ausbildung ... , a. a. 0.; vgl. Sie· 

mon, G.: Der Ausbildungsberuf .. Sozialversiche­

rungsfachangestellte(r)" auf dem Wege zur Neuord­

nung. In: BWP 23 ( 1994) 4, S. 9-15 
5 Erläuterungen zur Verordnung über die Berufsaus­

bildung zum Sozialversicherungsfachangestellen/zur 

Sozialversicherungsfachangestellten (Veröffentlichung 

in Vorbereitung) 

Innovative Strategien zur 
Senkung des Ungelernten­
anteils - Zwischenbilanz 
des BIBB-Vorhabens zur 
"Berufsbegleitenden Nach­
qualifizierung" 

Sabine Davids 

1995 hat das Bundesinstitut für Be­

rufsbildung das Vorhaben "Berufs­
begleitende Nachqualifizierung" ge­

startet. Ziel ist die Umsetzung von 

berufsbegleitenden Qualifizierungs­
angeboten für junge Erwachsene 

ohne Berufsausbildung. Das Vorha­

ben unterstützt die lnititativen zur 

berufsbegleitenden Nachqualifizie­

rung durch die Beratung von Trä­
gern, Kostenträgern und zuständi­

gen Stellen bei der inhaltlichen Kon­
zeption und der Gestaltung des Fi­

nanzierungsrahmens sowie durch 

die fachliche Betreuung von Modell­

versuchen, der Koordination und 



Förderung des Erfahrungsaustau­

sches und der Dokumentation wich­

tiger Ergebnisse. 1 

Die Modellversuchsreihe "Berufs­
begleitende Nachqualifizierung" 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat im 

Rahmen des Modellversuchsprogramms des 

BMBF in den vergangenen zwei Jahren meh­

rere Modellversuche und ein Leonardo-Pro­

jekt zur Nachqualifizierung von Uungen) Er­

wachsenen im Rahmen von Beschäftigung 

initiiert. Die Modellversuche sollen innovati­

ve Förderstrategien zur Differenzierung und 

Flexibilisierung der traditionellen Wege zum 

Nachholen von Ausbildungsabschlüssen 

entwickeln und stärker an die Bedürfnisse 

der Teilnehmer und Teilnehmerinnen anpas­

sen. Außerdem wurden in Zusammenarbeit 

mit dem Vorhaben eine Reihe weiterer Lan­

des-Modellprojekte in enger Kooperation mit 

der Modellversuchsreihe und dem BMBF in­

itiiert, die über Beiräte begleitet werden. 

Zielgruppe der Modellversuche sind junge 

Arbeitslose ohne Berufsausbildung, die in 

öffentlich geförderte oder betriebliche Be­

schäftigungsverhältnisse vermittelt werden. 

Zwei Modellversuche werden über einen 

Verbund von Bildungs- und Beschäftigungs­

trägem in Harnburg und Thüringen realisiert. 

Träger sind der Verbund Bildungswerkstatt 

e. V. in Altona sowie der Internationale Bund 

für Sozialarbeit e. V. in Jena und die Starthil­

fe Sondershausen e. V. Die beiden anderen 

Modellversuche werden in Zusammenarbeit 

mit Klein- und Mittelbetrieben durchgeführt. 

Träger sind hier die BBJ-Servis gGmbH in 

Berlin und das Bildungswerk der Hessischen 

Wirtschaft e. V. in Frankfurt a. M. Das 

Leonardo-Projekt ist bei dem Berliner Ju­

gendberufshilfebetrieb Zukunftsbau GmbH 

angesiedelt Bei jedem Träger werden ca. 25 

Personen zum Berufsabschluß in kaufmänni­

schen, gewerblich-technischen und Bauberu­

fen nachqualifiziert. 

Hauptaufgabe der Modellversuchsreihe ist 

es, neue und differenzierte Wege zum Be­

rufsabschluß für einen Personenkreis zu er­

öffnen, der von herkömmlichen Nachqualifi­

zierungsangeboten nur ungenügend erreicht 

wird. Hierfür muß die Qualifizierung im Be­

reich der Beschäftigungsförderung, die bis­

her außerhalb des Berufsbildungsgesetzes 

liegt, auf die Vermittlung anerkannter Berufs­

abschlüsse ausgerichtet werden. 

Die innovativen Zielsetzungen der Modell­

versuchsreihe bestehen in sechs Aufgabenbe­

reichen: 

• Orientierung der berufsbegleitenden Qua­

lifizierung an den Ausbildungsordnungen 

und auf den anerkannten Berufsabschluß 

über Externenprüfung nach BBiG § 40 (2, 3) 

oder Umschulungsprüfung (nach BBiG 

§ 47), 

• Verknüpfung unterschiedlicher Finanzie­

rungsinstrumente zu einer durchgängigen 

Maßnahme, die ein tarifliches Einkommen 

sichert, 

• Modulare Gestaltung der Qualifizierung, 

die in ihrer sachlichen, zeitlichen und thema­

tischen Gliederung zielgruppenspezifischen 

und betrieblichen Anforderungen folgt, aber 

inhaltlich auf die jeweiligen Ausbildungsord­

nungen Bezug nimmt, 

• Entwicklung einer engen Lemortkoopera­

tion, damit die Qualifizierung weitgehend in 

Arbeitsprozessen erfolgt. Das Lernen am Ar­

beitsplatz im Betrieb oder beim Träger einer 

beschäftigungsfördernden Maßnahme hat 

zentrale Bedeutung, 

• Bereitstellung einer prozeßbegleitenden 

Beratung der Teilnehmerl-innen und 

• Dokumentation der erworbenen berufli­

chen Fertigkeiten in einem Qualifizierungs­

nachweis und Zertifizierung der Qualifizie­

rungsmodule nach verbindlicher und weitge­

hend einheitlicher Systematik. Fehlende Mo­

dule für die Abschlußprüfung nach § 25 

BBiG analog HwO können dann bei einem 

anderen Maßnahmeträger des Kooperations­

verbundes ergänzt werden. 

Alle Modellversuche verfügen für die berufs­

begleitende Nachqualifizierung über ein 

Mindest-Zeitbudget von 20 Prozent für das 

Lernen, das dem Bildungsträger im Rahmen 

der Maßnahme zur Beschäftigungsförderung 

zur Verfügung steht und von ihm strukturiert, 

didaktisch gestaltet und gesteuert werden 

kann. Diese Zeit muß intensiv genutzt wer­

den, um vorhandene Bildungsdefizite auszu­

gleichen und die fachtheoretischen Anteile 

des Berufes zu vermitteln. Gegebenenfalls 

muß der Bildungsträger fehlende betriebliche 

Aufgabenbereiche durch Aufbau eines Lern­

büros, einer Übungsfirma oder durch Simula­

tionen, wie z. B. ein Planspiel, ergänzen. 

Die Modellversuche, die ihre Nachqualifizie­

rung in der Kooperation mit Betrieben erpro­

ben, sind eher klassisch dual organisiert. Der 

Bildungsträger vermittelt die fachtheoreti­

schen Kenntnisse, während die Fachpraxis 

dem Betrieb vorbehalten bleibt. Hier stellt 

sich das Problem, wie der fachtheoretisch 

orientierte Lemprozeß unmittelbar auf den 

Arbeitsprozeß bezogen werden kann, wobei 

die Teilnehmerl-innen in verschiedenen Be­

trieben und an unterschiedlichen Arbeitsplät­

zen eingesetzt sind. Ein Modellversuch ver­

knüpft Theorie und Praxis sowie die Koope­

ration zwischen Bildungsträger und Betrieb 

durch den Einsatz von betrieblichen Paten, 

ein anderer nutzt die Entwicklung in den In­

formationstechnologien zur Vemetzung der 

Lernorte sowie der fachlichen Inhalte durch 

den Einsatz von e-mail. Die Modellversuche, 

in denen der Bildungsträger auch Beschäfti­

gungsträger ist, können den Arbeitsprozeß 

stärker in die Qualifizierung einbeziehen. Als 

Beschäftigungsträger haben sie zwar auf­

grund der gesetzlichen Auflagen für die Auf­

tragsvergabe an subventionierte Träger (Ge­

meinnützigkeit, Zusätzlichkeit und Wettbe­

werbsgebot) häufig Schwierigkeiten, an­

spruchsvolle Aufträge zu akquirieren und 

durchzuführen. Wenn aber der "passende 

Auftrag" eingeholt ist, können die Qualifizie­

rungsprozesse durchgängig im Arbeitsprozeß 

stattfinden und leichter gesteuert werden. 2 
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Vernetzung der Modellversuche 
im Arbeitskreis zur Verstärkung des 
Transfers 

Im Zentrum der Modellversuche steht die 

Aufgabe des Transfers. Das öffentliche Inter­

esse richtet sich auf die Nutzung der in den 

Maßnahmen erprobten Innovationen für die 

berufliche Bildung. Zur Unterstützung dieser 

Transferaufgaben, die zum einen in der kon­

tinuierlichen Veröffentlichung von Modell­

versuchsergebnissen sowie in der Herstel­

lung von Modellversuchsprodukten liegt, 

wurde im September 1996 ein Arbeitskreis 

"Berufsbegleitende N achqualifizierung" ge­

gründet. Der Arbeitskreis hat seine Aufgaben 

aus den konstitutiven Aufgabenschwerpunk­

ten der Modellversuchsreihe abgeleitet. Im 

Mittelpunkt der Arbeiten steht das wechsel­

seitige Kennenlernen und Verstehen der un­

terschiedlichen Modellversuchskonzeptio­

nen, um die verallgemeinerbaren und über­

tragbaren Ergebnisse/Prozesse zu reflektie­

ren und dadurch eine Hilfestellung für die 

Rationalisierung und Effektivierung der eige­

nen Arbeit zu finden. Offen und konstruktiv 

werden insbesondere die kritischen Punkte 

der Umsetzung in den einzelnen Modellver­

suchen diskutiert, denn die "Schwachstellen­

Analyse" leistet einen wesentlichen Beitrag 

für eine realistische Einschätzung eines regio­

nalen und bundesweiten Transfers. Das Ziel 

des Arbeitskreises besteht in der Klärung der 

Prioritäten für Transfermöglichkeiten des je· 

weiligen Modellversuchs sowie der Modell­

versuchsreihe. 

Die Zusammenarbeit wird in gemeinsam 

veranstalteten Fachtagungen und Veröffentli­

chungen dokumentiert. 3 

Transfer des Konzepts der Berufs­
begleitenden Nachqualifizierung in 
andere Politikbereiche durch das 
BIBB 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für 

Berufsbildung hat 1996 zwei Empfehlungen 

verabschiedet, mit denen der gesellschaftli­

ehe Konsens für eine nachhaltige Förderung 

der beruflichen Nachqualifizierung des Per­

sonenkreises der "Ungelernten" unterstri­

chen wird.4 Die "Empfehlung zur Qualifizie­

rung von Personen ohne formalen Berufsab­

schluß durch Nachholen von anerkannten 

Ausbildungsabschlüssen im Verbund mit Be­

schäftigung" vom Februar 1996 spricht sich 

für eine Ausweitung von berufsbegleitenden 

Nachqualifizierungsmaßnahmen aus und for­

dert eine Verbesserung der Rahmenbedin­

gungen für Qualifizierung im Verbund mit 

Beschäftigung sowie eine Verstärkung der 

Hilfestellung bei der Organisation und Ge­

staltung der Maßnahmen. In einem 10-Punk­

te-Prograrnm werden hervorgehoben: 

• die Notwendigkeit, praktikable Finanzie­

rungsstrategien für eine Verknüpfung von 

Qualifizierung mit Beschäftigung insbeson­

dere in öffentlich geförderten Beschäfti­

gungsverhältnissen zu erarbeiten 

• die Anforderung, Qualifizierungsangebote 

in einer organisatorischen und inhaltlichen 

Weise so zu gestalten, daß sie den im Ausbil­

dungsrahmenplan beschriebenen Positionen 

des Berufsbildes zugeordnet und entspre­

chend zertifiziert werden können 

• die Aufforderung, die Information von Bil­

dungs- und Maßnahmeträgem, Betrieben so­

wie den Zielpersonen selbst über die Mög­

lichkeiten abschlußbezogener Nachqualifi­

zierungsmaßnahmen zu verstärken 

• sowie den bundesweiten Transfer der Er­

gebnisse aus der Modellversuchsreihe "Be­

rufsbegleitende Nachqualifizierung" voran­

zutreiben. 

Eine zweite Empfehlung des Hauptausschus­

ses vom Juli 1996 zielt auf die "Förderung 

des Abschlusses in einem anerkannten Aus­

bildungsberuf durch Teilnahme an der Exter­

nenprüfung". Es wird festgestellt, daß so­

wohl Teilnehmer und Teilnehmerinnen als 

auch Betriebe und öffentliche Verwaltungen 

verstärkt auf diese Möglichkeit des Nachho­

Jens von Ausbildungsabschlüssen hingewie-
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sen und über den Weg sowie über Finanzie­

rungshilfen besser informiert werden sollen. 

Darüber hinaus werden Betriebe und Bil­

dungsträger aufgefordert, die Vorberei­

tungsmaßnahmen didaktisch und organisato­

risch besser an die Bedürfnisse von Teilneh­

mern anzupassen und Personen, die sich auf 

die Externenprüfung vorbereiten wollen, ak­

tiv zu unterstützen. 5 

Das Konzept der berufsbegleitenden Nach­

qualifizierung wird durch das BIBB-Vorha­

ben auch mit anderen Politikbereichen koor­

diniert: 

• in die Wirtschaft als Aufgabe betriebli­
cher Personalentwicklung von Ungelernten 
- hier wurde vom Institut für berufliche Bil­

dung, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik (IN­

BAS) in Zusammenarbeit mit Thyssen­

Magnettechnik GmbH im Juni 1996 ein 

Landesmodellversuch gestartet 

• mit der Jugendberufshilfe - hier besteht 

eine enge Zusammenarbeit mit der Bundes­

arbeitsgemeinschaft Jugendaufbauwerk so­

wie dem Deutschen Jugendinstitut, Mün­

chen, das vom Bundesminister für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend mit der wissen­

schaftlichen Begleitung des Modellpro­

gramms "arbeitsweltbezogene Jugendsozial­

arbei t" beauftragt ist 

• mit der Bundesarbeitsgemeinschaft Ar­
beit als Dachverband der ArbeitsfOrde­
rungsbetriebe und Beschäftigungsgesell­
schaften - hier wird eine Fortbildungsrege­

lung für anleitende Fachkräfte erarbeitet 

• mit einem adapt-Projekt - hier wird die 

Maßnahme zur Job-Rotation mit abschluß­

orientierter Nachqualifizierung verknüpft 

und durch den Berliner Senat als Beitrag zur 

aktiven Arbeitsmarktpolitik gefördert. 

Ziel dieser Aktivitäten ist, das Konzept der 

berufsbegleitenden Nachqualifizierung in 

den unterschiedlichen Förderprogrammen zu 

verankern und dadurch den finanziellen Rah­

men für das Nachholen von formal anerkann­

ten Berufsabschlüssen abzusichern. 



Ausblick 

Die Ergebnisse verdeutlichen, daß ein Trans­

fer des Nachqualifizierungskonzeptes zu einer 

qualitativen Aufwertung von Maßnahmen 

der öffentlichen Beschäftigungsförderung 

führt. Der Innovationstransfer der Modell­

versuche besteht vor allem in Anstößen zur 

Personalentwicklung in kleineren und mittel­

ständischen Unternehmen. Die Umsetzung 

von abschlußorientierten berufsbegleitenden 

Nachqualifizierungsmaßnahmen über regio­

nale Ansätze hinaus auf Bundesebene bedarf 

aber einer Unterstützung durch alle gesell­

schaftlichen Gruppierungen. 

Anmerkungen: 

1 Eine kurze Information über die Zielsetzungen des 
Vorhabens sowie der wichtigsten Veröffentlichungen 
kann in Form eines Faltblattes kostenlos über das 

BIBB bezogen werden. 
2 Alle vier Modellversuche präsentieren ihr Arbeits­

konzept jeweils in eine Modellversuchsinfo, das ko­
stenlos über das BIBB zu beziehen ist. 
3 Folgende Ergebnisse liegen vor: Davids, S.; Djafa­
ri, N.; Grate, B. (Hrsg.): Junge Erwachsene qualifi­
zieren - Nachholen von Berufsabschlüssen im Ver­
bund mit Beschäftigung. Dokumentation der Fach­
tagung vom 13. und 14. 12. 1995 in Weimar. Bundes­
instiiLll für Berufsbildung Der Generalsekretär 
(Hrsg.), (Tagungen und Expertengespräche, H. 29). 
Bielefeld 1997. Davids, S.: Berufsbegleitende Nach­
qualifizierung- Eine Modellversuchsreihe zur Erpro­
bung innovativer Kooperationsformen von Lernen 
und Arbeiten im Verbund, Beitrag zum 3. BIBB-Fach­
kongreß 
Präsentation des Vorhabens 1.0005 sowie sämtlicher 
Modellversuche durch Modellversuchsinfo auf dem 
BIBB-Fachkongreß vom 16.- 18. 10. 1996. Fachta­
gung "Modulare Nachqualifizierung und Erwerbstä­
tigkeit" am 20.121. Nov. 1996 des B1BB und der Mo­
dellversuchsträger BBJ-Servis gGmbH und Verbund 
Bildungswerkstatt e. V. in Hamburg 
4 Vgl. Beilage in BWP 25 ( 1996) 3 "Empfehlung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung zur Qualifizierung von Personen ohne formalen 
Berufsabschluß durch Nachholen von anerkannten 
Ausbildungsabschlüssen im Verbund mit Beschäfti­
gung " sowie Beilage in BWP 25 ( 1996) 6 "Empfeh­
lung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung zur Förderung des Abschlusses in ei­
nem anerkannten Ausbildungsberuf durch die Exter­
nenpriifung" 
5 Beide Empfehlungen des Hauptausschusses sind 
kostenlos über das B1BB zu beziehen. 

Bauberufe, kein Tabu für 
ostdeutsche Frauen -
Ergebnisse des Modell­
versuchs "Umschulung 
von Frauen in Berufe der 
Bauwirtschaft"1 

Edith Biebler, Renate Hoffmann 

Im Rahmen des BIBB-Modellversuchs 

wurden Frauen erfolgreich zu Flie­

sen-, Platten- und Mosaiklegerinnen 

umgeschult. Für sie war der Umschu­

lungsberuf kein Traumberuf, son­

dern resultierte aus dem Wunsch, ei­

ne Chance für eine Erwerbstätigkeit 

auf dem ersten Arbeitsmarkt zu er­

halten. Nach den in der Umschulung 

gemachten Erfahrungen hat sich das 

angewendete Konzept bewährt. 

Das Konzept der Umschulung orien­

tiert sich an der in den alten Bundes­

ländern durchgeführten "Modell­

versuchsreihe zur beruflichen Quali­

fizierung von Erwachsenen, die kei­

ne abgeschlossene Berufsausbil­

dung haben und ein besonderes Ar­

beitsmarktrisiko tragen". Der Bei­

trag stellt die wichtigsten Ergebnis­

se des Modellversuchs dar. 

Ausgangslage 

Die Neustrukturierung der Wirtschaft Ost­

deutschlands traf besonders die fraueninten­

siven Wirtschaftsbereiche wie Gesundheits­

und Sozialwesen, Bildung, Handel, Textil­

und Bekleidungsindustrie, Leichtindustrie 

(Glas- und Feinkeramik, Zellstoff- und Pa­

pierindustrie, Polygraphische Industrie u. a.), 

chemische Industrie, Landwirtschaft. Bis 

November 1994 war in den meisten dieser 

Bereiche ein Rückgang des Anteils der weib­

lichen Beschäftigten auf über die Hälfte zu 

verzeichnen. Seitdem hat sich die Situation 

nicht verbessert. So betrug die Arbeitslosen­

quote in den neuen Bundesländern im Sep­

tember 1996 (mit 1 099 934 Arbeitslosen) 

15,7 Prozent. Dabei war der Anteil der Frau­

en mit 59,6 Prozent höher als bei den Män­

nem. Auch wenn von den Konjunkturfor­

schern für 1997 ein verstärktes Wirtschafts­

wachstum vorhergesagt wird, ist mit einer 

Besserung der Arbeitsmarktlage nicht zu 

rechnen. 

Untersuchungen in Ostdeutschland zeigen, 

daß der Wunsch berufstätig zu sein, bei Frau­

en unvermindert besteht (1989 waren ca. 90 

Prozent der Frauen in Ostdeutschland berufs­

tätig).2 Die Erwerbstätigkeit gab den Frauen 

die Chance einer eigenständigen Lebenspla­

nung und -gestaltung, d. h. ein Leben mit 

Kindem mit oder ohne Partner, und nicht zu­

letzt die Möglichkeit einer materiellen Unab­

hängigkeit. Es gibt viele Frauen, die nicht die 

Form der Ehe wählten und ihre Kinder vor­

wiegend allein erziehen. Für sie ist eine Wie­

dereingliederung in den Arbeitsprozeß von 

existentieller Bedeutung. 

Ziele des Modellversuchs 

Vor diesem Hintergrund strebte der Modell­

versuch "Umschulung von Frauen in Berufe 

der Sauwirtschaft" an, Frauen neue Berufs­

felder im gewerblichen Bereich zu erschlie­

ßen und somit ihre Chancen auf dem Arbeits­

markt zu vergrößern. 

Die Bauwirtschaft wurde 1993 noch als der 

Wirtschaftszweig mit gesichertem Wachstum 

und damit guten Beschäftigungschancen ein­

geschätzt. Aus diesem Grunde wurde für den 

Modellversuch eine Umschulung von Frauen 

in den Beruf der Fliesen-, Platten- und Mosa­

iklegerin gewählt, der zu den Ausbauberufen 

der Bauwirtschaft zählt. Auch wenn gegen­

wärtig in der Bauwirtschaft durch eine Viel­

zahl von Konkursen mit einem Anstieg an ar­

beitslosen Bauarbeitern gerechnet werden 

muß, ist die Bauwirtschaft langfristig noch 

immer der Wirtschaftszweig, dessen Leistun-
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gen für eine konjunkturelle Entwicklung so­

wohl im privaten als auch im öffentlichen 

Sektor unerläßlich sind. 

Ziele des Modellversuchs sind: 

• die Erprobung einer Umschulungsmaß­

nahme für Frauen in dem männerdominier­

ten Beruf Fliesen-, Platten- und Mosaikle­

ger/ -in. Das zugrunde gelegte Ausbildungs­

konzept berücksichtigt insbesondere die so­

zialen Hintergründe und Sozialisationsmu­

ster ostdeutscher Frauen. Die Frauen sollten 

ermutigt werden, bereits vorhandene Kennt­

nisse und Erfahrungen aus einer vorangegan­

genen gewerblich-technischen Ausbildung 

und/ oder früheren Tätigkeit einzubringen, 

mit der Voreingenommenheit gegenüber 

Frauen in Bauberufen, aber auch mit einer 

bauspezifischen Atmosphäre umzugehen, ih­

re Stärken herauszuarbeiten und damit ihre 

Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. 

• die Erprobung eines neuen, auf Bausteinen 

beruhenden Umschulungskonzeptes. 

Die zu vermittelnden Fertigkeiten und 

Kenntnisse wurden nach Bausteinen neu ge­

ordnet, wobei jeweils tangierende Gebiete 

wie Fachmathematik, Bauzeichnen integriert 

wurden. Durch den damit verbundenen fä­

cherauflösenden Unterricht und die komple­

xe Wissensvermittlung wurden ein leichterer 

Einstieg der Frauen in die Umschulung und 

ein größerer Lernerfolg angestrebt. 

• eine Untersuchung, inwieweit Frauen und 

Männer sich in der theoretischen und prakti­

schen Ausbildung in einem männerdominier­

ten Beruf unterscheiden. 

Bei der Ausarbeitung des Umschulungskon­

zeptes wurden die Erfahrungen der "Modell­

versuchsreihe zur beruflichen Qualifizierung 

von Erwachsenen, die keine abgeschlossene 

Berufsbildung haben und ein besonderes Ar­

beitsmarktrisiko tragen" genutzt. 

Der Modellversuch wird seit November 1994 

vom Bildungsträger AWUS Fortbildungszen­

trum GmbH in seinen beiden Niederlassun­

gen Aue (reine Frauenklasse) und Leipzig 

(gemischte Klasse) durchgeführt. Der Um-

Schulungsphase war eine achtwöchige Fest­

stellungsmaßnahrne vorausgegangen, die den 

Teilnehmerl-innen vor allem zur Berufsfin­

dung/Berufsvorbereitung, zum Auffrischen 

und Vertiefen von Kenntnissen, zur Umstel­

lung im Alltag und zur Identitätstindung 

diente. Die Umschulung zum/zur Fliesen-, 

Platten- und Mosaikleger I -in begann im 

April 1994 und endete im Dezember 1995, 

wobei zwei Betriebspraktika enthalten wa­

ren. Die Umschulung begann in Aue mit 24 

und in Leipzig mit 18 Frauen und sieben 

Männern, wobei die Frauen größtenteils 

Langzeitarbeitslose waren. Die Einbezie­

hung von Männern erfolgte zwecks Untersu­

chung eines unterschiedlichen geschlechts­

spezifischen Verhaltens während der Um­

schulung. An der Abschlußprüfung im Januar 

1997 nahmen in Aue 19 Frauen und in Leip­

zig 14 Frauen und fünf Männer teil. Das Aus­

scheiden von Teilnehmer/ -innen während 

der Umschulung erfolgte vorrangig aus ge­

sundheitlichen Gründen, die nicht ursächlich 

mit dieser Umschulung in Zusammenhang 

standen. 

Ergebnisse 

• Die Umschulungsmaßnahme wurde er­

folgreich durchgeführt. Ca. 80 Prozent der 

Teilnehmer/-innen, die mit der Umschulung 

begannen, nahmen an der Abschlußprüfung 

teil. Mit Ausnahme von zwei Teilnehmerin­

nen haben alle die Abschlußprüfung bestan­

den. Knapp die Hälfte der Teilnehmer I -innen 

hat bereits einen Arbeitsplatz. Eine Reihe 

von Frauen wollten sich erst nach bestande­

ner Abschlußprüfung bewerben. Einige ha­

ben berechtigte Hoffnungen für eine Einstel­

lung bei einer erneuten Bewerbung im Früh­

jahr, wenn die Auftragslage sich wieder ver­

bessert. 

• Bereits die Durchführung der Feststel­

lungsmaßnahme ergab, daß bei den Frauen 

der Wunsch zur Erwerbstätigkeit sehr groß 

ist und sie keine Hemmungen haben, einen 

männerdominierten Beruf wie den der Flie-
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sen-, Platten- und Mosaiklegeein zu ergrei­

fen. Obwohl dieser Bauberuf für die Frauen 

nicht der Traumberuf war, sahen sie durch 

ihn Chancen für eine spätere Tätigkeit auf 

dem sog. ersten Arbeitsmarkt. Eine im Rah­

men des Modellversuchs durchgeführte Be­

fragung der Frauen während der Feststel­

lungsmaßnahme erbrachte, daß das Interesse 

an dem Beruf gleichrangig mit dem Wunsch 

war, die Arbeitslosigkeit zu beenden. Unter­

mauert wird die Aussage noch dadurch, daß 

nur ca. 42 Prozent der Teilnehmerinnen am 

Feststellungskurs über das Arbeitsamt und 

58 Prozent über Artikel in Zeitungen, Info­

Blättern bzw. durch Bekannte geworben wur­

den. 

• Die Umschulung zeigte, daß die Frauen in 

der Lage sind und auch den Willen haben, 

den Beruf der Fliesen-, Platten- und Mosaik­

legerin zu erlernen und auszuüben. Die Be­

dingungen auf den Baustellen, wie schwere 

Arbeit, hygienisches Umfeld, rauherer Um­

gangston, wurden zu Beginn der Maßnahme 

von den Frauen als unproblematisch angese­

hen. Während des Verlaufs der Maßnahme 

wurden die Ansichten differenzierter. Sie be­

einflußten aber nicht ihren Wunsch, sich als 

Fliesen-, Platten- und Mosaiklegert-in um­

zuschulen und in diesem Beruf zu arbeiten. 

So spielen solche Faktoren wie Akzeptanz, 

rauher Ton, hygienische Bedingungen auf 

den Baustellen für sie keine entscheidende 

Rolle. 

• In den Betriebspraktika konnten die Frau­

en durch ihre Leistungen und Einsatzbereit­

schaft die Unternehmer von ihrer Gleichwer­

tigkeit mit Männern in der Arbeit überzeu­

gen, auch solche, die bisher keine Frauen im 

Praktikum hatten. Durch die gegenwärtige 

Situation im Baugewerbe, aber auch durch 

den für eine Tätigkeit im Baugewerbe un­

günstigen Zeitpunkt der Abschlußprüfung 

(Wintermonat Januar) ist es bisher trotzdem 

einigen Frauen gelungen, einen Arbeitsplatz 

zu erhalten. Eine Reihe von Frauen hat be­

rechtigte Hoffnung für eine Einstellung im 

Frühjahr, wenn sich die Auftragslage im all­

gemeinen verbessert. 



• Das auf Bausteinen beruhende neue Um­

schulungskonzept hat sich bewährt, was 

auch durch die Betriebspraktika bestätigt 

wurde. Die komplexe Wissensvermittlung 

nach Bausteinen, die eine fächerauflösende 

Stoffvermittlung beinhaltet, läßt die Frauen 

leichter den Zusammenhang von Theorie und 

Praxis erkennen. 

Das neue Umschulungskonzept wurde nicht 

nur von den Frauen sehr gut angenommen, 

sondern gleicherweise von den Männern. 

• Die Nutzung bereits vorhandener Kennt­

nisse aus einer vorangegangenen gewerblich­

technischen Ausbildung bzw. der polytechni­

schen Schulausbildung hängt von solchen 

Faktoren wie Schulbildung, Alter und Beruf 

ab. Diese Aussagen wurden nach Interviews 

sowohl mit dem Ausbildungspersonal als 

auch mit Umschüler/ -innen getroffen. Auch 

nach Anwendung unterschiedlicher metho­

disch-didaktischer Konzepte des Ausbil­

dungspersonals zur Reaktivierung bereits 

vermittelter Kenntnisse zeigte es sich, daß 

Frauen mit einer 8-Kiassen-Schulausbildung 

kaum auf Kenntnisse zurückgreifen konnten. 

Jüngere Frauen mit einem 10-K.lassen-Schul­

abschluß oder Frauen mit einem mehr tech­

nischen Beruf, wie Funkmechanikerin oder 

Elektromonteurin, gelang die Wiederauffri­

schung bereits vermittelter Kenntnisse leich­

ter. 

• Die Erfahrungen während der Umschu­

lung zeigen, daß zwischen Frauen und 

Männern in ihren Lernergebnissen und 

Leistungen keine Unterschiede bestehen, 

was auch in den Betriebspraktika bestätigt 

wurde. 

Bedenkt man, daß die Frauen meistens noch 

die Hauptlast der Kinderbetreuung tragen, 

sind zum Teil die Umschulungsleistungen 

der Frauen höher zu bewerten. 

• In beiden Lernorten, d. h. Weiterbildungs­

träger und Praktikumsbetrieb, wurde sowohl 

von den Umschülerinnen als auch von den 

Gesellen und Unternehmern die Akzeptanz 

der Frauen durch die Männer und auch die 

Kollegialität zwischen ihnen größtenteils be­

stätigt. 

• Der Modellversuch mit seinen bisherigen 

Ergebnissen leistete einen Beitrag zur Ak­

zeptanz von Frauen in diesem von Män­

nern dominierten Beruf der Fliesen-, Plat­

ten- und Mosaiklegert-in sowohl bei dem 

Ausbildungspersonal des Weiterbildungsträ­

gers selbst, den Prüfungsbeauftragten der 

Handwerkskammer Aue und Industrie- und 

Handelskammer Leipzig als auch bei den 

Unternehmern und Gesellen der Praktikums­

betriebe. 

Der Modellversuch endet zum 30. 9. 1997. 

Eine abschließende Bewertung der Ergebnis­

se des Modellversuchs, seiner Verallgemei­

nerungsfähigkeit bzw. des Transfers des auf 

Bausteinen beruhenden Umschulungskon­

zeptes auf andere Umschulungsmaßnahmen 

steht noch aus. 

Anmerkungen: 

1 Der Modellversuch " Umschulung von Frauen in 

Berufe der Bauwirtschaft" wird vom Bundesinstitut 

für Berufsbildung mit Mitteln des Bundesministers für 

Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 

gefördert. Er wird in dem Zeitraum 1. 1 1. 1994 bis 

30. 9. 1997 vom Bildungsträger AWUS Fortbildungs­

zentrum GmbH Leipzig in seinen beiden Niederlas­

sungen Aue und Leipzig durchgeführt. 
2 Vgl. Engelbrech, G.: Vom Arbeitskräftemangel zum 

gegenwärtigen Arbeitskräfteüberschuß: Frauen und 

Erwerbsarbeit in den neuen Bundesländern, Sonder­

druck aus: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung 24 (1991), Berlin, Köln, Mainz 

Betriebliche Restrukturie­
rungsprozesse - Erfah­
rungsberichte aus deut­
schen und europäischen 
Industrieunternehmen 

Giseta Dybowski 

Wege zur innovativen Organisation. Kon­

zepte und Erfahrungsberichte aus der In­

dustrie. 

Dietrich Hoß; Bemhard Wirth (Hg.), RKW 

Raabe Verlags GmbH, Stuttgart 1996 

Unternehmen können dauerhaft nur existie­

ren, wenn sie sich in ihren Dienstleistungen 

permanent auf die sich verändernden Anfor­

derungen der Märkte und der von Kunden 

gewünschten Produkte einstellen. Die Indu­

strie erlebt zur Zeit eine dramatische Ver­

schärfung der Absatz- und Produktionsbe­

dingungen: strukturelle Veränderungen der 

Märkte, kurze Lieferfristen, hohe Innovati­

onsraten und kurze Produktlebensdauer, 

Preisverfall, globaler Wettbewerb und stei­

gende Anforderungen an Qualität und Zuver­

lässigkeit sind zentrale Herausforderungen 

an die Lern- und Wandlungsfähigkeit von 

Unternehmen. Mit starren Strukturen, die nur 

langsam auf Veränderungen reagieren, lassen 

sich diese Turbulenzen nicht meistem. Viel­

mehr müssen Konzepte und Organisations-
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maßnahmen verfolgt werden, die dynamisch 

auf Veränderungen reagieren können und mit 

deren Hilfe sich ein Wettbewerbsvorsprung 

erzielen läßt. Orientierungspunkt für derarti­

ge organisatorische Restrukturierungen wa­

ren dabei vor allem japanische Erfahrungen 

mit Qualitätszirkeln, Just-in-Time, Lean Pro­

duction etc., die wiederum die Entwicklung 

von eigenen Konzeptionen und neuen For­

men industrieller Produktion in Amerika und 

Europa beförderten. "Fraktale Fabrik", "Vita­

le Fabrik", "Reengineering" - all diese Mo­

delle konzentrieren sich auf eine systemati­

sierte Zusammenstellung organisatorischer 

Methoden und "tools", die dazu beitragen 

sollen, die traditionellen tayloristischen 

Strukturen des Industriebetriebs durch neue 

flexiblere Organisationsformen zu ersetzen. 

In dezentralisierten Organisationsstrukturen 

mit flachen Hierarchien sollen breit qualifi­

zierte, selbständig denkende und handelnde 

Mitarbeiter zur innovativen Marktanpassung 

des Unternehmens und zu seinen Überle­

bens- und Erfolgschancen im Wettbewerb 

beitragen. 

Das von Hoss/WIRTH herausgegebene Buch 

Wege zur innovativen Organisation. Kon­

zepte und Erfahrungsberichte aus der In­

dustrie veranschaulicht in 13 differenzierten 

Fallbeispielen Umstrukturierungsprozesse in 

industriellen Unternehmen. Die dabei ge­

wählten Beispiele erfolgreich durchgeführter 

betrieblicher Reorganisation beziehen neben 

Deutschland auch Erfahrungen aus anderen 

europäischen Nachbarländern wie Holland 

und Frankreich ein. Deutlich wird durch die­

se Fallbeispiele, daß viele deutsche und euro­

päische Unternehmen zur Zeit sehr konse­

quent daran gehen, ihre Organisation umzu­

bauen und dabei nach eigenen- wie die Her­

ausgeber postulieren - "spezifisch europäi­

schen" Wegen zur innovativen Organisation 

suchen. 

Auch wenn einige der in diesem Band aufge­

führten Fallbeispiele durch anderweitige ein­

schlägige Publikationen bereits bekannt sind, 

gibt es doch eine Reihe von Aspekten, die die 

Lektüre dieses Buches zu einer Bereicherung 

der Diskussion über neue Produktionskon­

zepte und die industrielle Standortfrage wer­

den lassen. Denn zu den Vorzügen dieses Bu­

ches gehört nicht nur, daß in 13 Fallbeispie­

len detailliert über Veränderungsprozesse in 

Industrieunternehmen berichtet wird und da­

bei auch Hemmnisse und Barrieren konkreter 

betrieblicher Umstellungen angesprochen 

werden. Zu den Vorzügen des Buches gehört 

ferner auch ein Vergleich der in diesen 

Fallanalysen dokumentierten Erfahrungen, 

durch den gewisse Gemeinsamkeiten in den 

beschriebenen betrieblichen Veränderungs­

prozessen benannt werden können. Als sol­

che werden von den Herausgebern hervorge­

hoben: 

• die Erfahrung, daß eine Restrukturierung 

nicht nach dem "Lehrbuch" vorgenommen 

werden kann, sondern daß jedes dieser "best­

practice"-Unternehmen in einem oft mühsa­

men Prozeß die seinen Wachstumsbedingun­

gen adäquate Form finden muß; 

• die starke Bedeutung des "subjektiven 

Faktors" als Voraussetzung für die perma­

nente Anpassungs- und Innovationsbereit­

schaft der gesamten Organisation ("leaming 

organization"); 

• die Neuausrichtung des Unternehmens auf 

dem Markt, am Kunden als Ausgangspunkt 

für unternehmensweite Restrukturierungs­

prozesse; 

• die Neugestaltung von Strukturen nach 

Wertschöpfungsprinzipien, die Vermeidung 

von Vergeudung, Redundanz und Umweg­

produktion, die Schaffung kürzerer Kommu­

nikationswege, flacherer Hierarchien etc. 

Sicherlich stellen die in diesem Band veran­

schaulichten Beispiele eines systematisch 

betriebenen organisatorischen Wandels noch 

eher die Ausnahme dar. Denn die Mehrzahl 

der Unternehmen versucht sich auch heute 

noch mit eher konventionellen Rationalisie­

rungsmaßnahmen oder nur partiell neuen 

Methoden zu behelfen, ohne überkommene 

Verhaltensmuster und Strategien in Frage zu 
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stellen. Gleichwohl liegt in einer Hinwen­

dung zu den in den Fallbeispielen geschilder­

ten neuen Strukturen die einzige Chance für 

die Unternehmen, längerfristig im weltwei­

ten Wettbewerb bestehen zu können. 

Dafür zu sensibilisieren und insbesondere 

kleineren und mittleren Unternehmen eine 

Orientierungshilfe zu geben, war auch der 

Anlaß eines Arbeitskreises des RKW, der 

sich unter dem Thema "lnnovationsmanage­

ment" seit fünf Jahren mit Fragen moderner 

Produktionsorganisation beschäftigt, Bei­

spiele erfolgreich durchgeführter betrieb­

licher Reorganisationsmaßnahmen zusam­

menzustellen und in einem Buch zu publizie­

ren . Durch die große Reichweite der fachli­

chen und beruflichen Herkunft der Autoren 

bzw. des Autorenteams bietet dieser Band in 

der Tat ein facettenreiches und differenziertes 

Bild aktueller Umstrukturierungsprozesse. 

Qualifizierung 
für integrierte Qualitäts­
sicherungssysteme 

Christel Alt 

• "Wer aufhört, besser zu werden, hat 

aufgehört, gut zu sein!" - Was Qualitäts­

management und betriebliche Weiterbil­

dung miteinander zu tun haben 

Argumentationsleitfaden I, 

25 Seiten, 12,- DM 

• Betriebliche Schwachstellenanalyse und 

qualitätsorientierte Personalpolitik - Das 

Unternehmen der Zukunft - als lernende 

Organisation auf Erfolgskurs 

Argumentationsleitfaden 2, 

23 Seiten, 12,- DM 

• Mitarbeiterbeteiligung als Organisati­

onsprinzip- Vom Mitarbeiter zum Mitden­

ker - die wahren Qualitätsexperten sind 

längst "vor Ort" 

Argumentationsleitfaden 3, 

28 Seiten, 12,- DM 



• Mitarbeiterqualifizierung für Qualitäts­

management-Systeme - Wie sie geht und 

wie man ihren Erfolg sichert 

Argumentationsleitfaden 4, 

39 Seiten, 12,- DM 

Argumentationsleitfaden 1 bis 4 für Füh­

rungskräfte von Klein- und Mittelbetrie­

ben, Multiplikatoren der beruflichen Wei­

terbildung, Moderatoren der Personalent­

wicklung 

Sonderpreis für Heft I bis 4, 39,- DM 

Wiehecke Novello-v.Bescherer, Hans Jürgen 

Zaremba 

W. Bertelsmann Verlag Bielefeld, 1996 

Zur Qualifizierung für integrierte Qualitätssi­

cherungssysteme sind im Rahmen des BIBB­

Modellversuches IQSS "Integrierte Qualifi­

kationen für integrierte Qualitäts-Siche­

rungs-Systeme" eine Reihe von Argumenta­

tionsleitfäden erarbeitet worden. 

Die Einführung eines integrierten Qualitäts­

sicherungssystems im Betrieb erfordert nicht 

nur einen Strukturwandel der Arbeit und ggf. 

eine Veränderung der betrieblichen Arbeits­

organisation, sondern vor allem auch Qualifi­

zierung und ein verändertes Arbeitsverhalten 

der Mitarbeiter. Dies gilt auch und gerade bei 

der Einführung eines Qualitätsmanagement­

systems auf der Basis des Normensystems 

DIN ISO 9000ff. und der konkreten Umset­

zung der vereinbarten Qualitätsziele. Hier 

setzt der mit einer Reihe von Partnerbetrie­

ben durchgeführte Modellversuch "Integrier­

te Qualifikationen für integrierte Qualitäts­

Sicherungs-Systeme (IQSS)" an. Die in der 

Praxis gewonnenen Erfahrungen, die erprob­

ten Konzepte und Arbeitshilfen werden in 

den vier vorliegenden Argumentationsleitfä­

den für die Praxis in übersichtlicher Form zu­

sammengestellt. Sie bieten Orientierungshil­

fe im aktuellen Dschungel der Qualitätsdis­

kussion und konkrete Anregungen dafür, wie 

auch in Klein- und Mittelbetrieben der Weg 

von der Qualitätskontrolle zur prozeß- und 

kundenorientierten Qualitätssicherung mit 

den Mitarbeitern beschritten werden kann. 

Die Argumentationsleitfäden können die 

Einführung eines zertifizierbaren Qualitäts­

managementsystems begleiten, sind aber pri­

mär auf betriebliche Führungskräfte und 

Mitarbeiter als Umsetzer der prozeßorien­

tierten Qualitätssicherung im Unternehmen 

ausgerichtet. 

Neben den vier Argumentationsleitfaden lie­

gen drei Module zur konkreten Qualifizie­

rung in der betrieblichen Praxis vor. 

Integrative Qualifikationen für integrierte 

Qualitäts-Sicherungs-Systeme (IQSS): 

• Modul "Qualitätssicherndes Handeln im 

Wareneingang" 

Dagmar Dei Tedesco, Jörg Landwehr, Georg 

Raming, Michael Kuhn, 

90 Seiten, 19,- DM 

• Modul "Qualitätssicherndes Handeln in 

der Fertigung" 

Dagmar Dei Tedesco, Jörg Landwehr, Georg 

Raming, Michael Kuhn, 

106 Seiten, 24,- DM 

• Modul "Handlungsanleitung für Mode­

ratoren zur Durchführung einer betriebli­

chen Weiterbildung" 

Dagmar Dei Tedesco, Georg Raming, 

64 Seiten, 19,- DM 

W. Bertelsmann Verlag, Sielefeld 1996/1997 

Die vorliegenden Bände sind Bestandteil ei­

ner aufgabenbezogenen und handlungsorien­

tierten betrieblichen Weiterbildungskonzep­

tion, wie sie im Modellversuch IQSS umge­

setzt und mehrfach in den beteiligten Betrie­

ben erprobt wurde. Mit dem Qualifizierungs­

konzept sollen Mitarbeiter aus Klein- und 

Mittelbetrieben zu qualitätssichernder Hand­

lungskompetenz geführt werden. Das Kon­

zept und die in den Modulen enthaltenen 

Materialien sind auf die Weiterbildungsbe­

dingungen vor allem in Klein- und Mittelbe­

trieben zugeschnitten. Die Weiterbildungs­

konzeption wendet sich ausdrücklich auch an 

Mitarbeiter in Unternehmen, die noch kein 

durchgängiges Qualitätsmanagementsystem 

aufgebaut haben, weil in Fragen der Quali­

tätssicherung geschulte Mitarbeiter gerade 

für die Einführung einer prozeß- und kun-

denorientierten Qualitätssicherung der "Mo­

tor" sein können. 

Die aufgaben- und handlungsorientierte Wei­

terbildung für Qualitätssicherung setzt bei 

der alltäglichen konkreten Arbeitsausführung 

der Mitarbeiter an und macht diese zum Aus­

gangspunkt und Gegenstand des Lernprozes­

ses. Die Qualifizierungseinheiten sind in drei 

aufeinander aufbauenden Integrationsstufen 

gegliedert. Die Mitarbeiter sollen "da abge­

holt werden, wo sie stehen", um von ihrer 

konkreten Aufgabe aus schrittweise den Zu­

sammenhang ihrer Arbeitsaufgaben im Ge­

samtzusammenhang einer präventiven Quali­

tätssicherungsstrategie zu erkennen und so­

mit qualitätsbewußt handeln zu können. 

Die Qualifizierungseinheiten sind sowohl für 

die Hand betrieblicher Führungskräfte, Mo­

deratoren und Multiplikatoren als auch für 

Bildungsträger, die betriebliche Weiterbil­

dung für Mitarbeiter in Klein- und Mittelbe­

trieben organisieren und gestalten, gedacht 

und mit diesem Personenkreis erprobt. Sie 

enthalten jeweils die Zielbestimmung, die 

teilnehmer- und durchführungsorientierte Be­

schreibung des inhaltlichen und methodi­

schen Vorgehens, Hinweise für den Modera­

tor I die Moderatorin und Arbeitsblätter bzw. 

Arbeitsmaterialien für die Teilnehmer. 

Das Modul "Handlungsanleitung für Mode­

ratoren zur Durchführung einer betrieblichen 

Weiterbildung" bietet künftigen betriebli­

chen Moderatoren Hilfe und Material zur 

Selbstqualifizierung für die wichtigsten Be­

reiche der Planung, Vorbereitung und Umset­

zung einer systematischen Mitarbeiterquali­

fizierung für Qualitätssicherung. Die darge­

stellten 10 Schritte zur praktischen Umset­

zung einer systematischen Mitarbeiterquali­

fizierung können jedoch ebensogut für die 

betriebliche Weiterbildung zu anderen The­

menkreisen genutzt werden. 

Alle drei Module sind benutzerfreundlich 

aufbereitet. Die lose Heftung der Materialien 

erlaubt die direkte Benutzung der Arbeitshil­

fen und ermöglicht persönliche und betriebs­

spezifische Ergänzungen. 
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Autorenhinweise 

.. ln der BWP werden nur Original-Beiträ­
ge veröffentlicht. Auf bereits veröffentlichte 
oder bei anderen Verlagen zur Veröffent­
lichung eingereichte Manuskripte ist aus­
drücklich hinzuweisen. Die Manuskripte 
unterliegen einer wissenschaftlichen und 
redaktionellen Begutachtung durch die 
Redaktion und den Beirat. 

.. Manuskripte für Fachaufsätze und Dis­
kussionsbeiträge sollen einen Umfang bis 
zu 24 000 Zeichen einschließlich Anmer­
kungen , Übersichten und Grafiken haben. 
• Dem Beitrag ist ein Abstract von ca. 500 
Zeichen voranzustellen, in dem die inhalt­
liche Fragestellung und die mit der Veröf­
fentlichung verbundene Zielsetzung kurz 
dargestellt werden. 
• ln den Autorenangaben sollten Angaben 
zur Person des Autors bzw. der Autorin 
(Name, beruflicher Abschluß / Promotion, 
Arbeitgeber, Tätigkeitsschwerpunkt) und 
ein Foto beigefügt werden. 
• Alle Arbeiten, auf die im Text Bezug ge­
nommen w ird, sind durch präzise Literatur­
angaben in den Anmerkungen zu belegen. 
Die Anmerkungen sind durchgehend zu nu­
merieren und an das Ende des Beitrages zu 
stellen. 

.. Den Grafiken und Übersichten müssen 
Vorlagen beigefügt und mit Überschrift, 
Erläuterungen, Quellenangaben etc. ver­
sehen werden. Enthält ein Beitrag mehrere 
Grafiken oder Übersichten, sind diese 
durchzunumerieren. 

., Der Text sollte auf einer MS-DOS-Dis­
kette geschrieben sein (Word, WordPerfect, 
Winword etc.). Beim Schreiben ist darauf 
zu achten, daß nach einem Komma oder 
Punkt (auch bei Abkürzungen und Datums­
angaben) ein Leerzeichen zu setzen ist. Die 
Texte müssen ohne Trennhilfe und ohne 
Formatierungen geschrieben sein . Hervor­
hebungen, Überschriften, Absätze etc. sind 
im ausgedruckten Text zu kennzeichnen . 
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Die Ergebnisse einer empirischen Untersu­
chung des Bundesinstituts für Berufsbildung 
zeigen, daß sich die Erwerbsbevölkerung in 

Deutschland durch eine hohe Lernbereit­

schaft auszeichnet. Viele Personen "opfern" 
nicht nur einen großen Teil ihrer Freizeit, 

sondern sind auch bereit, erhebliche finan­
zielle Mittel in ihre berufliche Qualifizierung 
zu investieren. Sie tragen so dazu bei, daß 
die Weiterbildung in den letzten zwei Jahr­

zehnten mehr und mehr zur vierten Säule 
des Bildungswesens aufrückte. 

Die vorliegende Broschüre wendet sich an 

potentielle Weiterbildungsträger sowie 
potentielle Weiterbild u ngstei I nehmerinnen 

und-teilnehmerund behandelt vor allem 
bildungsökonomische Fragen der beruf­
lichen Weiterbildung . 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 
Postfach 1 0 06 33 
33506 Sielefeld 
Telefon (0521) 911 01-0 
Telefax (0521 ) 911 01 -79 



Einen Ausbildungsplatz finden -

aber wie? Das Buch stellt Jugend­

lichen, Eitern und Lehrer/innen 

Berufe vor, die nicht überlaufen 

sind und gute Ausbildungschancen 

bieten. Übersichtliche Informationen 

zu Ausbildungsdauer, Tätigkeiten 

und Anforderungen sowie die 

regionale Verteilung der Ausbildungs­

betriebe bis hin zur Ausbildungsver­

gütung helfen beim Vergleichen. 

Präsentiert werden auch sechs 

interessante "neue" Berufe, in denen 

erstmals ausgebildet werden kann. 

Darüber hinaus gibt's praktische 

Tips für Lehrstellensuche und 

Bewerbung. 

43 Berufe mit Ausbildungschancen 
Tips- Tätigkeiten- Zahlen 1997 
Rolf Raddatz und 
Manfred Bergmann (Hrsg.) 
106 Seiten, DIN AS, broschiert 
ISBN 3-7639-0065-9 
DM 24,50 
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